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 Angesichts der Hysterie, mit der derzeit über das Ver-
hältnis zu Russland hier im Westen diskutiert wird, fällt 
es manchmal schwer, das richtige Maß zu finden. Auf der 
einen Seite kann tatsächlich niemand die russische Poli-
tik ernsthaft vorbehaltlos gut heißen. Dies betrifft zuerst 
natürlich Teile der Innenpolitik, doch auch außenpolitisch 
bedient sich Russland einer Machtpolitik, die vonseiten 
der Friedensbewegung im Falle der westlichen Staaten im-
mer völlig zu Recht scharf kritisiert wurde. Dennoch halte 
ich es andererseits für richtig und wichtig, hier Ursache 
und Wirkung nicht zu verwechseln – schließlich war es der 
Westen und nicht Russland, der mit seiner NATO-Expan-
sionspolitik die Chance auf eine dauerhafte Annäherung 
in den Wind schlug. Doch von der Tatsache, dass der ak-
tuellen Krise in der Ukraine eine jahrelange anti-russis-
che Einkreisungspolitik vorausging, die den eigentlichen 
Nährboden der jüngsten Eskalation darstellt, will hierzu-
lande kaum jemand etwas wissen.

Auch genügt es bei weitem nicht, mit dem Finger al-
lein auf die „böse“ USA zu zeigen. Sicher hat Washington 
einen großen Anteil an der Verschlechterung der Bezie-
hungen zu Russland. Allerdings trug hierzu auch die vor 
allem von Deutschland forcierte EU-Expansionspolitik 
und das mit ihr zusammenhängende Assoziationsabkom-
men mit der Ukraine maßgeblich bei. Ferner müssen die 
Auseinandersetzungen in der Ukraine in einem breiteren 
Zusammenhang einer sich erneut anbahnenden Blockkon-
frontation gesehen werden, die brandgefährlich ist. Rückt 
der Westen hier nicht von seinem Vormachtanspruch ab, 
indem er beginnt, zentrale russische Interessen zu res-
pektieren, droht tatsächlich eine Neuauflage des Kalten 
Krieges. Wie gefährlich die Lage ist, zeigt etwa der Aufruf 
„Wieder Krieg in Europa? Nicht in unserem Namen!“ vom 
5. Dezember 2014, in dem 60 Prominente mit deutlichen 
Worten warnten: „Niemand will Krieg. Aber Nordamerika, 
die Europäische Union und Russland treiben unausweich-
lich auf ihn zu, wenn sie der unheilvollen Spirale aus Dro-
hung und Gegendrohung nicht endlich Einhalt gebieten.“

Einen Krieg will vielleicht tatsächlich kaum jemand, 
obwohl ich mir da angesichts des Säbelrasselns einflussre-
icher Hardliner manchmal nicht so sicher bin. Manchmal 
hat es gerade im Europaparlament den Anschein, als 

könnte es vielen meiner Kolleginnen und Kollegen gar 
nicht schnell genug gehen, einen Neuen Kalten Krieg 
mit Russland vom Zaun zu brechen. Ein breiter Konsens 
existiert aber in jedem Fall darin, allein Russland für die 
Situation verantwortlich zu machen. So heißt es etwa in 
einem Entschließungsantrag, den die Mehrheit der EU-
Parlamentarier im Januar 2015 verabschiedete: „Das Eu-
ropäische Parlament [...] verurteilt Russlands aggressive 
Expansionspolitik auf das Schärfste, die die Einheit und 
Unabhängigkeit der Ukraine bedroht und auch für die EU 
eine potenzielle Bedrohung ist und zu der die rechtswidri-
ge Annexion der Krim und der nicht erklärte hybride Krieg 
gegen die Ukraine sowie der Nachrichtenkrieg zählen.“ 
An keiner Stelle des Antrags werden selbstkritische Töne 
angeschlagen – und sei es auch noch so leise.

Stattdessen erleben wir seit einiger Zeit gerade in den 
Medien eine Propagandaoffensive, die einem buchstäblich 
den Atem verschlägt. Eine der wenigen Ausnahmen ist 
das Handelsblatt, in dem Chefredakteur Gabor Steingart 
als einer der wenigen Vertreter der Massenmedien zu Be-
sonnenheit mahnte: „Jetzt wieder Nato-Einheiten an die 
polnische Grenze zu verlegen und über eine Bewaffnung 
der Ukraine nachzudenken ist eine Fortsetzung der diplo-
matischen Ideenlosigkeit mit militärischen Mitteln. Diese 
Mit-dem-Kopf-durch-die-Wand-Politik – und zwar immer 
an der Stelle, wo die Wand am dicksten ist – bringt Kopf-
schmerzen und sonst nicht viel. Dabei gibt es im Verhält-
nis Europas zu Russland in der Wand eine große Tür. Und 
der Schlüssel zu dieser Tür heißt Interessenausgleich.“

So richtig Schritte in diese Richtung wären, sie würden 
eine ehrliche Debatte über die tatsächlichen strategischen 
und ökonomischen Interessen hinter dem Konflikt und im 
Verhältnis zu Russland erfordern - doch davon ist weit und 
breit nichts zu sehen. Etwas positiver stimmt hier die Stim-
mung in der Bevölkerung, die sich ganz und gar nicht hint-
er die Hardliner in der Russland-Politik stellen will, wie 
diverse Umfragen belegen. Doch gerade weil die Propa-
gandafront von Politik und Medien dennoch nahezu lück-
enlos ihre Version der Realität verbreitet, ist es dringend 
erforderlich, hiergegen mit alternativen Informationen 
anzuarbeiten. Die vorliegende Broschüre soll hierzu einen 
bescheidenen Beitrag leisten. 

Vorwort
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Im Februar 2015 hielt der britische Vize-Kommandeur 
der Nato für Europa, Adrian Bradshaw, eine Besorgnis 
erregende Rede. In ihr bezeichnete er Russland nicht nur 
als eine „offensichtliche und existentielle Bedrohung“, 
sondern er prognostizierte darin auch eine neue „Ära 
andauernder Konfrontation mit Russland.“1 Tatsächlich 
stellen die Auseinandersetzungen in und um die Ukraine 
die mit Abstand schwerste Krise der westlich-russischen 
Beziehungen seit dem Ende der Blockkonfrontation dar. 
Zu Recht befürchten nicht wenige Beobachter, dass sich 
die aktuellen Konflikte sogar als Katalysator für einen 
Neuen Kalten Krieg erweisen könnten – die zentrale Frage 
hierbei ist, weshalb dies der Fall ist. Was die Antwort an-
belangt, so ist man sich auf beiden Seiten des Atlantiks – 
trotz so mancher Differenzen im Detail – über eine Sache 
vollkommen einig: „Russland ist an allem Schuld!“

Zweifellos agiert Russland in der Ukraine mit harten 
Bandagen, um dort seine Interessen durchzusetzen. Al-
lerdings wird im Westen die eigene Verantwortung für die 
aktuelle Situation geflissentlich übersehen (oder besser: 
ausgeblendet). Dabei liegt eine der wesentlichen Konf-
liktursachen in der unmittelbar nach dem Kalten Krieg 
ausgearbeiteten US-Vormachtstrategie, die seither darauf 
abzielt, die Dominanz des Westens (unter Führung der 
Vereinigten Staaten) unter allen Umständen zu erhalten. 
Auf die hieraus unter anderem abgeleitete gezielte Schwä-
chung Russlands wurde fortan dann auch die NATO-Poli-
tik ausgerichtet, indem versucht wurde, möglichst viele 
Länder des ehemaligen Ostblocks in die westliche Ein-
flusssphäre zu integrieren. Dass die sich über Jahre hin-
weg verschärfenden Konflikte dann im Falle der Ukraine 
besonders drastisch eskalierten, liegt nicht zuletzt an der 
geopolitischen Bedeutung des Landes. Im Westen gilt es 
als geopolitischer Schlüsselstaat, dessen Kontrolle eine 
gravierende Schwächung Russlands zur Folge hätte. Die 
ursprünglich für November 2013 vorgesehene Unterzeich-
nung eines Assoziationsabkommens mit der Europäischen 
Union hätte dabei den Beitritt der Ukraine zum westlichen 
Block faktisch besiegelt. Und genau aus diesem Grund 
hatte sich der damalige ukrainische Präsident Wiktor Ja-
nukowitsch mit seiner Entscheidung, das Dokument nicht 
zu unterschreiben, mächtige Feinde in Washington, aber 
auch in Brüssel und insbesondere auch in Berlin gemacht 
(Kapitel 1).

Doch nicht nur die NATO, auch die Interessenspolitik 
der Europäischen Union2 ist maßgeblich für die aktuelle 
Krise verantwortlich. Sie betreibt ebenfalls seit Jahren 
eine Expansionspolitik, die vor allem mittels der sogen-
annten „Europäischen Nachbarschaftspolitik“ (ENP) da-
rauf abzielt, einen imperialen Großraum als Machtbasis 
einer künftigen „Weltmacht EUropa“ zu schaffen und 
militärisch abzusichern. Im Kern dieser Expansionsstrat-
egie stehen wiederum die bereits erwähnten Assoziation-
sabkommen, die auf den neoliberalen Umbau der Nach-
barländer und ihre periphere Eingliederung in den EU-
Großraum abzielen, wie eine Analyse des Abkommens 
zwischen der EU und der Ukraine deutlich vor Augen 
führt (Kapitel 2).

Deutschland hat diese EU-Expansionspolitik ganz 
wesentlich geprägt und vorangetrieben, auch und gerade 
was den Abschluss eines Assoziationsabkommens mit der 
Ukraine anbelangt. Diese seit Jahren betriebene Politik 
wird seit einiger Zeit wieder ganz offen in eine Debatte 
eingebettet, in der als Kern der Abschied Deutschlands 
von seiner – angeblichen – „Kultur der Zurückhaltung“ 
zugunsten einer militärisch unterfütterten Weltmachtpo-
litik eingefordert wird. Grundlage dieser Debatte ist das 
Projekt „Neue Macht – Neue Verantwortung“, das über 
50 Mitglieder des außen- und sicherheitspolitischen Es-
tablishments versammelte und dessen Kernelemente in 
die spätere Rede von Bundespräsident Joachim Gauck bei 
der Münchner Sicherheitskonferenz Anfang 2014 einflos-
sen. Für Süd- und Osteuropa wird dabei ganz offen das 
Ziel ausgegeben, die EU dort als alleinige Ordnungsmacht 
zu etablieren und die Ukraine gilt für die Umsetzung der 
„Gauck-Doktrin“ als erster wesentlicher Meilenstein. Und 
tatsächlich kristallisierte sich Deutschland neben den USA 
schnell als der wichtigste westliche Akteur in der Ukraine-
Krise heraus – sowohl in der Vorbereitung des Umsturzes 
als auch beim nachfolgenden „Krisenmanagement“. Auch 
wenn dabei eine große Schnittmenge zwischen deutschen 
und US-amerikanischen Interessen existiert, sind diese 
bei genauerer Betrachtung allerdings alles andere als 
deckungsgleich. Dies wird daran ersichtlich, dass es im-
mer wieder zu teils heftigen innerwestlichen Spannungen 
kommt, die sich vor allem um zwei Aspekte drehen: Wem 
gelingt es, seinen Potentaten als Machthaber in Kiew zu 

Einleitung

Die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini und der 
ukrainische Präsident Petro Poroschenko. Quelle: Euro-
päische Union
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etablieren? Und wie weit ist man bereit, die Eskalations-
schraube gegenüber Russland weiterzudrehen? (Kapitel 3)

In der Ukraine selbst folgte auf die vom Westen mas-
siv unterstützten Proteste ein illegaler und unter Ge-
waltandrohung vollzogener Putsch, bei dem der in freien 
Wahlen an die Macht gelangte Janukowitsch buchstäblich 
aus dem Land gejagt wurde. Obwohl sich in der rasch 
zusammengesetzten „Übergangsregierung“ zahlreiche 
rechtsradikale Kräfte befanden, wurde sie vom Westen 
umgehend anerkannt. Dabei lassen sich einzelne zäh um 
Einfluss ringende Akteure klar entweder Deutschland 
(Klitschko) oder den USA (Jazenjuk) zuordnen. Un-
geachtet dieser Auseinandersetzungen stehen all diese 
Akteure hinter dem radikal-pro-westlichen Kurs, der so-
fort nach der Machtübernahme eingeschlagen wurde. Sch-
nell setzte daraufhin eine Eskalation ein, die zu schweren 
Kämpfen mit separatistischen Kräften in der Ost-Ukraine 
und der völkerrechtswidrigen Aufnahme der Krim durch 
Russland führte. Gleichzeitig wurde die Oligarchenherr-
schaft, deren Beendigung ursprünglich eigentlich das zen-
trale Ziel der Maidan-Proteste gewesen war, sogar noch 
gestärkt und dem Land auf Verlangen des „Internationalen 
Währungsfonds“ (IWF) rigorose Sparmaßnahmen aufge-
drückt, die vor allem die ärmsten Bevölkerungsschichten 
hart treffen. Und schließlich drohen dem Land nun auch 
noch bewaffnete Auseinandersetzungen innerhalb des 
„siegreichen“ Regierungslagers. Dabei stehen sich der 
Oligarch Igor Kolomoiski sowie die von ihm finanzierten 
faschistischen Freiwilligenbataillone und die Regierung in 
Kiew zunehmend feindselig gegenüber (Kapitel 4).

Die ohnehin schon extrem heikle Lage, in der sich 
die Ukraine befindet, wird durch die internationalen Rah-
menbedingungen zusätzlich erheblich verkompliziert. 
Dazu gehören die teils in aller Öffentlichkeit erhobenen 
Forderungen, die Krise in der Ukraine zu nutzen, um ein-
en Machtwechsel in Russland selbst auszulösen. Hinzu 
kommt eine regelrechte Mobilmachung der NATO, die die 
Wahrscheinlichkeit schwerer Konflikte erheblich erhöht 
hat. Selbst direkte bewaffnete Zusammenstöße werden 
wieder für möglich gehalten – mit nur schwer absehbaren 
Konsequenzen. Obwohl Deutschland hier auf einen etwas 
moderateren Kurs setzt als die USA, mit denen es zu man-
cherlei Konflikten kam, trägt es dennoch die generell anti-
russische Stoßrichtung der aktuellen Politik weitgehend 
mit, teils sogar an vorderster Front. Somit ist auch nicht 
mit einem Bruch im transatlantischen Verhältnis zu rech-
nen – im Gegenteil. Die Anzeichen verdichten sich, dass 
sich eine Entwicklung weiter verschärft, bei der sich ein 
neoliberaler westlicher Block und ein staatskapitalistischer 
Block zunehmend feindlich gegenüberstehen (Kapitel 5).

Vor diesem Hintergrund droht die aktuelle Eiszeit also 
zum Dauerzustand zu werden.  So schilderte der Militärex-
perte Thomas Wiegold seine wesentlichen Eindrücke von 
der Münchner Sicherheitskonferenz 2015 folgendermaßen: 
„Meine sehr subjektive Wahrnehmung (mit der ich offen-
sichtlich bei Weitem nicht alleine stehe) nach drei Tagen 
Sicherheitskonferenz: Die Konfrontation West gegen Ost 
(oder umgekehrt) ist nicht nur wieder da, sie wird so bald 
nicht verschwinden. Und die Meinungsverschiedenheiten, 
die zwischen den USA und einem Teil ihrer europäischen 
Verbündeten auftraten, wenn es zum Beispiel um Waffen-
lieferungen an die Ukraine geht, sind ein Streit um den 
richtigen Weg – aber noch keine grundlegende Spaltung 

des Westens. Dafür wird der Graben zwischen Europa 
und den USA einerseits und Russland andererseits immer 
tiefer.“3 Um diese Gräben wieder zuzuschütten, müsste 
der Westen von seinem Dominanzanspruch abrücken; er 
müsste anerkennen, dass auch er eine wesentliche, wenn 
nicht sogar die Hauptschuld an der Eskalation trägt; und 
er müsste vor allem endlich eine ernsthafte Bereitschaft an 
den Tag legen, Russland in wesentlichen Sicherheitsfragen 
ein Mitspracherecht einzuräumen (Kapitel 6). 

Wird dagegen der aktuelle Kurs fortgesetzt, wird der 
Konflikt wohl tatsächlich noch weiter an Schärfe zune-
hmen. Dass dies – eigentlich – in niemandes Interesse 
sein sollte und alles daran gesetzt werden müsste, diese 
brandgefährliche Situation zu entschärfen, verdeutlicht 
allein schon, dass der „Bulletin of the Atomic Scientists“ 
seine berühmt berüchtigte „Doomsday Clock“, die anzeigt, 
wie kurz die Welt vor einem Atomkrieg steht, Anfang 
2015 auf drei Minuten vor zwölf nach vorne stellte. Nach 
Auffassung der Wissenschaftler war die Welt nur einmal, 
1953, näher an einem solchen Abgrund.4
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Für Russland ist die Sachlage eindeutig: Anfang der 
1990er gab es eine unmissverständliche Zusage, im Aus-
tausch für die NATO-Mitgliedschaft des wiedervereinigten 
Deutschlands keine Ausweitung des Bündnisgebietes nach 
Osten vorzunehmen – und dieses Versprechen ist durch 
die dezidiert anti-russische NATO-Expansionspolitik auf 
eklatante Weise verletzt worden. Westlicherseits wird 
diese Sichtweise ebenso eindeutig zurückgewiesen und 
Russland die Verantwortung für die Verschlechterung der 
Beziehungen zugeschanzt. Symptomatisch hierfür war die 
Abschlusserklärung des NATO-Gipfels in Wales im Sep-
tember 2014, in der eine regelrechte Mobilmachung des 
Bündnisses gegen Russland beschlossen wurde. Begründet 
wurde dies damit, Moskau habe die in Freundschaft aus-
gestreckte Hand des Westens rüde beiseite geschlagen und 
müsse nun eben die Konsequenzen tragen: „Mehr als zwei 
Jahrzehnte lang hat die NATO sich darum bemüht, eine 
Partnerschaft mit Russland aufzubauen. [...] Russland hat 
seine internationalen Verpflichtungen ebenso wie interna-
tionales Recht verletzt und so das gegenseitige Vertrauen, 
das den Kern unserer Zusammenarbeit bildet, zerstört.“5

Eine nähere Betrachtung der westlichen Russland-
Politik macht allerdings deutlich, dass die Sichtweise 
Moskaus durchaus nachvollziehbar ist. Hierdurch wurde 
die einmalige Chance, das konfrontative Verhältnis zu 
beenden, fahrlässig in den Wind geschlagen (Kapitel 1.1). 
Dies veranlasste Russland – mit beträchtlicher zeitlicher 
Verzögerung – wiederum dazu, seinerseits dem Westen 
immer feindlicher gegenüberzustehen und seine Politiken 
dementsprechend anzupassen (Kapitel 1.2). Im Ergebnis 
verschlechtert sich das gegenseitige Verhältnis schon seit 
vielen Jahren immer weiter, sodass heute wieder ganz of-
fen vor einer – womöglich nie zu Ende gegangenen, aber 
nun wieder offener zu Tage tretenden – Blockkonfronta-
tion, einem Neuen Kalten Krieg, gewarnt wird (Kapitel 
1.3). Dass diese Konflikte rund um die Ukraine-Krise be-
sonders drastisch eskalierten, ist dabei beileibe kein Zu-
fall, gilt das Land doch als eine Art geopolitisches Filet-
stück im Ringen zwischen Russland und dem Westen (Ka-
pitel 1.4). Und auch dass sich die Auseinandersetzungen 
an der Ablehnung des Assoziationsabkommens zwischen 
der Europäischen Union und der Ukraine entzündeten, ist 
in gewisser Weise logisch: Schließlich bedeutet die Unter-
zeichnung dieses Dokumentes, dass das Land faktisch in 
die westliche Einflusszone einverleibt und ein Beitritt zur 
russisch-geführten „Eurasischen Wirtschaftsunion“ dauer-
haft unmöglich gemacht wird (Kapitel 1.5).

1.1 Hegemonialpolitik und NATO-Expansion

Unmittelbar nach dem vermeintlichen Ende des 
Kalten Krieges wurden in den USA intensive Überlegun-
gen angestellt, wie auf die neue Situation zu reagieren 
sei. Vor diesem Hintergrund gab der damalige US-Ver-
teidigungsminister Dick Cheney ein Papier in Auftrag, 
das die Ausarbeitung einer künftigen US-Globalstrategie 
zum Inhalt haben sollte. Unter Aufsicht seines Unter-
staatssekretärs für Verteidigung, Paul Wolfowitz, wurde 
das Dokument dann von Lewis Libby und Zalmay Khal-

ilzad verfasst, alles Personen, die vor allem in der späteren 
Bush-Administration noch einmal führende Rollen einne-
hmen sollten.6 

Heraus kam mit der „Defence Planning Guidance“ 
(auch: „No-Rivals-Plan“) eine Aufforderung, dass und ein 
Katalog wie die US-Vorherrschaft in der Welt dauerhaft 
zu zementieren sei: „Unser erstes Ziel ist, den (Wieder-)
Aufstieg eines neuen Rivalen zu verhüten, sei es auf dem 
Gebiet der früheren Sowjetunion oder anderswo, der eine 
Bedrohung der Größenordnung darstellt, wie früher die 
Sowjetunion. Das ist die beherrschende Überlegung, die 
der neuen Verteidigungsstrategie für die Region zugrunde-
liegt. Wir müssen versuchen zu verhüten, dass irgendeine 
feindliche Macht eine Region dominiert, deren Ressour-
cen – unter gefestigter Kontrolle – ausreichen würden, 
eine Weltmachtposition zu schaffen. [Dies bedeutet] die 
hochentwickelten Industrieländer von jedem Versuch ab-
zuhalten, unsere Führungsrolle in Frage zu stellen oder die 
bestehende politische und wirtschaftliche Ordnung um-
zustürzen [und] die Mechanismen aufrecht zu erhalten, um 
möglichen Konkurrenten alle Hoffnung auf eine größere 
regionale oder globale Rolle zu nehmen.“7 

Cheney stellte sich anschließend voll und ganz hint-
er die Thesen von Wolfowitz und Co. und bügelte einen 
deutlich moderateren Alternativentwurf des damaligen 
Generalstabschefs Colin Powell nieder. Seither gilt es als 
nahezu unbestritten, dass die Kernthesen des No-Rivals-
Plans fortan die US-amerikanische Politik bestimmten.8 
Folgerichtig wurde hieraus unter anderem eine Politik zur 
gezielten Einkreisung und Schwächung Russlands abge-
leitet, wie der private Nachrichtendienst „Strategic Fore-
cast“ (Stratfor), dem beste Kontakte zur CIA nachgesagt 
werden, nüchtern konstatiert: „Nach dem Fall der Sowje-
tunion startete der Westen eine geopolitische Offensive in 
Russlands Hinterhof und war dabei überaus erfolgreich.”9

Als wesentliches Instrument dieser geopolitischen Of-
fensive wurde die NATO auserkoren, was aber zwingend 
erforderte, die – als faktische Gegenleistung für die Been-
digung des Kalten Krieges – dem damaligen sowjetischen 
Generalsekretär Michael Gorbatschow gegebene Zus-
age zu brechen, keine Erweiterung des Bündnisgebietes 
nach Osten vorzunehmen. Da es sich hierbei um einen der 
wichtigsten russischen Kritikpunkte handelt, sind die da-
maligen Vorgänge heute wieder Gegenstand intensiver Au-
seinandersetzungen.10 Dabei wird teils mit allerlei spitzfin-
digen Argumentationsketten versucht, diesen eklatanten 
Vertrauensbruch vom Tisch zu wischen. Ausgangspunkt 
ist zunächst einmal folgendes, eigentlich nur schwer fäls-
chlich zu interpretierendes Gespräch: „Als US-Außenmin-
ister James Baker bei KP-Generalsekretär Michail Gor-
batschow am 8. Februar 1990 um dessen Zustimmung für 
den Verbleib des wiedervereinigten Deutschlands in der 
Nato warb, versicherte Baker, es werde ‚keine Ausweitung 
der gegenwärtigen Nato-Jurisdiktion nach Osten geben‘. 
Gorbatschow setzte nach: ‚Jede Erweiterung der Zone 
der Nato ist unakzeptabel.‘ Bakers Antwort: ‚Ich stimme 
zu.‘“11 

1. Die Ukraine und der Kalte Krieg 2.0
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Später argumentierte Baker, seine 
Sätze hätten sich lediglich auf das Ge-
biet der damaligen DDR bezogen, we-
shalb sie keine generelle Absage an 
eine Erweiterung der NATO dargestellt 
hätten.12 Das ist allerdings alles andere 
als glaubhaft, trat doch der damalige 
deutsche Außenminister Hans-Dietrich 
Genscher am 2. Februar 1990 zusam-
men mit James Baker vor die Presse und 
beschrieb das Ergebnis ihres Gespräch-
es wie folgt: „Wir waren uns einig, dass 
nicht die Absicht besteht, das NATO-
Verteidigungsgebiet auszudehnen nach 
Osten. Das gilt übrigens nicht nur in 
Bezug auf die DDR [...], sondern das 
gilt ganz generell.“13 Aus einem lange 
Zeit geheimen Aktenvermerk geht zu-
dem hervor, dass dies auch genau die 
Aussage war, die in Gesprächen später 
im Februar 1990 der sowjetischen Seite 
übermittelt worden war: „Demnach sagte Genscher im 
Gespräch mit dem sowjetischen Außenminister Scheward-
nadse, der Bundesregierung sei ‘bewusst, dass die Zuge-
hörigkeit eines vereinten Deutschlands zur Nato kompli-
zierte Fragen aufwerfe’. Für sie stehe aber fest: Die Nato 
werde sich nicht nach Osten ausdehnen.“14

Allerdings wurde das Thema dann in den weiteren 
Verhandlungen nicht mehr angesprochen und es gab 
wohl tatsächlich danach keine formale Zusage mehr, das 
Bündnisgebiet nicht zu erweitern. Westlicherseits wird 
nun argumentiert, hierdurch seien auch die Aussagen aus 
dem Februar 1990 gegenstandslos geworden: „Niemals 
wird laut den Quellen in jener entscheidenden Verhan-
dlungsphase aber die Nichterweiterung der Nato nach 
Osten erwähnt. Wenn Gorbatschow sich wirklich auf die 
Gespräche hierzu vom Februar verlassen hätte, dann hätte 
er das Thema in dieser Zeit noch einmal vorbringen müs-
sen. Er tat es nicht. Im Juli 1990 willigte er in die Voll-
mitgliedschaft eines vereinten Deutschland in der Nato 
ein.“15 Zweifellos kann dieses Versäumnis Gorbatschows 
als geopolitische Dummheit allerersten Ranges bezeichnet 
werden und über die Gründe hierfür lässt sich nur spekuli-
eren. Allerdings belegen Aussagen Gorbatschows, dass er 
augenscheinlich von der Gültigkeit der Zusagen ausging 
und die später einsetzende NATO-Realpolitik eindeutig als 
Bruch der damaligen Übereinkünfte bewertet: „Die Entsc-
heidung der USA und ihrer Verbündeten, die NATO nach 
Osten auszudehnen, wurde im Jahr 1993 gefällt. Ich habe 
dies von Anfang an als einen großen Fehler bezeichnet. Es 
war definitiv eine Verletzung des Geistes der Stellungnah-
men und Versicherungen, die uns gegenüber 1990 gemacht 
wurden.“16 

Tatsächlich wurde die Idee, die NATO in Richtung des 
ehemaligen Ostblocks zu erweitern, schon 1993 vom da-
maligen deutschen Verteidigungsminister Volker Rühe in 
die Debatte eingespeist. Ein Jahr darauf wurde das Pro-
gramm „Partnerschaft für den Frieden” aufgelegt, mit 
dem vor allem Länder des ehemaligen Warschauer Pak-
tes schrittweise an das Bündnis herangeführt werden sol-
lten. Daraufhin wurden Polen, Ungarn und die Tschechis-
che Republik im Jahr 1997 formell zum NATO-Beitritt 
eingeladen, der am 12. März 1999 offiziell erfolgte. Fast 

zeitgleich begann die NATO mit ihrem Angriffskrieg ge-
gen Jugoslawien – ein drastischer Völkerrechtsbruch, da 
er ohne Mandat des UN-Sicherheitsrates und damit am 
russischen Vetorecht vorbei durchgeführt wurde. Auch 
danach ging es Schlag auf Schlag weiter: Im November 
2002 fiel die zwei Jahre später umgesetzte Entscheidung, 
weitere sieben Staaten, darunter mit Estland, Lettland und 
Litauen auch ehemalige Gliedstaaten der Sowjetunion, ins 
Bündnis aufzunehmen – und zwar obwohl Moskau dies 
stets als „rote Linie” bezeichnet hatte, die keinesfalls über-
schritten werden dürfe.17

Mit großer Sorge beobachtet Moskau zudem seit 
Langem die NATO-Raketenabwehrpläne, in denen es – 
nicht ohne Grund – einen gezielten Versuch sieht, das rus-
sische Zweitschlagpotenzial zu neutralisieren.18 Ab 2003 
setzten dann noch die sogenannten „bunten Revolutionen” 
ein, bei denen in Moskaus unmittelbarer Nachbarschaft 
pro-russische durch pro-westliche Machthaber ersetzt 
wurden. Dazu gehörten insbesondere die vom Westen 
teils maßgeblich unterstützten Umstürze in Georgien 
(2003), der Ukraine (2004) und Kirgisien (2005). Zusam-
mengenommen bildeten diese Maßnahmen eine kritische 
Masse, die zur Folge hatte, dass in Russland ein grundleg-
ender Kurswechsel eingeleitet wurde, um der als feindlich 
empfundenen NATO-Expansionspolitik eigene machtpo-
litische Schritte entgegenzusetzen: „Die große Veränder-
ung des Jahres 2005 ist, dass in diesem Jahr die russische 
Außenpolitik von einer Position der Schwäche zu einer 
der Stärke wechselte. [...] Postsowjetische Einmischung 
ist ein Ding der Vergangenheit und den russischen Führern 
gefällt das Spiel mit harten Bandagen.“19 

1.2 Russlands Roll Back 

Während er recht bald die anfangs durchaus gehegte 
Hoffnung begrub, mit Washington in ein kooperatives Ver-
hältnis treten zu können20, versuchte Wladimir Putin noch 
einige Zeit, der EU und hier besonders Deutschland ein 
enges Bündnis anzubieten, das sich mehr oder weniger of-
fen gegen die USA richten sollte.21 Doch spätestens mit 
der EU-Unterstützung der „bunten Revolutionen“ ab 2003 
hatte sich auch dies erledigt – von da ab wurden auch die 
EU-Staaten als Gegner betrachtet und eine Gegenoffen-

Auf dem NATO-Gipfeltreffen in Prag 2002 wurde die zweite Osterweiterung 
beschlossen. Quelle: NATO
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sive gestartet: „Gegenüber der Ukraine und Georgien, aber 
auch Moldawien instrumentalisiert Moskau zunehmend 
wirtschaftliche Macht, um politischen Druck auszuü-
ben und missliebigen innenpolitischen Entwicklungen in 
diesen Staaten entgegenzuwirken – vor allem aber, um 
eine Ausdehnung der ‚farbigen Revolutionen‘ zu verhin-
dern. Die EU wird nicht mehr ausschließlich als Partnerin, 
sondern als wichtigste Konkurrentin um Einfluss im post-
sowjetischen Raum wahrgenommen.“22 

Dass in Moskau ein neuer Wind wehte, wurde für viele 
allerdings erst mit Wladimir Putins Auftritt bei der Münch-
ner Sicherheitskonferenz Anfang 2007 deutlich. Zwar 
richtete sich seine damalige Kritik zuerst an die USA, da-
nach aber auch an deren Verbündete: “Heute beobachten 
wir eine kaum kontrollierte übertriebene Gewaltanwend-
ung in den internationalen Angelegenheiten, die zu immer 
neuen Konflikten führt. […] Einseitige, oft nicht legitime 
Handlungen haben nicht ein einziges Problem gelöst. 
Vielmehr waren sie Ausgangspunkt neuer menschlicher 
Tragödien und Spannungsherde. Urteilen Sie selbst: Die 
Kriege, die lokalen und regionalen Konflikte sind nicht 
weniger geworden.“ Das globale Gewaltmonopol liege al-
lein in den Händen der UNO, die derzeitigen Versuche der 
Westmächte es an sich zu reißen, wurden von Putin aufs 
heftigste kritisiert: “Die Anwendung von Gewalt kann nur 
als legitim betrachtet werden, wenn sie vom UN-Sicher-
heitsrat genehmigt wird. Und wir dürfen die UNO nicht 
durch die NATO noch die EU ersetzen.”23 Solch scharfe 
Worte hatte man nicht erwartet: “Sekundenlang schwieg 
die Internationale Sicherheitskonferenz erschrocken. Das 
waren neue Töne, die an eine längst überwunden geglaubte 
Vergangenheit gemahnten: der mächtigste Mann Russ-
lands in vollem Harnisch”, kommentierte die „Deutsche 
Presseagentur“.24

Einen ersten Höhepunkt erreichten die Auseinander-
setzungen im Sommer 2008, als Russland auf den georgis-
chen Angriffskrieg gegen Süd-Ossetien mit einem harten 
militärischen Gegenschlag reagierte. Damit signalisierte 
Moskau unmissverständlich die Bereitschaft, weiteren 
westlichen Positionsgewinnen notfalls auch gewaltsam 
einen Riegel vorzuschieben: „Erstmals seit Ende des (al-
ten) Kalten Krieges hat Russland damit einem westlichen 
Expansionsversuch militärisch Einhalt geboten – allein 
hieran sieht man die Tragweite der jüngsten Ereignisse 
im Kaukasus. Gleichzeitig ist der Einmarsch in Georgien 
ein deutliches Signal an den Westen, dass mit Russland 
künftig wieder im internationalen Machtpoker zu rechnen 
sein wird. In einer Analyse des auch als ‘Schatten-CIA’ 
bezeichneten Think Tanks Strategic Forecast heißt es: ‘Mit 
seiner Operation in Südossetien hat Russland drei Dinge 
bewiesen. 1. Seine Armee kann erfolgreiche Operationen 
ausführen, woran ausländische Beobachter gezweifelt 
haben. 2. Die Russen können die von den US-Militärin-
strukteuren getrimmten Kräfte besiegen. 3. Russland hat 
bewiesen, dass sich die USA und die NATO nicht in der 
Situation befinden, die für sie ein militärisches Eingreifen 
in diesen Konflikt ermöglichen könnte.’”25

1.3 Europäische Union vs. Eurasische Union

Die Reaktionen auf den Georgien-Krieg fielen im West-
en äußerst scharf aus und folgerichtig war schon damals 
wieder die Rede davon, ein „Neuer Kalter Krieg“ braue 
sich zwischen dem Westen und Russland zusammen.26 

Auch wenn sie den Kern der Auseinandersetzung verfehlt 
(siehe Kapitel 5.5) wurde diese Prognose besonders in der 
leicht abgewandelten und in einen größeren Zusammen-
hang eingebetteten Vorhersage „populär“, es entwickle 
sich eine Blockkonfrontation zwischen „Demokratien“ 
(USA und EU) und „Autokratien“ (China und Russland), 
für die sich der Westen wappnen müsse. In den USA war es 
besonders der einflussreiche Politikwissenschaftler Robert 
Kagan, Chefberater der republikanischen Präsidentschaft-
skandidaten John McCain und Mitt Romney, mit seinem 
2008 erschienen Buch „Die Demokratie und ihre Feinde“, 
der sich in diese Richtung äußerte: „Die alte Rivalität 
zwischen Liberalismus und Autokratie ist neu entflammt, 
und die Großmächte der Welt beziehen entsprechend ihrer 
Regierungsform Position. [...] Die Geschichte ist zurück-
gekehrt, und die Demokratien müssen sich zusammentun, 
um sie zu gestalten – sonst werden andere dies für sie 
tun.“27 

Allerdings handelt es sich hierbei keineswegs um eine 
Sichtweise, die exklusiv in republikanischen Kreisen gep-
flegt würde. In dieselbe Kerbe schlug etwa auch Anne-Ma-
rie Slaughter, die in der Obama-Administration einige Jahre 
als Direktorin der wichtigen Politikplanungsabteilung im 
Außenministerium fungierte: „Die Vorherrschaft der lib-
eralen Demokratien ist erforderlich, um eine Rückkehr 
zu Sicherheitskonflikten zwischen den Großmächten zu 
verhindern, zwischen den Vereinigten Staaten und unseren 
Verbündeten auf der einen Seite und einer Autokratie oder 
einem Zusammenschluss von Autokratien auf der anderen 
– eine Art der Auseinandersetzung, die zu zwei Weltkrie-
gen und dem Kalten Krieg führte.“28 

Und auch auf der anderen Seite des Atlantiks haben 
sich mittlerweile zahlreiche namhafte Vertreter des Poli-
tikestablishments diese Position zu eigen gemacht.29 So 
konstatierte der Brüsseler FAZ-Korrespondent Nikolaus 
Busse im Jahr 2009: „Auf immer mehr Feldern werden 
wir leidenschaftliche Konkurrenz und harte Interessen-
gegensätze mit den aufsteigenden Großmächten erleben. 
Das erfordert eine beherzte globale Präsenz des Westens, 
und zwar nicht nur der USA. [...] Diese Lasten werden sie 
aber immer weniger alleine tragen können. [...] Europa 
kann in einer Welt harter geopolitischer Rivalität nicht 
als große Friedensbewegung bestehen, sondern muss zu 
einer anspruchsvollen Diplomatie und einem selbstbe-
wussten Auftritt finden. Dieses Problem löst man nicht 
mit der Schaffung neuer Posten und Strukturen in Brüssel, 
sondern indem die Eliten in den großen Mitgliedsstaaten 
einen größeren Willen entwickeln, sich harten machtpo-
litischen Fragen gemeinsam zu stellen.“30 

Um Auswege aus der 2008 kulminierten Krise mit 
dem Westen zu präsentieren, sich aber gleichzeitig für 
eine mögliche Verschärfung zu wappnen, fuhr Russland in 
der Folge zweigleisig. Als kooperative Deeskalationsop-
tion verkündete der damalige russische Präsident Dimitri 
Medwedew im Juni 2008, er strebe den Abschluss eines 
„Euroatlantischen Sicherheitsvertrags” an. Zwar wurden 
kurz darauf bereits erste Inhalte bekannt, im Detail wurde 
der Vertrag jedoch erst Ende November 2009 veröffen-
tlicht.31 Vertragsparteien des legal bindenden Dokuments 
sollen alle Staaten von „Vancouver bis Wladiwostok” 
(also auch die USA und Kanada) und die dortigen inter-
nationalen Strukturen sein (NATO, OSZE, GUS�) sein. 
Kern des Vertrages ist die „unteilbare Sicherheit“, dass 
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Russland ist an allem schuld?
Der landläufigen Meinung, Russland sei für die Eskalation in der 

Ukraine und im Verhältnis zum Westen verantwortlich zu machen, 
widerspricht u.a. John J. Mearsheimer, einer der bekanntesten US-
Politikwissenschaftler: „Im Westen gilt es als gesicherte Erkenntnis, 
dass an der Ukraine-Krise maßgeblich die aggressive Haltung der 
Russen schuld ist. […] Doch diese Darstellung ist falsch: Die Haupts-
chuld an der Krise tragen die USA und ihre europäischen Verbünde-
ten. An der Wurzel des Konflikts liegt die NATO-Osterweiterung, 
Kernpunkt einer umfassenden Strategie, die Ukraine aus der russis-
chen Einflusssphäre zu holen und in den Westen einzubinden. Dazu 
kamen die EU-Osterweiterung und die Unterstützung der Demokra-
tiebewegung in der Ukraine durch den Westen, beginnend mit der 
Orangenen Revolution 2004. Seit Mitte der 1990er Jahre lehnen rus-
sische Staatschefs eine NATO-Osterweiterung entschieden ab, und in 
den vergangenen Jahren haben sie unmissverständlich klargemacht, 
dass sie einer Umwandlung ihres strategisch wichtigen Nachbarn in 
eine Bastion des Westens nicht untätig zusehen würden. Das Fass 
zum Überlaufen brachte der unrechtmäßige Sturz des demokratisch 
gewählten pro-russischen Präsidenten der Ukraine; Putin sprach zu 
Recht von einem »Staatsstreich«.“ (Mearsheimer, John J.: Putin re-
agiert. Warum der Westen an der Ukraine-Krise schuld ist, Interna-
tionale Politik und Gesellschaft,  01.09.2014)

also keine Vertragspartei Handlungen ergreifen darf, die 
sich negativ auf die Sicherheit einer anderen auswirken. 
Sollte ein Land dies so sehen, kann es einen schwammig 
formulierten Konsultationsprozess in Gang setzen, ein 
Verfahren, dessen Ziel auf der Hand liegt: „Diese Unklar-
heit scheint auch ganz bewusst gewählt zu sein. Denn ohne 
eine Präzisierung würde das Prinzip der ‘unteilbaren Si-
cherheit’ letztlich Russland ein indirektes Vetorecht gegen 
fast jede Entscheidung der NATO geben – von der Oster-
weiterung über die Stationierung von amerikanischen oder 
NATO-Truppen in anderen Ländern bis hin zu Einsätzen 
im euro-atlantischen Raum.”32

Allerdings wurde schnell deutlich, dass die NATO-
Staaten keinerlei Absicht hegen, Russland ein wirkli-
ches Mitspracherecht in europäischen Sicherheitsfragen 
einzuräumen.33 Dementsprechend forcierte Moskau die 
Gründung eines Gegenblocks mit der im Juli 2009 erfolgten 
Ankündigung von Wladimir Putin, Russland, Weißruss-
land und Kasachstan würden eine Zollunion gründen. Es 
folgte im Jahr 2010 die Vereinheitlichung der Zölle und 
2012 wurden zwischen den drei Ländern die Grenzkon-
trollen abgeschafft und ein einheitlicher Wirtschaftsraum 
etabliert, der den freien Austausch von Waren, Dienstleis-
tungen, Kapital und Arbeitskräften unter den Mitglied-
staaten garantiert.34 Im September 2013 kündigte zudem 
Armenien an, das ausbuchstabierte Assoziationsabkom-
men mit der EU nicht zu unterzeichnen und stattdessen der 
Zollunion beizutreten. Am 29. Mai 2014 unterzeichneten 
dann Kasachstan, Russland und Weißrussland ein Abkom-
men, mit dem die Zollunion zum 1. Januar 2015 in eine 
„Eurasische Wirtschaftsunion“ umbenannt wurde – kurz 
darauf traten Armenien und Kirgisien dem Bündnis bei, als 
weitere Kandidaten werden Tadschikistan, Usbekistan und 
die Mongolei gehandelt. 

Auch wenn die „Schlagkraft“ der Eurasischen 
Wirtschaftsunion im Westen teils als gering eingestuft 
wird, etwa in einer Analyse der wichtigsten EU-Denkfab-

rik35, wurden die russischen Versuche, der westlichen Ex-
pansionspolitik etwas entgegenzusetzen, offensichtlich mit 
großem Argwohn beobachtet. Immer häufiger wurden sie 
– schon deutlich vor der Eskalation in der Ukraine – mehr 
oder weniger offen im Zusammenhang mit einer sich an-
bahnenden neuen Blockkonfrontation gesehen. So hieß es 
etwa in einem aus dem Jahr 2012 stammenden Papier der 
Expertengruppe „Östliche Partnerschaft“ der „Deutschen 
Gesellschaft für Auswärtige Politik“, an dem u.a. der ehe-
malige Verteidigungsstaatssekretär Friedbert Pflüger und 
Karsten D. Voigt, der ehemalige Amerika-Koordinator der 
Bundesregierung, beteiligt waren: „Der außenpolitische 
Diskurs in Deutschland meidet die Thematisierung geo-
strategischer Überlegungen. Doch sollten die Realitäten 
anerkannt werden: Wenn Russland von Stabilität redet, 
wird dort in Kräfteverhältnissen und Einflusssphären ge-
dacht. Genauso legitim ist es, die Östliche Partnerschaft 
auch unter geostrategischen Überlegungen zu betrachten. 
Die Europäische Union zielt mit diesem Konzept auf die 
Verbreitung ihrer politischen, rechtlichen sowie ökono-
mischen ‚Spielregeln’ und damit auf eine schrittweise 
Anbindung der Region. Dabei versucht die EU mit Koop-
erationsangeboten zu vermeiden, dass die wirtschaftliche 
Zwangslage der östlichen Partner diese zur Annahme an-
derer Integrationsmodelle führt, die den europäischen In-
teressen widersprechen.“36

Angesichts dieser Entwicklungen muss man überhaupt 
nicht mit jeder einzelnen der russischen Einschätzungen 
übereinstimmen und noch weniger muss man die harten 
Bandagen begrüßen, mit denen Moskau in der Ukraine 
agiert. Dass aber die Wahrnehmung, der Westen habe die 
russische Schwäche genutzt, um seine Einflusssphäre ag-
gressiv auf Kosten Moskaus auszudehnen, alles andere 
als an den Haaren herbeigezogen ist, sollte anhand der 
oben beschriebenen NATO-Expansionspolitik hinreichend 
deutlich geworden sein (siehe Kasten „Russland ist an al-
lem schuld?“).

John Mearsheimer. Quelle: CC BY-SA 3.0 über 
Wikimedia Commons
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1.4 Ukraine: Geopolitisches Filetstück

Unter den verschiedenen „blockfreien“ Ländern zwis-
chen der Europäischen Union und Russland stellt die 
Ukraine aufgrund ihres Bevölkerungs- und Rohstoffre-
ichtums, besonders aber auch wegen ihrer geografischen 
Lage eine Art geopolitisches Filetstück dar. Aus westlicher 
Sicht wurde die Bedeutung des Landes etwa unmissver-
ständlich von Zbigniew Brzezinski, dem wohl wichtigsten 
Geopolitiker der USA, bereits 1997 folgendermaßen be-
schrieben: „Die Ukraine, ein neuer und wichtiger Raum 
auf dem eurasischen Schachbrett, ist ein geopolitischer 
Dreh- und Angelpunkt, weil ihre bloße Existenz als unab-
hängiger Staat zur Umwandlung Russlands beiträgt. Ohne 
die Ukraine ist Russland kein eurasisches Reich mehr. [...]  
Da die EU und die NATO sich nach Osten ausdehnen, wird 
die Ukraine schließlich vor der Wahl stehen, ob sie Teil 
einer dieser Organisationen werden möchte. [...] Obwohl 
dies Zeit brauchen wird, kann der Westen [...] schon jetzt 
das Jahrzehnt zwischen 2005 und 2015 als Zeitrahmen für 
eine sukzessive Eingliederung der Ukraine ins Auge fas-
sen.“37

Tatschlich ist die Ukraine für Russland allein schon 
aus militärstrategischer Sicht von immenser Bedeutung, 
wie der Chef des privaten Nachrichtendienstes Strategic 
Forecast, George Friedman, hervorhebt: „Sollte Russland 
Weißrussland oder die Ukraine verlieren, verliert es seine 
strategische Tiefe, die wesentlich mit seiner Fähigkeit 
zusammenhängt, das russische Kernland verteidigen zu 
können.“38 Doch die Bedeutung des Landes reicht noch 
deutlich weiter: „Die Ukraine ist das Kernstück für Russ-
lands Verteidigung und für sein Überleben als irgendeine 
Form von mächtigem Staat. Die frühere Sowjetrepublik 
beherbergt die größte russische Gemeinschaft außerhalb 
Russlands und ist eng mit Russlands industriellem und 
landwirtschaftlichem Kernland verwoben. Die Ukraine ist 
Transitland für 80 Prozent des Gases, das von Russland 
nach Europa geliefert wird und es ist der Knotenpunkt für 
den größten Teil der Infrastruktur – ob Pipelines, Straßen 
oder Bahnstrecken –, die zwischen Russland und dem 
Westen verläuft.“39

Insofern überrascht es nicht, dass auch Moskau au-
genscheinlich bestrebt war, das Land fest in seine Ein-
flusssphäre zu integrieren. Diese Absicht wird jedenfalls 
in einem semi-offiziellen Regierungspapier aus dem Jahr 
2013, das Berichten zufolge vom engen Putin-Berater 
Sergej Glasjew mitverfasst worden sein soll, geäußert: 
„Das Ziel ist laut dem Dokument, die Ukraine bis zu den 
Wahlen 2015 in den Schoß der russischen Zollunion zu 
holen. Dazu soll durch die Unterstützung russlandfreun-
dlicher Meinungsmacher der pro-europäische Einfluss in 
den ukrainischen Medien ‘neutralisiert’ werden. Außer-
dem sollen gen Westen orientierte Oligarchen ‘sanktio-
niert’ werden. Nach den ukrainischen Wahlen sollen zu-
dem die pro-europäischen Staatsdiener – insbesondere im 
Außen- und Verteidigungsministerium – ‘diskreditiert’ 
und aus ihren Ämtern gejagt werden. Bei ihnen handle es 
sich nämlich um ‘De-facto-Agenten des euro-atlantischen 
Einflusses.’“40 

Vor diesem Hintergrund dürfte es wenig überraschen, 
dass das Ringen um die Ukraine nicht erst kürzlich be-
gann. Überdeutlich wurde dies anhand der sogenannten 
„Orangenen Revolution“ im Jahr 2004. Damals wurde 

Wiktor Janukowitsch nach umstrittenen Wahlen zum 
Sieger erklärt, musste aber nach umfangreichen – und vom 
Westen massiv unterstützten – Protesten einem erneuten 
Urnengang zustimmen, aus dem der pro-westliche Wik-
tor Juschtschenko als Gewinner hervorhing. Glaubt man 
einem Bericht von Strategic Forecast, lösten die damali-
gen Ereignisse in der Ukraine regelrechte Schockwellen 
in Moskau aus. Dies führte dann zu dem bereits oben be-
schriebenen grundlegenden Kurswechsel, der generell für 
das Verhältnis zum Westen, aber auch ganz speziell für die 
russische Ukraine-Politik galt: „Die orangene Revolution 
in der Ukraine stellte einen Knackpunkt in den russisch-
amerikanischen Beziehungen dar. Von da an erkannte 
Moskau, dass die Vereinigten Staaten versuchen, Russ-
land dauerhaft zu zerstören. Nachdem die Ukraine orange 
wurde, begann Russland eine Reaktion zu organisieren.“41

Kaum im Amt wurde Juschtschenko nicht müde, sein 
Interesse an einer NATO-Mitgliedschaft der Ukraine zu 
bekunden, die ihm vom Bündnis zwischenzeitlich auch in 
Aussicht gestellt, dann aber wieder zurückgezogen wurde. 
Außerdem kündigte er an, den 2017 auslaufenden Ver-
trag zur Stationierung der russischen Schwarzmeerflotte 
auf der Krim-Halbinsel nicht verlängern zu wollen – teils 
drohte er sogar eine vorzeitige Kündigung an. Die darauf-
hin einsetzende drastische Verschlechterung der russisch-
ukrainischen Beziehungen kulminierte in den sogenannten 
Gaskriegen 2006 und 2009. Vordergründig drehten sich 
diese Konflikte um ausstehende ukrainische Zahlungen für 
russische Energielieferungen. Tatsächlich wollte Moskau 
aber hierbei das ukrainische Leitungsnetz übernehmen 
und so seinen Einfluss auf das Land vergrößern.42 

Die russischen Lieferstopps führten in der Ukraine 
(aber auch in einigen EU-Ländern) zu einer drastischen 
Energieknappheit und dürften auch als Mittel gedacht 
gewesen sein, Juschtschenko zu schwächen. Ohne-
hin fiel aber die Bilanz der Amtszeit des pro-westlichen 
Präsidenten ernüchternd aus: „Nach fünf Jahren ‚oran-
gener‘ Regierung geht es der Mehrheit der Bevölkerung 
schlechter als vorher, während die Clans der Oligarchen 
und die Politiker genauso korrupt und kriminell wie eh 
und je operieren.“43 So besehen verwundert es nicht, dass 
Juschtschenko bei den Präsidentschaftswahlen im Januar 
2010 mit lediglich 5,45% abgestraft wurde. Bei den an-
schließenden Stichwahlen einen Monat später setzte sich 
dann Wiktor Janukowitsch in einem Prozess durch, der 
unter internationaler Beobachtung stattfand und dem at-
testiert wurde, frei und fair abgelaufen zu sein.44 Dass es 
sich hier bis zu einem gewissen Grade schon damals um 
eine westlich-russische Auseinandersetzung gehandelt 
hatte, zeigt eine damalige Überschrift bei Spiegel Online: 
„Präsidentschaftswahl in der Ukraine. Der Sieger heißt 
Moskau.“45 

Und tatsächlich veränderte sich die ukrainische Posi-
tion daraufhin in kürzester Zeit grundsätzlich. Im Aus-
tausch für Preisnachlässe auf russische Energielieferungen 
verlängerte Janukowitsch den Pachtvertrag für den wichti-
gen Stützpunkt der russischen Schwarzmeerflotte in Se-
wastopol von 2017 auf 2042 (faktisch bis 2047). Zu einer 
möglichen Mitgliedschaft im westlichen Militärbündnis 
gab Janukowitsch bereits im Februar 2010 zu Protokoll, 
„ein ukrainischer NATO-Beitritt steht nicht zur Debatte.“46 
Mehr noch: Im Juni 2010 verabschiedete das ukrainische 
Parlament sogar ein von Janukowitsch eigenhändig ver-
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fasstes Gesetz, das faktisch die Blockfreiheit des Landes 
vorschrieb und damit einen NATO-Beitritt verbot.47

Worauf allerdings nichts hindeutet, ist, dass Janukow-
itsch zu irgendeinem Zeitpunkt ernsthaft einen Beitritt zur 
Zollunion erwogen hätte. Tatsächlich gab es hierfür – eben-
so wenig für eine „Westorientierung“ – in der Bevölkerung 
auch keine klare Mehrheit, wie Umfragen aus dem Jahr 
2013 belegen: „Ukrainische Soziologen verweisen darauf, 
dass sich die Bevölkerung des Landes tatsächlich noch 
nicht zwischen der EU und Russland entschieden hat. Laut 
einer Studie des Internationalen Instituts für Soziologie in 
Kiew befürworten 39,8 Prozent der Ukrainer einen Beitritt 
zur Zollunion, während 36 Prozent eine EU-Integration 
begrüßen würden. 22 Prozent gaben keine klare Antwort. 
Eine Umfrage der Rating Group ergab dagegen, dass 41 
Prozent der Ukrainer für eine Annäherung an die EU und 
38 Prozent für die Zollunion sind.“48 

Fakt ist, am Vorabend der Eskalation war das Land tief 
in einen eher pro-russischen und einen eher pro-westlichen 
Teil gespalten. Unter diesen Umständen war es regelrecht 
aberwitzig, eine Richtungsentscheidung für den einen oder 
den anderen Block erzwingen zu wollen – doch genau dies 
tat die Europäische Union mit ihrem Assoziierungsabkom-
men.

1.5 Geopolitik per Assoziationsabkommen: Brüssel oder 
Moskau?

Wie beschrieben, stand das Bestreben, die Ukraine in 
die eigene Einflusssphäre zu integrieren, sowohl im Westen 
als auch in Russland weit oben auf der Agenda. Und genau 
aus dieser Tatsache speist sich die immense geopolitische 
Bedeutung des „Assoziierungsabkommens zwischen der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Ukraine andererseits“.49 Die Arbeiten daran wur-
den bereits unmittelbar nach der „Orangenen Revolution“ 
aufgenommen, als die Europäische Kommission erste Stu-
dien in Auftrag gab, die sich mit den Auswirkungen eines 
solchen Abkommens beschäftigen sollten. Die offiziellen 
Verhandlungen wurden dann im Jahr 2007 aufgenommen, 
wobei die Gespräche auch fortgesetzt wurden, nachdem 
2010 der eher pro-russische Janukowitsch an die Macht 
gelangte. Im März 2012 lag dann ein unterschriftsreifes 
Dokument vor, das aus einem etwa 180seitigen Hauptteil 
sowie weiteren ungefähr 2000 Seiten Anhängen und Pro-
tokollen besteht.50

Neben den wirtschaftspolitisch problematischen Pas-
sagen, auf die im nächsten Kapitel ausführlicher eingegan-
gen wird, ist das Dokument von enormer geopolitischer 

Der damalige EU-Kommissionschef José Manuel Barroso, EU-Ratspräsident Herman Van Rompuy und der 
ukrainische Präsident Petro Poroschenko bei der Unterzeichnung der Assoziationsabkommen zwischen der EU 
und der Ukraine sowie mit Moldawien und Georgien. Quelle: Europäischer Auswärtiger Dienst
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Brisanz. Der Grund dafür liegt darin, dass die Unterzeich-
nung eines Assoziationsabkommens mit der Europäischen 
Union gleichbedeutend mit dem Beitritt zum westlichen 
Block ist, da sie eine Aufnahme in die russisch geführte Zol-
lunion bzw. in die Eurasische Wirtschaftsunion unmöglich 
macht (und umgekehrt). Unmissverständlich räumte dies 
etwa Stefan Füle ein, der als EU-Erweiterungskommissar 
während der Zeit der Verhandlungen um das Abkommen 
in diesem Zusammenhang eine wesentliche Rolle spielte: 
„Es trifft zu, dass die Mitgliedschaft in der Zollunion nicht 
kompatibel mit den Tiefen und umfassenden Freihan-
delsabkommen ist, die wir mit der Ukraine, Moldawien, 
Georgien  und Armenien ausgehandelt haben. [...] Das ist 
rechtlichen Unvereinbarkeiten geschuldet: beispielsweise 
kann man nicht gleichzeitig seine Zölle als Ergebnis des 
DCFTA senken und sie als Resultat einer Mitgliedschaft 
in der Zollunion erhöhen.“51 Ebenso deutlich sprach es 
der damalige EU-Kommissionschef Manuel Barroso aus: 
„Man kann nicht gleichzeitig in einer Freihandelsunion 
mit der EU und in einer Zollunion mit Russland sein.“52 
Der Spiegel kommentierte diese Worte folgendermaßen: 
„Kiew müsse sich entscheiden, welchen Weg es einschla-
gen wolle. Es ist eine klare Ansage: entweder – oder.“53

Bei der Unterzeichnung eines solchen Abkommens 
handelt es sich demzufolge um eine nahezu irrevers-
ible geopolitische Richtungsentscheidung von erhebli-
cher Tragweite, mit der Moskau zuvorgekommen und 
ihm ein schwerer Schlag versetzt werden sollte. Dies 
wird noch weiter dadurch akzentuiert, dass das Abkom-
men auch eine weitreichende Integration des Landes in 
die europäischen Militärstrukturen vorsieht. Hierdurch 
wird der russische Verdacht, es handele sich hierbei letz-
tlich um den faktischen Beitritt zum westlichen Bündnis, 
weiter erhärtet: „Die Vertragsparteien intensivieren ihren 
Dialog und ihre Zusammenarbeit und fördern die schrit-
tweise Annäherung im Bereich der Außen- und Sicherheit-
spolitik, einschließlich der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (GSVP).“54 Natürlich ist die Ukraine 
schon länger in NATO- und EU-Militärstrukturen einge-
bunden, etwa über das NATO-Programm „Partnerschaft 
für den Frieden“, die Teilnahme am EU-Einsatz Atalanta 
am Horn von Afrika und sie beteiligte sich im ersten Hal-
bjahr 2014 sogar an einem EU-Gefechtsverband (Batttle-
group).55 Dennoch ist es offensichtlich, dass diese Integra-
tion mit dem Assoziationsabkommen noch deutlich weiter 
ausgebaut werden soll, wenn es etwa heißt: „Die Vertrag-
sparteien intensivieren die praktische Zusammenarbeit bei 
Konfliktverhütung und Krisenbewältigung, insbesondere 
im Hinblick auf eine Verstärkung der Beteiligung der 
Ukraine an von der EU geleiteten zivilen und militärischen 
Krisenbewältigungsoperationen sowie an entsprechenden 
Übungen und Ausbildungsmaßnahmen, einschließlich 
derer, die im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (GSVP) durchgeführt werden.“56 

Aufgrund dieser „Vorteile“ drängte die EU massiv da-
rauf, so rasch wie möglich Nägel mit Köpfen zu machen, 
wie aus einem 2012 erschienenen Artikel hervorgeht: 
„Trotz aller scheinbaren Gegensätze und scharfer Rhetorik 
gegenüber Kiew weiß die Europäische Union um die 
wichtige Rolle der Ukraine, nicht nur für die Östliche Part-
nerschaft, sondern für das geostrategische Verhältnis zwis-
chen der EU und Russland. Wenn es der EU nicht gelingt, 
die Ukraine stärker politisch und wirtschaftlich an sich zu 

binden, wird sie sich unweigerlich mehr auf Moskau zube-
wegen, lautet eines der schwerwiegendsten Argumente für 
eine schnelle Assoziierung.“57

Der geopolitische Sprengstoff des Assoziationsabkom-
mens und damit auch der Entscheidung der damaligen 
Janukowitsch-Regierung, es im November 2013 faktisch 
zu versenken, liegt somit auf der Hand und er erklärt zu 
einem guten Teil, weshalb in der Folge eine derart drama-
tische Eskalation der Lage einsetzte. Die Schuld hieran al-
lein Russland in die Schuhe zu schieben, wie es derzeit 
üblich ist, geht dabei meilenweit an der Realität vorbei: 
“Der geopolitische Konflikt um die Ukraine hat sich nicht 
am Assoziierungsabkommen entzündet, sondern an dessen 
Nichtunterzeichnung. Die EU hat diesem Rückzug jede 
innenpolitische Rationalität abgesprochen und durch den 
langen Arm Moskaus erklärt. […] Zwar zeigen in dieser 
Frage alle Finger auf Moskau. Die geopolitische Zuspit-
zung des Konflikts wurde jedoch von der Europäischen 
Union vorgezeichnet. Sie hatte die ukrainische Regierung 
vor die trügerische Alternative einer Assoziierung mit der 
EU oder eines Beitritts zum Projekt einer Eurasischen 
Wirtschaftsunion gestellt. Ein bloßer Blick auf die Zusam-
mensetzung der ukrainischen Exporte macht klar, dass ein 
exklusives Handelsabkommen mit der EU der ukrainis-
chen Wirtschaft wenig Perspektiven bietet.“58

Ebenso prägnant wie knapp beschrieb auch Michael 
Stürmer in der Zeitung Die Welt die machtpolitischen 
Hintergründe und die Tragweite des Konfliktes folgender-
maßen: „Putin will die Eurasische Zollunion, die EU will 
Kiew mit einem Assoziierungsabkommen Richtung West-
en bewegen. […] Sichtbar geht es um Visa, Handel und 
Fördergeld aus Brüssel, unsichtbar um Geopolitik. [Beim] 
Assoziationsabkommen EU-Ukraine [steht] mehr auf dem 
Spiel [...] als Handel und Wandel. Es geht um die Seele der 
Ukraine und die Machtgeometrie Europas.“59
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Wie bereits angedeutet, wäre es verkürzt, die Ver-
schlechterung der russisch-westlichen Beziehungen und 
die Eskalation in der Ukraine allein der NATO (und damit 
mehr oder minder explizit den USA) anzulasten. Sie ist 
auch und nicht zuletzt ein Produkt der aggressiven EU-
ropäischen Expansionspolitik, die wiederum aus dem 
Anspruch resultiert, EUropa als Weltmacht auf gleicher 
Augenhöhe mit den anderen Großmächten auf der Welt-
bühne etablieren zu wollen (Kapitel 2.1). Die Schaffung 
einer großeuropäischen Wirtschafts- und Einflusszone als 
einer Art „imperialer Operationsbasis“ wird hierfür als 
notwendige Bedingung erachtet, wobei die unmittelbare 
Priorität auf der „Eroberung“ und militärischen Absi-
cherung des Nachbarschaftsraums liegt (Kapitel 2.2).

Hierfür wird seit Jahren auf den neoliberalen Umbau 
der Nachbarländer hingearbeitet, um so auch gleichzeitig 
westeuropäischen Konzernen Rohstoffe, vor allem aber 
neue Investitions- und Absatzmärkte sowie verlängerte 
Werkbänke zu erschließen. Dies wurde in einer ersten 
Expansionsphase mittels der EU-Osterweiterung real-
isiert (Kapitel 2.3). Allerdings wurde nach ihrem „erfol-
greichen“ Abschluss im Jahr 2004 aus Gründen, über die 
weiter unten noch ausführlicher zu sprechen sein wird, 
eine neue Strategie erforderlich. Das Ergebnis dieser Über-
legungen war die im selben Jahr ins Leben gerufene „Eu-
ropäische Nachbarschaftspolitik“ (ENP), die der Maxime 
einer europäischen „Expansion ohne Erweiterung“ (Georg 
Vobruba) folgt. Wie schon bei der Osterweiterung sollen 
die Länder des Nachbarschaftsraumes hierüber dauerhaft 
in eine großeuropäische Wirtschafts- und Einflusszone in-
tegriert werden, allerdings mit dem entscheidenden Unter-
schied, ihnen dabei keine realistische Beitrittsperspektive 
einzuräumen (Kapitel 2.4). 

Das wichtigste Instrument, um dies zu bewerkstel-
ligen, stellt der Abschluss eines Assoziationsabkommens 
dar. Auch mit der Ukraine wurde eine 
solche Vereinbarung ausgehandelt, 
wobei eine detaillierte Betrachtung 
den Schluss nahelegt, dass es sich 
hier um ein Vertragswerk handelt, das 
potenziell katastrophale wirtschaftli-
che Folgen für das Land haben wird. 
Da hierdurch gleichzeitig westeur-
opäische Konzerne in ganz erhebli-
chem Ausmaß begünstigt werden, 
vor allem, weil es sich hier aber um 
ein Kernstück der EUropäischen Ex-
pansionsstrategie handelt, wurde die 
Ablehnung des Abkommens durch 
die Janukowitsch-Regierung aus Sicht 
der Europäischen Union regelrecht als 
Kriegserklärung aufgefasst und umge-
hend massiv alle Versuche unterstützt, 
sie zu stürzen (Kapitel 2.5). 

Etwaige Konflikte mit anderen 
Ländern, die gegebenenfalls nicht 

gewillt sind, diesen Expansionsbestrebungen tatenlos zu-
zusehen, werden dabei billigend in Kauf genommen, wie 
etwa der frühere deutsche Außenminister Joschka Fischer 
betont: „Die EU wird begreifen müssen, dass sie in ihrer 
östlichen und südlichen Nachbarschaft nicht in einem in-
teressefreien Raum handelt, sondern dass sie dort mit wid-
erstreitenden Interessen anderer Mächte, ja mit Rivalen 
konfrontiert wird [...] Die Erweiterungspolitik der EU [...] 
ist ein unverzichtbarer Bestandteil der Sicherheit der Eu-
ropäischen Union, ja ihre entscheidende Machtprojektion 
nach außen in ihre geopolitische Nachbarschaft.“60 

2.1 Weltmacht EUropa 

Bis heute hält sich der Mythos, bei der Europäischen 
Union handele es sich um eine Art „geopolitischen Ab-
stinenzler“, dessen außenpolitische Strategie, so es über-
haupt eine gebe, allenfalls mehr schlecht als recht ad-hoc 
zusammengezimmert werde. Richtig ist daran zwar, dass 
eine gezielte EU-Expansionspolitik unter der spezifischen 
Konstellation des Kalten Krieges faktisch unmöglich war: 
„Unter den Bedingungen der US-Hegemonie und der Sys-
temkonkurrenz konnte in den Nachkriegsjahrzehnten von 
einer eigenständigen europäischen Strategie keine Rede 
sein. Dies galt insbesondere für die Außen- und Sicher-
heitspolitik.“61 Mit dem Untergang der Sowjetunion, dem 
– schrittweisen – Machtverlust der Vereinigten Staaten 
sowie der Wiedervereinigung und der unmittelbar daran 
anschließenden offensiven Ausrichtung der deutschen 
Militärpolitik veränderten sich jedoch alle bisherigen 
Rahmenbedingungen ab Anfang der 1990er Jahre grundle-
gend. Ähnlich wie in den USA wurden zu dieser Zeit auch 
in der EU Überlegungen angestellt, wie auf die neue Situ-
ation reagiert, sprich: wie aus ihr am besten Kapitel ge-
schlagen werden konnte. Im Ergebnis herrschte schnell 
Einigkeit, dass die sich hier bietende Gelegenheit für einen 

2. Die Ukraine im Fokus EUropäischer Welt-
machtambitionen und Expansionsstrategien

Vorkämpfer der „Weltmacht EUropa“: Martin Schulz. Quelle: Europäische Union
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machtpolitischen Aufstieg zum Global Player nun zielstre-
big genutzt werden müsse.

Seither artikulieren einflussreiche Exponenten der eu-
ropäischen Politik immer unverhohlener den Anspruch, 
im globalen Gerangel um Macht und Einfluss an vorder-
ster Front mitspielen zu wollen. So schreibt etwa das so-
zialdemokratische EU-Aushängeschild Martin Schulz, 
der Präsident des EU-Parlaments: „Europa ist, ob es will 
oder nicht, ein ‘global player’. Die EU ist der größte und 
reichste Binnenmarkt der Welt, unsere Wirtschaftskraft 
macht ein Viertel des globalen Bruttosozialproduktes aus. 
Die EU ist der weltweit größte Handelsblock, der welt-
weit größte Geber von Entwicklungshilfe – die EU ist 
ein Wirtschaftsriese. Globale wirtschaftliche Macht geht 
Hand in Hand mit weltpolitischer Verantwortung – diesem 
Auftrag kann sich Europa nicht entziehen. Europas Partner 
erwarten – zu Recht – dass Europa sich dieser Verantwor-
tung stellt und aus der Wirtschaftssupermacht auch eine 
weltpolitische Supermacht wird.“62

Automatisch drängt sich hier natürlich die Frage auf, 
wie dies abseits von Absichtsbekundungen denn praktisch 
bewerkstelligt werden soll. Das diesbezüglich „überzeu-
gendste“ Konzept stammt aus der Feder von James Rog-
ers, dem Co-Direktoren der „Group on Grand Strategy“ 
(GoGS), einem zunehmend einflussreichen Zusammen-
schluss von EU-Geopolitikern.63

2.2 EUropas imperialer Großraum und seine militärische 
Absicherung

Seit vielen Jahren beklagen sich verschiedene Mit-
glieder der Group on Grand Strategy über den rapiden 
Einflussverlust des Westens und insbesondere über den 
der EU-Länder. Mit drastischen Worten fordern die beiden 
GoGS-Direktoren James Rogers und Luis Simón deshalb 
eine drastische machtpolitische Kehrtwende ein: „Heute, 
im zweiten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts, stehen die EU, 
ihre Mitgliedsstaaten und die europäische Bevölkerung an 
einem Scheideweg. Während eine neue Generation an die 
Macht gelangt und neue geopolitische Kräfte damit begon-
nen haben, die Welt um uns herum neu zu formen, hat die 
politische Vision, die einstmals die europäische Integra-
tion anleitete, die Orientierung verloren. [...] Wir sollten 
uns hier keinerlei Illusionen hingeben, [wir leben] in einer 
Welt, in der große und potenziell räuberische Autokratien 
mehr und mehr Einfluss und Macht erlangen. Wir sind der 
Meinung, dass zunehmend nur eine effektive Globalstrat-
egie und schiere Macht in der Lage sein werden, die eu-
ropäischen Werte zu schützen. [...] Die Europäer stehen 
vor zwei möglichen zukünftigen Entwicklungen: Einer 
Zukunft der Macht oder einer Zukunft des Ruins. Es exist-
iert keine Alternative: Wir können entweder die Herrscher 
bleiben oder beherrscht werden.“64

Um hierfür optimal „gewappnet“ zu sein, sei es nun 
erforderlich, dass sich die Europäische Union einer sys-
tematisch zu verfolgenden Geostrategie verschreibe, die 
auf die Expansion ihrer Einflusssphäre und die Etablierung 
eines imperialen Großraums abzielt. So schrieb GoGS-Co-
Direktor James Rogers im Jahr 2011: „Das ultimative Ziel 
einer Geostrategie ist es, Geografie und Politik miteinander 
zu verknüpfen, um die Macht und die Einflusssphäre des 
heimischen Territoriums zu maximieren. [...] Ein solches 
Konzept muss von einem subtilen, aber hervorragend auf-
gestellten Militär unterstützt werden, das darauf abzielt, 

das Auftauchen möglicher Rivalen zu vereiteln.“65

Auf dieser Basis entwickelte Rogers Kriterien, mit 
denen er die Grenzen eines solchen Großraums – von ihm 
als „Grand Area“ bezeichnet – absteckt und damit gleich-
sam eine Art Kartographie eines EU-Imperiums vorlegt. 
Es umfasst große Teile Afrikas, die ölreiche kaspische und 
zentralasiatische Region und den Mittleren Osten, reicht 
aber auch bis weit nach Ostasien, wo es gilt, die Schiff-
fahrtsrouten zu kontrollieren (siehe Grafik). Konkret sol-
len Länder und Regionen in die „Grand Area“ integriert 
werden, die folgendes „Anforderungsprofil“ erfüllen: 

“Angesichts der Tatsache, dass bestimmte Mächte ver-
sucht haben, sich in bestimmten Schlüsselregionen Vor-
teile zu verschaffen und sich dort einzunisten – häufig zum 
Nachteil anderer – sollte die Europäische Union mehr tun, 
um die minimale geographische Zone abzusichern, die für 
die kontinuierliche Expansion ihrer Wirtschaft benötigt 
wird. Aus einem geopolitischen Blickwinkel muss diese 
Zone fünf Kriterien genügen: Sie muss
1. 	 über alle grundlegenden Ressourcen verfügen, die not-

wendig sind, um die europäische industrielle Produkti-
on und künftige industrielle Bedürfnisse zu decken;

2. 	 alle wesentlichen Handelsrouten, insbesondere Ener-
gie-Pipelines und maritime Schifffahrtsrouten aus an-
deren Regionen ins europäische Heimatland, einschlie-
ßen;

3. 	 so wenig wie möglich geopolitische Problemfälle ent-
halten, die zu einer Desintegration der Region führen 
und damit die künftige wirtschaftliche Entwicklung 
Europas schädigen könnten;

4. 	 die geringste Wahrscheinlichkeit einer relevanten 
Beanspruchung durch andere mächtige ausländische 
Akteure im Vergleich zu ihrer Bedeutung für die euro-
päische Wirtschaft und ihre geopolitischen Interessen 
aufweisen;

5. 	 eine Region sein, die die Europäische Union am ko-
steneffektivsten durch eine Ausweitung der Gemeinsa-
men Sicherheits- und Verteidigungspolitik verteidigen 
kann.“66 
Ferner soll die „Grand Area“ mit einem dichtmaschi-

gen Netz aus europäischen Militärbasen überzogen und 
so unter Kontrolle gebracht werden: „Das Konzept der 
‘Grand Area’ würde versuchen, diese Länder in ein dauer-
haftes EU-geführtes System zu integrieren, das durch Mil-
itärbasen, bessere Kommunikationslinien und engere Part-
nerschaften abgesichert wird – eine europäische Vorwärt-
spräsenz, um die Notwendigkeit sporadischer Interven-
tionen zu reduzieren.“67 Mit diesem Militärbasennetz soll 
vor allem folgenden beiden Zielen Nachdruck verliehen 
werden: „Erstens, ausländische Mächte davon abzuhalten, 
sich in Länder in der größeren europäischen Nachbarschaft 
einzumischen; und zweitens Halsstarrigkeit und Fehlverh-
alten auf Seiten der lokalen Machthaber vorzubeugen.“68 
Konkret wird darauf hin die Errichtung einer ganzen Reihe 
neuer Basen vorgeschlagen: „Neue europäische Militäran-
lagen könnten im Kaukasus und Zentralasien, der ark-
tischen Region und entlang der Küstenlinie des indischen 
Ozeans benötigt werden. Das Ziel dieser Einrichtungen 
wäre es, [...] eine latente aber permanente Macht innerhalb 
der ‘Grand Area’ auszuüben.“69

Tatsächlich wird innerhalb der politischen Eliten seit 
einiger Zeit über einen Ausbau der Militärpräsenz bis nach 
Ostasien debattiert70, es liegt aber auf der Hand, dass der 
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Übles Vorbild: Die Grand Area

Der von James Rogers als ‚Grand Area‘ bezeichnete Großraum ist ein aus der amerikanischen Geopolitik entlehnter 
Begriff. Er steht für ein Konzept, dessen explizites Ziel darin bestand, Armut und Ungleichheit in der Welt aufrecht zu 
erhalten. Es wurde detailliert von George F. Kennan beschrieben, der mit seinem „Langen Telegramm“ als Initiator der 
Eindämmungspolitik gegen die Sowjetunion und der aggressiven US-Politik während des Kalten Krieges galt (von der 
er sich später distanzierte).

Seine Affinität hierzu untermauert James Rogers nicht nur damit, dass die erste Grundsatzerklärung der „Group on 
Grand Strategy“ mit „The new long telegram“ betitelt wurde, sondern auch dadurch, dass er sein imperiales Raumkonzept 
begrifflich in die Tradition der amerikanischen „Grand Area“ stellt: „Eine Beschreibung [der ‚Grand Area‘] findet vom 
führenden Mitarbeiter des Planungsstabes (Policy Planning Staff) im State Departement, George F. Kennan statt. Die 
streng geheime Schrift Policy Planning Study 23 (PPS/23) vom 28. Februar 1948 besagt, dass die besiegten und besetzten 
Mächte Deutschland und Japan als Aktivposten einer kapitalistischen Weltordnung wieder aufgebaut werden müssen, 
was mithilfe der Ressourcen der sog. Dritten Welt geschehen soll. In dieser Weltordnung soll allein der Freihandel und 
die Dominanz der westlichen Zivilisation vorherrschen.“ 

Konkret heißt es dann in der PPS/23: „Wir müssen sehr vorsichtig sein, von unserer ‚Führungsrolle‘ in Asien zu 
sprechen. Wir betrügen uns und andere, wenn wir vorgeben, eine Lösung für jene Probleme zu besitzen, die die meisten 
dieser asiatischen Menschen bewegen. Wir besitzen etwa 50 % des Reichtums dieser Welt, stellen aber nur 6,3 % seiner 
Bevölkerung. Dieser Unterschied ist im Verhältnis zwischen uns und den Völkern Asiens besonders groß. In einer sol-
chen Situation kommen wir nicht umhin, Neid und Missgunst auf uns zu lenken. Unsere eigentliche Aufgabe in der 
nächsten Zeit besteht darin, eine Form von Beziehungen zu finden, die es uns erlaubt, diese Wohlstandsunterschiede 
ohne ernsthafte Abstriche an unserer nationalen Sicherheit beizubehalten. Um das zu erreichen, werden wir auf alle 
Sentimentalitäten und Tagträumereien verzichten müssen; und wir werden unsere Aufmerksamkeit überall auf unsere 
ureigensten, nationalen Vorhaben konzentrieren müssen. Wir dürfen uns nicht vormachen, dass wir uns heute den Luxus 
von Altruismus und Weltbeglückung leisten könnten… […] Wir sollten aufhören von vagen — und für den Fernen Osten 
— unrealistischen Zielen wie Menschenrechten, Anhebung von Lebensstandards und Demokratisierung zu reden. Der 
Tag ist nicht mehr fern, an dem unser Handeln von nüchternem Machtdenken geleitet sein muss. Je weniger wir dann von 
idealistischen Parolen behindert werden, desto besser.“ (Auszug aus der Policy Planning Study, Kapitel VII. Far East, 
Seite 524 zit. nach Wikipedia: Grand Area)

Quelle: Rogers, James: A New Geography of European Power?, Egmont Paper, No. 42, January 2011
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Kontrolle des unmittelbaren Nachbarschaftsraums in ab-
sehbarer Zeit die größere Bedeutung beigemessen wird. 
So schreibt auch Thomas Renard, Mitglied im Beirat der 
Group on Grand Strategy: „Selbstverständlich muss die 
EU sich als Macht in ihrer eigenen Region etablieren, 
wenn sie eine globale Macht werden will.“71 Osteuropa 
und damit zuvorderst auch der Ukraine kommt in diesem 
Zusammenhang aus der Sicht von Rogers gerade mit Blick 
auf Russland eine ganz besondere Bedeutung zu: „Osteur-
opa ist das Tor zwischen den riesigen Ressourcen Asiens 
und den dichtbesiedelten und technisch fortgeschrittenen 
Bevölkerungen Europas. Das bedeutet, dass es entweder 
vom imperialen Despotismus Russlands oder der demok-
ratischen Zivilisation Europas kontrolliert werden wird. 
Aufgrund seiner geographischen Lage wird derjenige, 
der den Zugang zu dieser wesentlichen Zone gewinnt, 
auch Einfluss über den gesamten eurasischen Superkon-
tinent erhalten. Sollte Osteuropa von Moskau kontrolliert 
werden, werden die Europäer – und darüber auch die Nord-
Amerikaner – Gefangene sein, wie sie es die meiste Zeit 
des Kalten Krieges waren. Sollte Osteuropa von Brüssel 
(und ebenso von London, Paris und Berlin) – und darüber 
auch von Washington – geformt werden, wird Russland 
geschwächt und relativ harmlos zurückgelassen, so wie es 
die meiste Zeit in den 1990ern und 2000ern war.“72

Nun könnte man die Ausführungen von Rogers ja als 
Produkt eines reichlich fehlgeleiteten Irrläufers abtun, 
allerdings haben wir es hier keinesfalls mit einem „geo-
politischen Hinterbänkler“ zu tun. Dies zeigt sich etwa 
daran, dass er von der EU-eigenen strategischen Denkfab-
rik, dem „Institute for Security Studies“ (EUISS), mit der 
Erstellung eines der zentralen Papiere zur Zukunft der EU-
Militärpolitik beauftragt wurde, in das große Teile seines 
„Grand-Area-Konzeptes“ einflossen.73

Auch prominente Politiker wie Radek Sikorski, bis 
2014 polnischer Außenminister, vertreten ähnliche Posi-
tionen: „Wenn die EU eine Supermacht werden will – und 
Polen befürwortet dies –, dann benötigt sie die Kapazitäten, 
um Einfluss in der Nachbarschaft auszuüben. [...] Man-
chmal müssen wir Gewalt anwenden, um unsere Diplo-
matie zu unterstützen.“74 Ganz offen erklärte beispiels-
weise auch die damalige EU-Außenbeauftragte Catherine 
Ashton in einem der damals wesentlichen Strategiepapiere 
zur Vorbereitung des „EU-Rüstungsgipfels“ im Dezember 
2013 den gesamten Nachbarschaftsraum faktisch zum eu-
ropäischen Einfluss- und Interventionsgebiet: „Das neue 
Augenmerk der USA für die asiatisch-pazifische Region 
ist eine logische Konsequenz der geostrategischen En-
twicklungen [Anm.: des Aufstiegs Chinas]. Dies bedeutet 
auch, dass Europa mehr Verantwortung für seine eigene Si-
cherheit und die seiner Nachbarschaft übernehmen muss. 
[...] Die Union muss in der Lage sein als Sicherheitsga-
rant – mit Partnern so möglich, autonom wenn nötig – in 
seiner Nachbarschaft entschieden zu handeln, dies schließt 
direkte Interventionen ein. Strategische Autonomie muss 
sich zuerst in der Nachbarschaft der Europäischen Union 
materialisieren.“75

Auch in der in der „European Global Strategy“, ei-
nem von den Außenministern Spaniens, Polens, Italiens 
und Schwedens beauftragten Dokument für eine EU-
Globalstrategie, heißt es: „Der Einfluss der Europäischen 
Union wird in zunehmendem Maße von ihrem Agieren in 
ihrer strategischen Nachbarschaft abhängen. [...] Die EU 

sollte ebenfalls darauf vorbereitet sein, im Alleingang im 
Einklang mit dem internationalen Recht das volle Spek-
trum an zivilen und militärischen Einsätzen in der strat-
egischen Nachbarschaft durchführen zu können, wo und 
wenn dies erforderlich sein sollte, um europäische Inter-
essen zu verteidigen. Dies bedeutet die Fähigkeit zu ha-
ben, militärische und zivile Fähigkeiten zur Anwendung 
zu bringen.“76

2.3 Expansionsphase I: EU-Osterweiterung

Die EU-Expansion in den Nachbarschaftsraum er-
folgte in zwei Schritten, zunächst in Form der sogen-
annten EU-Osterweiterung, die im Wesentlichen bereits 
mit der Verabschiedung der Kopenhagener Kriterien im 
Jahr 1993 beschlossen worden war. Um formell in die 
Europäische Union aufgenommen zu werden, mussten 
sich die Beitrittskandidaten einer neoliberalen Schock-
therapie unterwerfen, die im Kern darauf hinauslief, auf 
sämtliche Schutzmaßnahmen der eigenen Wirtschaft zu 
verzichten. Die Europäische Union argumentierte dabei, 
dass der verschärfte Wettbewerb mit den – technologisch 
weit überlegenen und produktiveren – westeuropäischen 
Unternehmen um Märkte und Aufträge zu erheblichen 
Effizienz- und damit Produktivitätssteigerungen führen 
würde, die zumindest mittelfristig auch den Beitrittskan-
didaten zu Gute kommen würden. Konkurrenz belebt das 
Geschäft, so also die Sichtweise der Europäischen Union, 
die in etwa die Position vertrat (und bis heute vertritt), ein 
Wettrennen zwischen einem Ferrari und einem VW Käfer 
sei deshalb fair, weil sie auf derselben Straße fahren: „Die 
Freihandelsförderung war historisch immer das Vorrecht 
der Mächtigen. Und die Förderung und Aufrechterhaltung 
der Ungleichheit war immer eine Voraussetzung für das 
erfolgreiche Funktionieren der auf Freihandel basierenden 
kapitalistischen Marktwirtschaft. [...] Die Evozierung der 
Prinzipien der sportlichen Fairness und des unbehinderten 
Wettbewerbs, ignoriert aber die schreiende Disparität der 
wirtschaftlichen und politischen Machtverhältnisse im 
globalen Handel.“77 Das ganze Projekt war demzufolge 
weder fair noch gerecht: „Die Osterweiterung der Eu-
ropäischen Union dient vornehmlich dazu, den stärksten 
Kräften im Westen – den so genannten ‚Global Players‘ – 
neuen Marktraum zu erschließen und mit Hilfe des Regel-
werks des ‚Acquis communautaire‘ abzusichern.“78

Im Großen und Ganzen war diese Strategie überaus 
„erfolgreich“: Nachdem den Kandidaten in jahrelangen 
Verhandlungen weitreichende Zugeständnisse abverlangt 
worden waren, wurden 2004 und 2007 insgesamt zwölf 
neue Länder, fast alle in Osteuropa gelegen, als unter-
geordnete Mitglieder in die EU-Einflusssphäre integriert. 
Auch wenn gerade zum 10. Jahrestag der Osterweiterung 
das ganze Unterfangen nassforsch als „Erfolgsgeschichte“ 
verkauft wurde, sieht die Realität doch gänzlich anders 
aus: „Das Ergebnis konnte die Kapitalseite mit Stolz er-
füllen. Es war nichts weniger als die Herstellung einer 
wirtschaftlichen Konvergenz bei gleichzeitiger Aufrech-
terhaltung sozialer und steuerpolitischer Divergenz. Mit 
anderen Worten: Der Beitritt zur EU sicherte die meist be-
reits zuvor getätigten wirtschaftlichen Übernahmen insti-
tutionell ab. [...] Die wichtigsten Wirtschaftssektoren wie 
der Bankenbereich oder die Großindustrie befinden sich in 
den Händen westeuropäischer, oft deutscher Eigentümer; 
bei der Automobilindustrie macht deren Anteil in Polen, 
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Tschechien, Ungarn und der Slowakei zwischen 
91 und 97 Prozent aus, bei den Banken zwischen 
71 und 96 Prozent.  Die einzelnen Gesellschaften 
haben einen rasend schnellen Prozess sozialer und 
regionaler Auseinanderentwicklung durchlaufen. 
Auch zwischen den Generationen taten sich tiefe 
Risse auf; Alte kommen mit ihren Renten nicht 
über die Runden und Junge suchen ihr Heil in der 
Emigration. Die offizielle Arbeitslosenstatistik 
weist – mit der Ausnahme Tschechiens – durch-
weg zweistellige Prozentzahlen aus.“79

Ein wichtiger Grund, weshalb die damaligen 
Entscheidungsträger wohl bereit gewesen waren, 
sich den Vorgaben Brüssels zu unterwerfen, dür-
fte darin bestanden haben, dass sie hofften, die 
schmerzhaften Zugeständnisse nach ihrem EU-
Beitritt durch ihre Mitspracherechte sukzessive 
rückgängig machen zu können. Doch da hat-
ten sie die Rechnung ohne die EU-Großmächte 
gemacht, die noch vor dem Vollzug der Oster-
weiterung mit dem damaligen EU-Verfassungs-
vertrag des Jahres 2003 versuchten sicherzus-
tellen, dass künftig bei der Stimmverteilung im 
wichtigsten EU-Gremium, dem Rat der Staats- 
und Regierungschefs, die Einwohnerzahl eines 
EU-Landes eine weitaus größere Rolle als zuvor 
spielen würde. Nach nochmaligen heftig um-
kämpften Verhandlungen trat die neue Regelung 
schließlich mit dem Vertrag von Lissabon am 1. 
Dezember 2009 in Kraft und ist nach einer Über-
gangsfrist seit dem 1. November 2014 gängige 
Abstimmungspraxis. Damit wurde garantiert, 
dass die kleinen und mittleren Mitgliedsländer 
über wenig bis keine Einflussmöglichkeiten auf die EU-
Politik verfügen, wie etwa der tschechische Ex-Präsident 
Vaclav Klaus etwa zehn Jahre nach der Aufnahme seines 
Landes in die EU konsterniert einräumte: „Ich muss brutal 
sagen, dass wir null Einfluss haben.“80

Wo Verlierer der neuen Abstimmungsmodalitäten sind, 
gibt es natürlich auch Gewinner: „Dadurch verschieben 
sich die Gewichte in der EU erheblich, denn durch die Ein-
führung des Kriteriums der Bevölkerungsgröße verlieren 
nicht weniger als 23 der 28 Mitgliedsländer an Einfluss 
in der Union. Relativ gewinnen die großen Staaten Frank-
reich, Großbritannien, Italien, Spanien und Rumänien 
dazu. Der eigentliche Gewinner ist aber das mit Abstand 
bevölkerungsreichste Land der Union: die Bundesrepub-
lik Deutschland. [...] Das neue Abstimmungsverfahren 
ist ein weiterer Schritt der EU weg von einer Gemein-
schaft souveräner und gleichberechtigter Staaten hin zu 
einer hierarchisch strukturierten Union mit dem Hegemon 
Deutschland an der Spitze.“81

Umgekehrt bedeutet die neue Regelung aber auch, dass 
die Aufnahme neuer, insbesondere bevölkerungsreicher 
Staaten die Machtverhältnisse wieder massiv zuungun-
sten der EU-Großmächte verändern würde, weshalb dies 
aus genau diesem Grund derzeit auch nicht ernsthaft zur 
Debatte steht.82 Vor diesem Hintergrund war und ist die – 
eigentlich ja erfolgreiche – „Expansion per Erweiterung“ 
nicht weiter anwendbar: „Schon vor dem Vollzug der Os-
terweiterung 2004 setzten in der EU-Kommission Über-
legungen ein, wie es danach weitergehen sollte. [...] Die 
EU war an die Grenzen ihrer bisherigen Entwicklungsdy-

namik, der wechselseitigen Bestärkung von Integration 
und Erweiterung, gelangt. [...] Klar war aber auch, daß ein 
abruptes Ende der Expansionsdynamik nicht im Interesse 
der EU sein konnte. [...] Es mußte also darum gehen, ein 
Konzept zu entwickeln, welches eine weitere Expansion 
der EU zuläßt, ohne daß diese Expansion die EU zu wei-
teren Erweiterungen zwingt. Wie ist Expansion ohne Er-
weiterung möglich?“83

2.4 Expansionsphase II: EUropas imperiale 
Nachbarschaftspolitik

Die neue EU-Expansionsstrategie wurde bereits im 
Jahr 2003 mit der Kommissionsmitteilung „Größeres 
Europa“ auf den Weg gebracht, die die Einführung der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik ein Jahr später vor-
bereitete. Zum Ziel des Unterfangens schrieb die dama-
lige EU-Außenkommissarin Benita Ferrero-Waldner kurz 
nachdem die Nachbarschaftspolitik an den Start ging: 
„Um die politischen und wirtschaftlichen Vorteile der Er-
weiterung mit unseren neuen Nachbarn zu teilen, haben 
wir die Europäische Nachbarschaftspolitik konzipiert. Mit 
dieser Politik etablieren wir einen ‘Ring von Freunden’ en-
tlang der Grenzen der erweiterten EU. Das ist ein geostrat-
egisches Schlüsselprojekt für Europa. Diese Zone der Sta-
bilität und des Wohlstandes soll von Osteuropa über den 
Kaukasus und den Nahen Osten quer durch den gesamten 
Mittelmeerraum reichen.“84

Offiziell ist bei der ENP, die sich gegenwärtig auf 15 
Staaten rund um die Europäische Union erstreckt85, viel 
die Rede davon, es gehe um die Förderung von Demokra-

EU-Stimmgewichte. Quelle: Beschluss des Rates vom 29. September 
2014 zur Änderung seiner Geschäftsordnung (2014/692/EU, Euratom).
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tie und Wohlstand. Faktisch wird im Kern aber auf die 
Übernahme des „acquis communautaire“ (“Besitzstand 
der Gemeinschaft“), jener 70.000-80.000 Seiten mit al-
len für die Mitgliedsstaaten verbindlichen Rechtsakte, 
abgezielt: „Der Besitzstand der EU, mit dem ein gemein-
samer Markt auf der Grundlage der Freizügigkeit und des 
freien Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs err-
ichtet wurde, auf dem Wettbewerb unter gleichen Bedin-
gungen [...] könnte den Ländern, die institutionelle und 
wirtschaftliche Reformen durchführen, als Vorbild dienen. 
[...] Die EU muss daher bereit sein, in enger Partnerschaft 
mit ihren Nachbarstaaten zusammenzuarbeiten, die wei-
tere Reformen durchführen wollen, und ihnen beim Aus-
bau ihrer Kapazitäten zu helfen, damit sie ihre Vorschriften 
an Teile des gemeinschaftlichen Besitzstands angleichen 
und umsetzen können.“86

Hierdurch werden mit der ENP dieselben Ziele wie 
mit der Osterweiterung verfolgt: Ungeachtet aller hehren 
Absichten liegt die Priorität eindeutig auf dem neolib-
eralen Umbau und der – peripheren – Eingliederung der 
Nachbarländer in die großeuropäische Wirtschafts- und 
Einflusszone87: „Was nicht gesagt wird, ist, dass das 
Hauptmotiv der wirtschaftlichen Integration darin beste-
ht, die Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen Union zu 
stärken, Ökonomien in die expandierende Wirtschaft des 
Imperiums (der EU) einzugliedern und Zugang zu natür-
lichen Ressourcen in der energiereichen Nachbarschaft 
zu erhalten. Die riesige Ansammlung von Wohlstand und 
wirtschaftlicher Macht hat der EU einen Hebel gegeben, um 
marktfreundliche Reformen einschließlich Privatisierung, 
Handelsliberalisierung und der Übernahme der EU-Reg-
ulationsmechanismen aufzuerlegen und gleichzeitig die 
weiterführenden Debatten in den peripheren Gesellschaf-
ten zu umgehen. Dabei riskiert sie allerdings, eher zur 
Schaffung politischer Destabilisierung denn zu Stabilität 
beizutragen und die wirtschaftlichen Ungleichheiten in der 
Nachbarschaft zu vertiefen.“88

Nur in einem, allerdings wesentlichen Detail beste-
ht ein Unterschied zur EU-Osterweiterung: Aus oben 
genannten Gründen war man nicht bereit, den ENP-
Staaten eine Beitrittsperspektive in Aussicht zu stellen. 
Im Kommissionspapier „Größeres Europa“ heißt es hi-
erzu lapidar: „Die durch Nähe und Nachbarschaft aufge-
worfenen praktischen Fragen sind getrennt von der Frage 
der Aussicht auf einen EU-Beitritt zu beantworten.“89 Des 
Lockmittels einer EU-Mitgliedschaft beraubt, sollen vor 
allem beträchtliche Geldmittel – allein für das „Europäis-
che Nachbarschaftsinstrument“ (ENI) wurden für den 
Haushalt 2014 bis 2020 fast 15,5 Mrd. Euro eingestellt – 
Politik und Gesellschaften der Nachbarländer von der Not-
wendigkeit neoliberaler Reformen „überzeugen“.90 Die 
wesentlichen Bestimmungen und Regelungen, um sich als 
peripher eingegliedertes Absatz- und Investitionsgebiet für 
das EU-Zentrum zu empfehlen, werden in einem im Rah-
men der Nachbarschaftspolitik ausgehandelten – sprich 
von der EU oktroyierten – Assoziationsabkommen mit 
der Europäischen Union bindend festgelegt. Sie stehen 
damit im Zentrum der aktuellen EU-Expansionsstrategie, 
wie etwa Joachim Becker, Professor an der Wirtschaft-
suniversität Wien, betont: „Die Assoziationsabkommen, 
welche die EU im postsowjetischen Raum vorantreibt, 
sind ein Schlüsselelement bei der Ausweitung der EU-
Einflusssphäre nach Osten.“91

2.5 Neoliberales Assoziationsabkommen: Fallbeispiel 
Ukraine

Bereits kurz nach der „Orangenen Revolution“ im 
Jahr 2004 gab die Europäische Kommission eine Studie 
in Auftrag, die die Auswirkungen eines „Tiefen und um-
fassenden Freihandelsabkommens“ zwischen der Ukraine 
und der Europäischen Union untersuchen sollte. Betraut 
wurden hiermit das „Centre for European Policy Studies“ 
(CEPS), das „Institut für Weltwirtschaft“ (IFW) und das 
„International Centre for Policy Studies“ (ICPS), die zu 
dem Ergebnis gelangten, ein solches Freihandelsabkom-
men werde sich für beide Seiten sehr vorteilhaft auswirk-
en.92 Auf dieser Basis wurden die Verhandlungen über 
ein Assoziationsabkommen, das als Kernbestandteil ein 
solches „Tiefes und umfassendes Freihandelsabkommen“ 
enthalten sollte, aufgenommen, die, wie bereits erwähnt, 
2012 in ein unterschriftsreif vorliegendes Dokument mün-
deten.93

Glaubt man den Verlautbarungen diverser EU-Offiziel-
ler, so kann die Ukraine durch das Abkommen auf einen 
regelrechten Wirtschaftsboom hoffen. So prognostizierte 
EU-Erweiterungskommissar Stefan Füle, nach Abschluss 
des Assoziationsabkommens sei mit einer Verdopplung 
der ukrainischen Exporte in die EU und einem Anstieg 
des Bruttoinlandsprodukts um insgesamt 12% zu rech-
nen.94 Eine sorgsame Betrachtung des Dokumentes las-
sen an dieser Einschätzung allerdings erhebliche Zweifel 
aufkommen. 

Grundsätzlich wird die Ukraine darauf verpflichtet, 
nicht nur den aktuellen EU-Rechtsbestand zu übernehmen, 
sondern auch alle künftigen Gesetze Brüssels auf national-
er Ebene einzuführen. Faktisch wird die Ukraine damit ein 
nicht-stimmberechtigtes Mitglied des europäischen Bin-
nenmarktes, das über keinerlei Mitspracherechte verfügt, 
was in Brüssel entschieden wird, dies aber zu befolgen hat: 
„Ein Rechtsakt, der einer EU-Verordnung oder einem EU-
Beschluss entspricht, ist unverändert in die innerstaatli-
che Rechtsordnung der Ukraine zu überführen.“ (Anhang 
XVII, Artikel 2a) 

Weiter heißt es in dem Papier: „Die Vertragsparteien 
errichten während einer Übergangszeit von höchstens 
zehn Jahren [...] schrittweise eine Freihandelszone.“ (Ti-
tel IV, Artikel 25) Für die Umsetzung dieses Zieles müs-
sen unter anderem Zölle, mit denen ein Land zum Schutz 
seiner Wirtschaft Waren eines anderen Landes verteuern 
kann, nahezu komplett abgeschafft werden: „Jede Ver-
tragspartei senkt oder beseitigt Zölle auf Ursprungswaren 
der anderen Vertragspartei im Einklang mit den Stufen-
plänen in Anhang I-A dieses Abkommens (im Folgenden 
‘Stufenpläne’).“ (Titel IV, Artikel 29, Absatz 1) Wer den 
hochgradig irritierenden Versuch unternimmt, nachzuvoll-
ziehen, was sich hinter Anhang I-A verbirgt, sieht sich mit 
einer etwa 1500 Seiten langen Liste konfrontiert, in der 
Details zu den künftigen Zöllen für nahezu jedes erden-
kliche Produkt festgelegt werden. Dankenswerterweise hat 
die Europäische Kommission selbst hier zur Klärung beig-
etragen, indem sie in einem Hintergrundpapier verdeutli-
chte, dass durch das Assoziationsabkommen die Zölle um 
99,1% (Ukraine) bzw. 98,1% (EU) abgesenkt werden.95

Darüber hinaus werden auch sogenannte nicht-tarifäre 
Handelshemmnisse – etwa Mengenbegrenzungen – fak-
tisch verboten: „Die Vertragsparteien dürfen bei der Ein-
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fuhr einer Ware aus dem Gebiet der anderen Vertragspartei 
oder bei der Ausfuhr einer Ware oder dem Verkauf einer 
Ware zwecks Ausfuhr in das Gebiet der anderen Vertrag-
spartei keine Verbote oder Beschränkungen oder Maßnah-
men gleicher Wirkung erlassen oder beibehalten, es sei 
denn, dieses Abkommen oder Artikel XI GATT 1994 und 
die Anmerkungen zu seiner Auslegung sehen etwas an-
deres vor.“ (Titel IV, Artikel 35)

Eine weitere Passage mit erheblicher Tragweite verbir-
gt sich hinter der unscheinbaren Überschrift „Annäherung 
von technischen Vorschriften, Normen und Konformitäts-
bewertungen“. Dort wird die Ukraine auf die Übernahme 
europäischer Produktions- und Zertifizierungsstandards 
verpflichtet, um überhaupt Waren in der EU verkaufen zu 
dürfen.96 Dazu dürften aber in nahezu sämtlichen ukrai-
nischen Betrieben derart umfassende Investitionen nötig 
sein, dass dies eine fast unüberwindliche Handelsbarriere 
darstellt, die nur dort durchlässig werden dürfte, wo dies 
seitens der EU explizit gewünscht wird.97

Es liegt auf der Hand, dass sich der „freie und faire 
Wettbewerb“ mit den produktiveren und technisch 
deutlich weiter fortgeschrittenen westeuropäischen Un-
ternehmen für die ukrainischen Betriebe unter solchen 
Bedingungen als hochgradig nachteilig entpuppen dürfte, 
wie auch der bereits zitierte Professor an der Wirtschaft-
suniversität Wien, Joachim Becker, kritisiert: „Die geo-
ökonomische und geo-politische Stoßrichtung der Ab-
kommen wird im Fall der Ukraine besonders augenfällig. 
Weit über die Handelsliberalisierung hinausgehend, soll 
die Ukraine teilweise in den EU-Binnenmarkt integriert 
werden. Das würde bedeuten, dass die Ukraine substan-
zielle Teile der Wirtschaftsgesetzgebung der EU übern-

immt. Die Ukraine würde nicht nur Möglichkeiten des 
Außenschutzes für die nationale Ökonomie verlieren, 
sondern auch Schlüsseloptionen für die nationalstaatli-
che Industriepolitik (z.B. über öffentliche Ausschreibun-
gen). [...] Eine ‘tiefe und umfassende’ Freihandelszone ist 
Kernbestandteil des Abkommens. Für die Ukraine dürfte 
‘vertiefter’ Freihandel und die Übernahme von Kernbe-
standteilen der EU-Wirtschaftsgesetzgebung allerdings 
auf eine Vertiefung der De-Industrialisierung und vertiefte 
Abhängigkeitsstrukturen hinauslaufen.“98 

Erschwerend kam noch Russlands Drohung hinzu, 
seinen Markt nach einer Unterzeichnung eines Assozia-
tionsabkommens gegenüber ukrainischen Produkten stärk-
er abzuschotten: „Die Außenhandelsbeziehungen machen 
klar, wie sehr die Ukraine Russland als Wirtschaftspart-
ner braucht. Von insgesamt 53 Milliarden Euro, für die 
Waren exportiert werden, gehen laut WIIW [Wiener In-
stitut für internationale Wirtschaftsvergleiche] 25 Prozent 
nach Russland und weitere acht Prozent in die mit Moskau 
verbundenen Zollunionsstaaten Kasachstan und Belarus. 
Fünf Prozent der ukrainischen Exporte nimmt die Türkei, 
vier Prozent Ägypten ab, gefolgt vom ersten EU-Land Po-
len mit 3,5 Prozent. [...] Interessant auch die Struktur des 
Außenhandels. Während sich der ukrainische Export in die 
EU in der Hauptsache auf Rohstoffe wie Kohle und Stahl 
beschränkt, führt Kiew in Richtung Russland Maschinen, 
Fahrzeuge, Flugzeuge und Lebensmittel aus. Das heißt, 
die Wertschöpfung der in den Westen gelieferten Waren 
liegt weit unter jener, die nach Russland gehen.“99

Dass sich angesichts dessen sowohl im Verhältnis mit 
Russland als auch mit der ukrainischen Regierung erhe-
bliche Probleme anbahnten, war den EU-Verantwortlichen 

Der damalige EU-Erweiterungskommissar Štefan Füle beim Gipfeltreffen der Östlichen Partnerschaft 
Ende November 2013. Quelle: Europäische Union
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bestens bekannt. Als der damalige EU-Erweiterungskom-
missar Stefan Fule etwa vom ukrainischen Oligarchen 
Wiktor Pintschuk während des Verhandlungsprozesses 
gewarnt wurde, dass es einer Lösung bedürfe, die auch 
für Russland akzeptabel sei und dass es Schwierigkeiten 
geben könne, antwortete dieser lapidar: „Mit den Rus-
sen ist es immer schwierig.“100 Auch der ehemalige EU-
Erweiterungskommissar Günter Verheugen merkte an: 
„Mit Russland wurde schlicht nicht darüber geredet, was 
die Assoziierung der Ukraine (und anderer) politisch und 
wirtschaftlich bedeutet. Russische Bedenken, dass sich da-
durch der Handel mit der Ukraine verschlechtern könnte, 
wurden vom Tisch gewischt.“101

Gleichzeitig wuchs nicht allein auf russischen Druck 
hin auch innerhalb der Janukowitsch-Regierung die Skep-
sis gegenüber dem Abkommen. Dies hatte sicher nicht 
zuletzt mit der Sorge zu tun, „ihre“ Oligarchen könnten 
künftig bei der Ausplünderung der Ukraine zu kurz kom-
men. Generell spielte aber ganz offensichtlich ebenfalls 
die Sorge um die negativen wirtschaftlichen Auswirkun-
gen des Abkommens eine entscheidende Rolle. Denn 
während von westlicher Seite unter Rückgriff auf Zahlen 
der „Deutschen Beratergruppe“ die Auswirkungen auf 
den Handel mit Russland mit einem Exportrückgang in 
der Größenordnung von jährlich 3 Mrd. Dollar als ver-
gleichsweise gering eingestuft wurden, präsentierte Janu-
kowitsch ganz andere Zahlen. Er bezog sich dabei auf die 
gigantischen 160 Mrd. Dollar, die als Größenordnung vom 
„Institute for Economics and Forecasting at the National 
Academy of Sciences of Ukraine” für die Kosten sämtli-
cher Anpassungsleistungen errechnet worden waren.102 

Der Spiegel schildert den in diesem Zusammenhang 
abgelaufenen Dialog zwischen Janukowitsch und dem 
damaligen EU-Erweiterungskommissar Füle folgender-
maßen: „‚Stefan, wenn wir unterschreiben, helft ihr uns 
dann?‘, fragt Janukowytsch. Füle ist sprachlos. ‚Sorry, wir 
sind nicht der IWF. Wo kommen diese Zahlen her?‘, fragt 

er schließlich. ‘Ich höre sie zum ersten Mal.‘ Das seien 
geheime Zahlen, sagt Janukowytsch: ‚Können Sie sich 
vorstellen, was passieren würde, wenn unsere Leute von 
diesen Zahlen erfahren, wenn sie herausfänden, was die 
Annäherung an die EU unser Land kostet?‘“103 Es lag auf 
der Hand, dass somit aus ukrainischer Sicht erheblicher 
Nachbesserungsbedarf bestand. So kritisierte Michail Ts-
chetschetow, stellvertretender Vorsitzender der damals 
regierenden Partei der Regionen, Mitte November 2013: 
„Wir sind nicht bereit, dieses Abkommen zu unterschrei-
ben, wenn dabei hunderte Betriebe, vor allem im indus-
triellen Ballungszentrum des Landes, werden schließen 
müssen.“104

In dieser Situation, in der seitens der EU kein Jota von 
der eigenen Position abgewichen wurde, stellte Russland 
auch noch beträchtliche Vergünstigungen in Aussicht: ein-
en Preisnachlass auf Gaslieferungen von ca. 3 Mrd. Dol-
lar jährlich und den Aufkauf von Staatsanleihen in Höhe 
von 15 Mrd. Dollar. Hinzu kam dann auch noch, dass 
die in extremen Finanznöten steckende Janukowitsch-
Regierung zuvor den Internationalen Währungsfonds um 
denselben Betrag gebeten hatte und dafür gleich die Dau-
menschrauben angesetzt bekam. Laut dem damaligen Re-
gierungschef Nikolai Asarow gab dies schlussendlich den 
Ausschlag, das Abkommen nicht zu unterzeichnen: „Der 
schrumpfende Handel mit Russland [und] anderen GUS-
Staaten gefährde ernsthaft die ukrainische Wirtschaft. Die 
Verschlechterung der Wirtschaftsbeziehungen mit Russ-
land habe zur Folge gehabt, dass die Ratingagentur Fitch 
die Bonität der Ukraine vor kurzem abgestuft habe, sagte 
Asarow weiter. Der ‘letzte Tropfen’ sei die Forderung des 
Internationalen Währungsfonds (IWF) vom 20. November 
gewesen, die Gaspreise für die ukrainischen Haushalte zu 
erhöhen, die Gehälter einzufrieren und die Ausgaben zu 
kürzen. Nur dann dürfe die Ukraine mit Krediten rech-
nen.“105 

Zynisch gesagt wurde die EU also in einem Bieter-
wettbewerb deutlich von Russland überboten, weshalb es 
durchaus nachvollziehbar war, dass sich die Janukowitsch-
Regierung im November 2013 dann endgültig entschied, 
das Abkommen zumindest vorläufig zu versenken. Nicht 
zuletzt in Deutschland hatte er sich hiermit – vorsichtig 
formuliert – nicht gerade beliebt gemacht. 

Aktuelle EU-Einsätze. Quelle: Europäische Union
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Spätestens seit den Auftritten von Verteidigungsminis-
terin Ursula von der Leyen, Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier und vor allem natürlich von Bundespräsident 
Joachim Gauck bei der Münchner Sicherheitskonferenz 
Anfang 2014 ist ein neuer Ton in der Debatte über die 
künftige deutsche Außen- und Sicherheitspolitik unüber-
hörbar. Auf deutlich aggressivere Weise wird seither ge-
fordert, Deutschland müsse eine aktive Weltmachtpoli-
tik betreiben – und als der erste wichtige Testlauf dieser 
„Gauck-Doktrin“ gilt die Ukraine. Allerdings gilt es zu 
beachten, dass diese neue deutsche Weltmachtpolitik von 
langer Hand in dem Projekt „Neue Macht – Neue Ver-
antwortung“ vorbereitet wurde. In ihm wurden die wes-
entlichen Argumentationsfiguren ausgearbeitet, die für 
die offensive Neuausrichtung der deutschen Außen- und 
Sicherheitspolitik im Allgemeinen, aber auch für das 
konkrete Agieren gegenüber der Ukraine und Russland 
handlungsleitend sind (Kapitel 3.1). In diesem Zusam-
menhang waren es eben nicht nur die USA, sondern auch 
die Europäische Union und hier besonders Deutschland, 
die schon seit einiger Zeit darauf hingearbeitet hatten, 
pro-westliche Machthaber in Kiew zu etablieren und mit 
diesen Plänen nach der Ablehnung des Assoziationsab-
kommens im November 2013 ernst machten (Kapitel 3.2). 
Auch wenn dabei zwischen den USA und Deutschland 
ein beiderseitiges Interesse am Sturz von Janukowitsch 
bestand, sollte dies nicht den Blick darauf verstellen, 
dass es bereits während der Maidan-Proteste zu heftigen 

Reibereien kam, wer „seinen“ Potentaten an die Schalthe-
bel der Macht würde hieven können. Tatsächlich berührt 
diese Auseinandersetzung darüber hinaus auch grundsät-
zlichere Interessensunterschiede zwischen diesen beiden 
Hauptakteuren, die auch später immer wieder zu Tage 
traten. Ungeachtet solcher Differenzen im Detail eint die 
Akteure auf beiden Seiten des Atlantiks das gemeinsame 
Interesse an einer Eingliederung der Ukraine in die westli-
che Einflusssphäre. Obwohl Deutschland sich nicht in al-
len Fragen durchsetzen konnte und es im Gegenteil sogar 
einige Schlappen erleiden musste, wurde und wird das 
gesamte Vorgehen nahezu unisono als „vorbildliche“ Um-
setzung der Gauck-Doktrin bewertet, da sich Deutschland 
in der Ukraine-Krise „erfolgreich“ als weltpolitische Füh-
rungsmacht bewiesen habe (Kapitel 3.3). 

Tatsächlich herrscht gegenüber den Zielen der 
deutschen Ukraine-Politik und der herausgehobenen Stel-
lung, die Deutschland dabei einnimmt, eine teils beein-
druckende Offenheit, die wohl auch mit dem generell 
neuen Ton der deutschen Debatte zusammenhängt: „Der 
Kampf um die Ukraine ist einer zwischen dem russischen 
Präsidenten und der deutschen Kanzlerin. [...] Fast 25 
Jahre nach dem Ende des Kalten Krieges geht es darum, 
wer es schafft, die früheren Sowjetrepubliken der Region 
in seinen Einflussbereich zu ziehen. Es geht um Geopoli-
tik, um das ‘Grand Design’, wie es die Experten gern nen-
nen.“106 

3. Die Ukraine als Testfall für die neuen deutschen 
Großmachtambitionen

Bundespräsident Joachim Gauck bei seiner Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz 
Anfang Februar 2014. Quelle: Zwez, MSC 
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3.1 Neue Macht – Neue Verantwortung

Der Diskussionsprozess über einen radikalen 
Kurswechsel in der deutschen Außen- und Sicherheit-
spolitik setzte nicht von ungefähr verstärkt nach der 
deutschen Weigerung ein, sich im Jahr 2011 am Krieg ge-
gen Libyen zu beteiligen. Offensichtlich vor dem Hinter-
grund, dass sich eine derartige „Blamage“ nicht wieder-
holen dürfe, wurde daraufhin das von der „Stiftung Wis-
senschaft und Politik“ und dem „German Marshall Fund“ 
geleitete Projekt „Neue Macht – Neue Verantwortung“ 
ins Leben gerufen.107 Es versammelte laut Eigenaussage 
zwischen November 2012 und September 2013 etwa 50 
„außen- und sicherheitspolitische Fachleute aus Bunde-
stag, Bundesregierung, Wissenschaft, Wirtschaft, Stiftun-
gen, Denkfabriken, Medien und Nichtregierungsorganisa-
tionen.“ (S. 47) Der von ihnen erarbeitete und im Septem-
ber 2013 veröffentlichte gleichnamige Abschlussbericht 
„Neue Macht – Neue Verantwortung“ enthielt dann bereits 
alle wesentlichen Kerngedanken bis hin zu wortgleichen 
Formulierungen der späteren Rede von Bundespräsident 
Joachim Gauck und gibt seither den Kurs für die neue 
deutsche Außen- und Sicherheitspolitik vor (siehe Kasten 
„Gauckismus – Nationalismus – Weltmacht“). 

Ausgangspunkt ist zunächst die Einschätzung, dass 
die engen Grenzen, die dem deutschen Agieren auf der 
Weltbühne in früheren Jahrzehnten gesetzt waren, heute in 

dieser Form nicht mehr existieren: „Der Bonner Republik 
fehlten sowohl das Gewicht als auch die Freiheit für ei-
genständige Politik gegenüber Partnern außerhalb des eu-
ropäischen und transatlantischen Rahmens. Deutschlands 
gewachsene Kraft verleiht ihm heute neue Einflussmögli-
chkeiten. Auch das ist Anlass für eine Neuvermessung 
seiner internationalen Beziehungen.“ (S. 30) Außerdem 
wird bemängelt, dass diese sich bietende Gelegenheit 
bislang in keiner Weise nutzbringend ergriffen wurde: 
„Bisher hat Deutschland jedoch, zumindest im Verhältnis 
zu seiner Wirtschaftskraft, seinem geopolitischen Gewicht 
und seinem internationalen Ansehen, eher selektiv und 
zögerlich Gestaltungsangebote gemacht oder Initiativen 
ergriffen. Noch ist Deutschland eine Gestaltungsmacht im 
Wartestand.“ (S. 9) 

Dies zu ändern ist das wesentliche Anliegen, hierfür 
werde Deutschland künftig aber auch „eigene Interessen 
und Werte deutlich(er) artikulieren müssen.“ (S. 44) Was 
darunter konkret verstanden wird, verdeutlich folgende 
Passage: „Wenn Deutschland die eigene Lebensweise er-
halten und schützen will, muss es sich folglich für eine 
friedliche und regelbasierte Weltordnung einsetzen; mit al-
len legitimen Mitteln, die Deutschland zur Verfügung ste-
hen, einschließlich, wo und wenn nötig, den militärischen. 
[...] Deutschland profitiert wie kaum ein anderes Land von 
der Globalisierung und der friedlichen, offenen und freien 

Partner, Herausforderer und Störer im Papier Neue Macht – Neue Verantwortung, S. 31, wobei seltsamerweise im Text 
zerfallen(d)e Staaten wie „Syrien, Somalia, Afghanistan oder Mali“ als „Störer“ eingestuft werden, in der
Grafik jedoch nicht auftauchen. Wie die Ersteller des Dokumentes gedenken, mit „Störern“ umzugehen, wird aus folgender 
Passage ersichtlich: „Da aber, wo Störer die internationale Ordnung in Frage stellen; wo sie internationale Grundnormen 
[…] verletzen; wo sie Herrschaftsansprüche über Gemeinschaftsräume oder die kritische Infrastruktur der Globalisierung 
geltend machen oder gar diese angreifen; wo mit anderen Worten Kompromissangebote oder Streitschlichtung vergeblich 
sind: Da muss Deutschland bereit und imstande sein, zum Schutz dieser Güter, Normen und Gemeinschaftsinteressen im 
Rahmen völkerrechtsgemäßer kollektiver Maßnahmen auch militärische Gewalt anzuwenden oder zumindest glaubwürdig 
damit drohen zu können.“ (S. 17)
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Weltordnung, die sie möglich macht. Gleichzeitig ist 
Deutschland aber auch besonders abhängig vom Funktio-
nieren dieser Ordnung. Es ist damit auf besondere Weise 
verwundbar und anfällig für die Folgen von Störungen im 
System.“ (S. 38 und 3)

Für diese ambitionierten Bestrebungen gelten eine 
Reihe von Ländern, zuvorderst aber die USA als unver-
zichtbare Partner: „Bei den meisten zentralen Themen – 
Frieden und Sicherheit, regelbasierte globale Ordnung, 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, funktionierende 
Märkte, Energie- und Rohstoffsicherheit, Umwelt- und 
Klimaschutz, menschliche Entwicklung – zeigt ein Ver-
gleich der deutschen Positionen mit denen bewährter 
europäischer und transatlantischer Partner weitgehende 
Übereinstimmung, trotz Abweichungen im Einzelfall. Der 
Kreis dieser engen Partner mit Gewicht und Gestaltungs-
macht geht dabei über den ‚Westen‘ hinaus und umfasst 
in konzentrischen Ringen neben den EU-Mitgliedern (un-
entbehrliche Partner) und den NATO-Verbündeten USA, 
Kanada, Türkei (Schlüsselpartner) auch Japan, Südkorea, 
Australien, Neuseeland, Mexiko und Israel (wichtige Part-
ner). Die Pflege dieser bewährten Partnerschaften und eine 
Vertiefung bilateraler Beziehungen zu anderen gleichges-
innten Mitstreitern sollten für die deutsche Außenpolitik 
Vorrang haben, denn sie sind Kräfteverstärker: Sie erweit-
ern den Spielraum, die Reichweite und die Legitimität 
deutscher Gestaltungskraft. Dies gilt insbesondere im Ver-
hältnis zu den aufstrebenden Mächten in der Welt.“ (S. 32)

Wie später noch näher ausgeführt wird, sind die hier 
anklingenden „Bindemittel“ des westlichen Bündnisses 
eine wesentliche Ursache für die konkreten Konturen des 
sich aktuell abzeichnenden Neuen Kalten Krieges (siehe 
Kapitel 5.5). Darüber hinaus wird aber klar ersichtlich, 
dass die Autoren von „Neue Macht – Neue Verantwor-
tung“ durchaus eine neue transatlantische Macht- und 
Arbeitsteilung im Blick haben, die mit dem Anspruch auf 
eine Aufwertung der bisherigen Rolle als Juniorpartner 
einhergeht: „Doch die USA signalisieren – im Bewusst-
sein geschrumpfter materieller Ressourcen – deutlich, dass 
Amerikas Engagement in der Welt künftig selektiver und 
sein Anspruch an Partner entsprechend höher sein wird. 
Vor allem für Europa und Deutschland bedeutet dies einen 
großen Zuwachs an Aufgaben und Verantwortung. [...] 
Auf der militärisch-operativen Ebene dagegen müssen 
die Europäer sich darauf einstellen, dass die USA nicht 
nur seltener eine Führungsrolle einnehmen, sondern sich 
überhaupt weniger an gemeinsamen Missionen beteiligen 
wollen. Europa und Deutschland müssen daher Formate für 
NATO-Operationen entwickeln, bei denen sie weniger auf 
US-Hilfe angewiesen sind. Das verlangt mehr militärischen 
Einsatz und mehr politische Führung.“ (S. 5 und 43)

Wo „Partner“ für die Aufrechterhaltung der herr-
schenden Ordnung existieren, gibt es auch „Heraus-
forderer“ derselben. Als solche werden etwa Russland 
und China gezählt, mit denen es womöglich zu zune-
hmenden Konflikten kommen könnte: „Deshalb wird es in 
Deutschlands Beziehungen zu den neuen wirtschaftlichen 
und politischen Kraftzentren der Welt unweigerlich auch 
zu Konkurrenz und Konflikten kommen: um Einfluss, um 
den Zugang zu Ressourcen, aber auch um die Architek-
tur der internationalen Ordnung sowie um die Geltung der 
Normen, die ihr zugrunde liegen. [...] Manche Herausfor-
dererstaaten könnten in diesem Prozess zu echten Partnern 

für Deutschland werden; vorstellbar ist aber auch, dass 
manche sich für die Konfrontation entscheiden.“ (S. 33)

Was die deutschen Präferenzen bzgl. der Europäischen 
Union und ihrer Ostpolitik anbelangt, lassen sich im Pa-
pier „Neue Macht – Neue Verantwortung“ unter anderem 
folgende Passagen finden: „Erst die wirtschaftliche und 
politische Integration hat den Staaten Europas im Ver-
bund das internationale Gewicht verliehen, das auch die 
Großen des Kontinents allein nicht mehr auf die Waa-
gschale bringen. [...] Deutschland wird hier [in der EU] 
öfter und entschiedener führen müssen. [...] Bei Ländern 
in unmittelbarer EU-Nachbarschaft, sei es im Osten oder 
im Süden, ist das Interesse Deutschlands an deren innerer 
Entwicklung naturgemäß stärker ausgeprägt als im Fall 
ferner Staaten. [...] In Europas südlicher und östlicher 
Nachbarschaft muss die EU als Ordnungsmacht Stabilität 
und gute regionale Regierungsführung anstreben – und da-
bei nicht nur auf Regierungen zielen, sondern auf Zivilge-
sellschaften. [...] Deutsche Außenpolitik wird sich weiter-
hin der gesamten Palette der außenpolitischen Instrumente 
bedienen, von der Diplomatie über die Entwicklungs- und 
Kulturpolitik bis hin zum Einsatz militärischer Gewalt.“ 
(S. 20, 35, 26 und 7)

Im Klartext – und dies deckt sich weitgehend mit der 
zuvor beschriebenen Praxis der EU-Expansionspolitik – 
lassen sich aus dieser Sicht also erstens machtpolitische 
Ambitionen Deutschlands nur im EU-Verbund durch-
setzen; dabei muss Deutschland aber zweitens die Füh-
rungsrolle zukommen; drittens hat die Expansion in den 
Nachbarschaftsraum Priorität, wo es gilt, die Vorherr-
schaft zu erlangen; und schließlich kommt bei der Um-
setzung dieser Begehrlichkeiten viertens ein breites zivil-
militärisches Instrumentarium auf staatlicher oder zivilge-
sellschaftlicher Ebene zum Einsatz, was auch immer in der 
jeweiligen Situation opportun erscheint. 

3.2 Subversion und „Regime Change“ aus 
Deutschland

Der gesamte EU-Expansionsprozess ist nicht zuletzt 
ein Produkt deutscher Interessen, die über Brüssel durch-
gesetzt werden. Ganz generell ist es Berlin gelungen, sich 
weitgehende Einflussmöglichkeiten auf die EU-Politik 
zu sichern. Denn dort, wo „Brüssel“ auf der Verpackung 
steht, verbirgt sich in Wahrheit bereits häufig „Berlin“: 
„Brüssel wird heute stärker von deutschen Interessen und 
Strategien geprägt denn je. Weitgehend unbemerkt von 
der Öffentlichkeit hat Deutschland die Schlüsselposten 
in den EU-Institutionen erobert und Strukturen geprägt, 
die auch die selbstbewusste Juncker-Kommission binden. 
Europa spricht heute nicht nur deutsch, wie CDU-General 
Volker Kauder schon 2011 proklamierte. Es denkt und 
handelt mittlerweile auch deutsch, nach in Deutschland 
geprägten Modellen und Regeln. [...] Insgesamt hat es die 
Bundesregierung verstanden, sich in den EU-Institutionen 
eine zentrale Rolle zu sichern. Die alte Klage über einen 
‘pro-französischen Bias’ in Brüssel hat sich erledigt; die 
deutsche Personalpolitik hat ganze Arbeit geleistet. Fast 
alle strategisch wichtigen Positionen werden heute von 
Deutschen besetzt, was verständlicherweise nicht überall 
auf Begeisterung stößt. Der britische ‘Economist’ machte 
sich über die ‘teutonische Union’ lustig und die französis-
che ‘Libération’ warf Merkel vor, im Alleingang das ‘Cast-
ing’ zu bestimmen.“108
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Etwas überspitzt formuliert: In Brüssel fällt kaum 
ein Stein um, wenn dies von der Bundesregierung nicht 
gewünscht wird. Dies wird auch und gerade anhand der 
ausführlichen Dokumentation des Spiegels über den Ver-
handlungsprozess um das Assoziationsabkommen mit der 
Ukraine ersichtlich, bei dem Deutschland eine der, wenn 
nicht die wesentliche Triebfeder war.109 So war es, wie be-
reits beschrieben, vor allem die deutsche Position, die ein-
en Kompromiss mit Russland ablehnte und darauf dräng-
te, eine Grundsatzentscheidung zugunsten der Europäis-
chen Union herbeizuführen. „Insbesondere die deutschen 
Interessen, wenngleich sie durchaus widersprüchlich und 
keinesfalls mit US-Interessen identisch sind, haben eigen-
ständig zu einer aggressiven Ostpolitik getrieben. Es ist 
kein Zufall, dass der Ukraine-Konflikt sich nicht an – zum 
Beispiel – US-amerikanischen NATO-Erweiterungsplänen 

entzündete, sondern an der Frage, ob und, wenn ja, wie 
die Ukraine sich der deutsch dominierten EU assoziieren 
solle. Die deutsch-europäische Weigerung, die Frage unter 
Einbeziehung aller Betroffenen, also auch Russlands zu 
lösen, stand am Ursprung der Konflikteskalation.“110

Gleichzeitig wurde auch Sorge getragen, „hand-
lungsfähig“ zu sein, für den Fall, dass die Einverleibung 
der Ukraine, wie dann auch geschehen, scheitern sollte. 
Denn nicht nur die USA, von denen bekannt wurde, dass 
sie allein in die Ukraine 5 Mrd. Dollar für „Frieden und 
Demokratie“ – sprich: für die Umsetzung ihrer Interes-
sen – investiert hatten111, auch die EU und damit auch ins-
besondere Deutschland war hier alles andere als untätig. 
Ganz grundsätzlich versucht die EU naturgemäß in ihrer 
Nachbarschaft möglichst wenig dem Zufall zu überlassen 
und die „Geschicke“ dort in ihrem Sinne zu beeinflus-

Gauckismus – Nationalismus – Weltmacht 
Bereits kurz nach seinem Amtsantritt fiel Bundespräsident Joachim Gauck sehr unangenehm mit seinen Ausfüh-

rungen während seines Antrittsbesuchs bei der Bundeswehr am 12. Juni 2012 auf, die das Magazin die Zeit folgender-
maßen bezeichnete: „Die Rede, auf die die Bundeswehr gewartet hat“. Vor allem der nationalchauvinistische Ton, den 
der Bundespräsident anschlug, war schockierend: „Manche verwechseln dabei aber Freiheit mit Gedankenlosigkeit, 
Gleichgültigkeit oder auch Hedonismus. […] Diese Bereitschaft zur Hingabe ist selten geworden in Zeiten, da jeder für 
sich selbst Verantwortung zu übernehmen hat – und zu viele meinen, damit schon genug Verantwortung zu tragen. Hier, 
in der Bundeswehr, treffe ich überall auf Menschen mit der Bereitschaft, sich für etwas einzusetzen – gewissermaßen 
treffe ich auf ‚Mut-Bürger in Uniform‘! […] 
Ihr Werbespruch ‚Wir. Dienen. Deutschland.‘ 
trifft es auf den Punkt [...]. Er trifft, nicht al-
lein, was das ‚dienen‘ betrifft. Er lässt eben 
auch einen Patriotismus aufscheinen, der sich 
– frei nach Johannes Rau – darin zeigt, dass 
man sein Heimatland liebt, die Heimatländer 
der anderen darum aber nicht verachten muss.“

Wie eng sich Gauck außerdem den 
Kerngedanken des Projekts Neue Macht 
– Neue Verantwortung und den darin zum 
Ausdruck kommenden Machtambitionen ver-
bunden fühlt, wurde bereits in seiner Rede 
zum Tag der deutschen Einheit am 3. Oktober 
2013 deutlich. Dies ist auch nicht verwunder-
lich, denn auch personell war hier eine direkte 
Verbindung zwischen dem Bundespräsidenten 
und dem „Verantwortungsprojekt“ gegeben. 
So war Thomas Kleine-Brockhoff als Direktor 
des German Marshall Fund eng in Neue Macht 
– Neue Verantwortung involviert, bevor er im 
Sommer 2013 von Joachim Gauck als neuer 
Leiter der Stabsstelle Planung und Reden verp-
flichtet wurde. 

Vor diesem Hintergrund erklärt sich, dass die viel beachtete Rede des Bundespräsidenten bei der Sicherheitskonfer-
enz Anfang 2014 nahezu alle Kerngedanken von Neue Macht – Neue Verantwortung aufgreift: „Die Beschwörung des 
Altbekannten wird künftig nicht ausreichen! Die Kernfrage lautet doch: Hat Deutschland die neuen Gefahren und die 
Veränderungen im Gefüge der internationalen Ordnung schon angemessen wahrgenommen? Reagiert es seinem Gewicht 
entsprechend? […] Ich meine: Die Bundesrepublik sollte sich als guter Partner früher, entschiedener und substantieller 
einbringen. […] Manchmal kann auch der Einsatz von Soldaten erforderlich sein. […] Deutschland ist so tief verwoben 
mit der Welt wie wenige andere Staaten. Somit profitiert Deutschland besonders von der offenen Ordnung der Welt. 
Und es ist anfällig für Störungen im System. Eben deshalb können die Folgen des Unterlassens ebenso gravierend wie 
die Folgen des Eingreifens sein – manchmal sogar gravierender. […] Ich muss wohl sehen, dass es bei uns – neben 
aufrichtigen Pazifisten – jene gibt, die Deutschlands historische Schuld benutzen, um dahinter Weltabgewandtheit oder 
Bequemlichkeit zu verstecken. […] So kann dann aus Zurückhaltung so etwas wie Selbstprivilegierung entstehen, und 
wenn das so ist, werde ich es immer kritisieren.“

Protest bei der Münchner Sicherheitskonferenz 2014. 
Quelle: Wolfgang Smuda
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sen. Dies gilt auch und besonders für die Projekte in der 
Ukraine, die anschaulich demonstrieren, dass imperial-
istische Politik lange vor der Entsendung von Kanonen-
booten ihren Anfang nimmt. Hier spielt einmal das bereits 
erwähnte „Europäische Nachbarschaftsinstrument“ eine 
wichtige Rolle, aus dem zwischen 2007 und 2013 fast 1 
Mrd. Euro ins Land flossen. Der Großteil davon war dafür 
bestimmt, die ukrainische Verwaltung „fit“ für die Imple-
mentierung des Assoziationsabkommens in nationale Ge-
setzgebung zu machen und sich einen pro-europäischen 
Beamtenapparat aufzubauen.112

Dreistellige Millionenbeträge wurden seitens der EU 
zudem an – pro-westliche – zivilgesellschaftliche Gruppen 
weitergeleitet, wobei noch einmal deutlich mehr Gelder 
bilateral von den einzelnen EU-Mitgliedsstaaten vergeben 
wurden.113 Aus einem Artikel der Ukraine-Analysen, der 
die verschiedenen „Interaktionsmuster“ der EU mit der 
ukrainischen Zivilgesellschaft beschreibt, wird ersichtlich, 
wie umfassend über diese Förderung auf die Innenpolitik 
Einfluss genommen werden kann (und wohl auch soll): 
„Erstens hat die EU Vertreter der ukrainischen Zivilgesells-
chaft in einen Dialog eingebunden. [...] Zweitens dient die 
EU der ukrainischen Zivilgesellschaft als Orientierung-
spunkt und Bezugsrahmen. Sie stärkt die Zivilgesellschaft 
implizit, indem sie Reformen einfordert und Standards 
setzt. [...] Die Gruppe »Wir sind Europäer« ist dafür ein 
interessantes Beispiel. Dieser inoffizielle Zusammen-
schluss umfasst junge Berufsanfänger aus unterschiedli-
chen Disziplinen, die auf Facebook verschiedene Themen 
mit EU-Bezug diskutieren und von Zeit zu Zeit öffentliche 
Anfragen starten und Aktionen durchführen. Als die Ver-
handlungen über ein Assoziationsabkommen zwischen der 
EU und der Ukraine im Jahr 2011 in eine Sackgasse geriet-
en und das Abkommen wegen bestehender Demokratiede-
fizite nicht unterzeichnet werden konnte, setzten mehr und 
mehr NGOs ihre Kapazitäten dafür ein, dass die Ukraine 
diese wichtige Chance nicht endgültig verpasst. Zwar ge-
schieht dies bisher meist in Form öffentlicher Anfragen, 
doch die Anzeichen häufen sich, dass sich eine Form sys-
tematischeren Drucks auf politische Entscheidungsträger 
entwickelt. Drittens schließlich unterstützt die EU die 
ukrainische Zivilgesellschaft durch direkte finanzielle 
Mittel. Da in diesem Bereich viele unterschiedliche Instru-
mente zur Verfügung stehen.“114

Zudem drängt sich der Eindruck auf, dass die EU und 
die bilateralen Geldgeber die Agenda der ukrainischen 
Zivilgesellschaft nicht nur beeinflusst haben, sondern dass 
sie von ihnen faktisch gesetzt wurde: „So können auch 
Projekte mit politischer Agenda in der Ukraine finanziert 
werden. Die ausländischen Gelder haben viele Projekte 
möglich gemacht, die sonst nicht hätten durchgeführt 
werden können. Allerdings haben sie auch die Entwick-
lung der ukrainischen Zivilgesellschaft in gewissem Sinne 
verzerrt. Zahlreiche Beobachter weisen darauf hin, dass 
viele NGOs, die durch ausländische Quellen finanziert 
werden, sich mit der Zeit immer stärker auf die Geldge-
ber orientieren und die Rückkopplung an die ukrainis-
che Gesellschaft verlieren. Außerdem sind einige NGOs 
hauptsächlich deswegen entstanden, um Zugang zu west-
lichen Geldern zu erhalten. Im Endeffekt bildet sich eine 
NGO-Elite, die auf die Hauptstadt fokussiert ist und eine 
Agenda entwickelt, die weitgehend losgelöst ist von der 
Problematik in anderen Landesteilen.“115

Ein wesentlicher Akteur in diesem Zusammenhang 
sind die jeweiligen politischen Stiftungen, wobei in der 
Ukraine die „Konrad-Adenauer-Stiftung“ der CDU be-
sonders schillernd hervorsticht. So wurde ihr Büroleiter in 
Kiew, Nico Lange, bereits im Jahr 2010 wegen angebli-
cher Subversionstätigkeit von der ukrainischen Regierung 
in den Knast gesteckt. Erst nach Intervention höchster 
deutscher Regierungsstellen wurde er wieder freigelassen. 
Der damalige Bericht der FAZ beschreibt die Hintergründe 
des Vorgangs folgendermaßen: „Nico Lange, Büroleiter 
der Konrad-Adenauer-Stiftung in der Ukraine, wurde un-
versehens auf dem Kiewer Flughafen Boryspil verhaftet. 
[...] Lange ist ein profilierter Kritiker der neuen ukrainis-
chen Führung unter dem russlandfreundlichen Präsidenten 
Janukowitsch. Er hatte [...] versucht, die zersplitterte west-
lich orientierte Opposition an einen Tisch zu bringen – eine 
für die Konrad-Adenauer-Stiftung natürliche Aufgabe, da 
mehrere Parteien dieses Spektrums [...] der Europäischen 
Volkspartei (EVP), zu der auch die deutschen Unionspar-
teien gehören, als Beobachter verbunden sind.“116 

Verbunden fühlen sich EVP bzw. CDU insbesondere 
der Partei „Udar“ („Schlag“) des ehemaligen Boxwelt-
meisters Witali Klitschko, die Berichten zufolge von der 
„Konrad-Adenauer-Stiftung“ ins Leben gerufen wurde: 
„Wegen seines Erfolges wurde die Konrad-Adenauer-Stif-
tung auf ihn aufmerksam; wie der CDU-Politiker Werner 
Jostmeier berichtet, hat die CDU-nahe Stiftung Klitsch-
ko vor geraumer Zeit ‚damit beauftragt‘, ‚in der Ukraine 
eine christlich-konservative Partei unterstützend mit auf 
die Beine zu stellen und zu etablieren.‘“117 Hierfür soll die 
Stiftung laut Spiegel „Schulungen für Udar-Parlamentari-
er und deren Mitarbeiter“ durchgeführt haben.118 Klitsch-
ko selbst bedankte sich bei der Adenauer-Stiftung mit den 
Worten, sie sei für seine „im Aufbau befindliche [...] Partei 
eine große Hilfe gewesen. [...] Wir hatten viele Fragen und 
haben hier Antworten gefunden.“119

Auch die EVP-Fraktion im EU-Parlament machte sich 
um Udar „verdient“, wie wiederum der Spiegel berichtet: 
„Klitschkos junge Partei ‚Udar‘ ist seit kurzem beobach-
tendes Mitglied der konservativen EVP-Parteienfamilie. 
EVP-Büros in Brüssel und Budapest schulen Udar-Per-
sonal für die parlamentarische Arbeit, unterstützen beim 
Aufbau einer landesweiten Parteistruktur.“120 Während 
Klitschko in Deutschland als „Fackelträger des demok-
ratischen Widerstands“ u.a. bei der Münchner Sicherheit-
skonferenz Anfang 2014 herumgereicht wurde121, bereiste 
gleichzeitig ein westlicher Politiker nach dem anderen die 
Ukraine, um seine Solidarität mit den Protesten lautstark 
zum Ausdruck zu bringen. Aus Deutschland war das neben 
zahlreichen anderen auch Elmar Brok (CDU/EVP), der 
einflussreiche Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses 
des Europäischen Parlaments. Er hatte Klitschko lobend 
als „außerordentlich klugen und zunehmend politisch er-
fahrenen Gesprächspartner“ bezeichnet, der „eindeutig den 
westlichen Werten zugeneigt“ sei.122 Noch mitten während 
der Proteste, schrieb er sich frank und frei von der Seele, 
wie er sich denn den Machtwechsel in der Ukraine genau 
vorstellte: „Wir erleben Demonstrationen der Opposition, 
wie es sie auch schon bei der orangenen Revolution 2004 
gegeben hat. Die Bürgerinnen und Bürger protestieren ge-
gen Manipulationen der Regierung Janukowitsch und wol-
len verhindern, dass das Angebot der Europäischen Union 
eines Assoziierungs- und Freihandelsabkommens gegen 
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ihren Willen ausgeschlagen wird. [...] Die Ukraine braucht 
Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Wettbewerbsfähigkeit. 
Dem Präsidenten fehlt dazu der Mut, er scheut davor 
zurück, Russland entgegenzutreten. [...] Den besten Dienst 
würde er seinem Land erweisen, wenn er jetzt den Weg 
für Neuwahlen freimachen würde. [...] Vitali Klitschko hat 
das Zeug, bei der nächsten Wahl spätestens 2015 Staat-
spräsident der Ukraine zu werden.“123 

Augenscheinlich hatte sich Janukowitsch mit seiner 
Weigerung, das vor allem deutscherseits vorangetriebene 
Assoziationsabkommen mit der EU zu unterzeichnen, 
mächtige Feinde gemacht, die fortan auf seinen Sturz 
hinarbeiteten. In schockierender Offenheit hieß es im 
Spiegel unmittelbar nach der Ablehnung des Abkommens 
zu den Zielen der deutschen Ukraine-Politik: „‘Die Tür für 
die Ukraine bleibt offen’, betonte Merkel nach der Pleite 
mehrfach. Man sei weiterhin gesprächsbereit. Das klang 
nach mühsamer Gesichtswahrung, wie sie nach Niederla-
gen üblich ist. Aber es heißt auch: Die Geschichte ist noch 
nicht zu Ende. Und die Kanzlerin will vor der nächsten 
Runde eine neue Figur ins Spiel bringen: Vitali Klitschko. 
Der zwei Meter große Profiboxer soll zum proeuropäis-
chen Gegner des russlandorientierten Janukowitsch auf-
gebaut werden - und am Ende das Abkommen mit den 
Europäern doch noch unterschreiben. ‘Regime Change’ 
wäre als Begriff wohl zu hoch gegriffen, aber ein bisschen 
geht es doch darum: Merkels CDU und die europäische 
konservative Parteienfamilie EVP haben Klitschko auser-
koren, das ukrainische Nein von innen aufzuweichen. Er 
soll die Opposition einen und anführen, auf der Straße, im 
Parlament und schließlich bei der Präsidentenwahl 2015. 
‘Klitschko ist unser Mann’, heißt es in hohen EVP-Kreis-
en. ‘Der hat eine klar europäische Agenda’ - und Merkel 
noch eine Rechnung offen mit Putin.“124

3.3 Innerwestliche Spannungen und deutsche 
Interessen

Als die Janukowitsch-Regierung im November 2013 
entschied, das Assoziationsabkommen abzulehnen, war 
also auf verschiedensten Ebenen der Nährboden für die 
unmittelbar danach einsetzenden Maidan-Proteste bere-
itet. Auch wenn es sicher eine Reihe guter Gründe gab, ge-
gen die hochgradig korrupte Janukowitsch-Regierung auf 
die Straße zu gehen, gelang es so, diese Proteste in relativ 
kurzer Zeit zu kapern und in die gewünschte pro-europäis-
che Bahn zu lenken (bei gleichzeitiger Komplettverdrän-
gung linker Akteure). Das rasch gebildete Dreierbünd-
nis, das schließlich die Führung der Proteste übernahm, 
setzte sich dann neben der faschistischen „Swoboda“ und 
der (damals) den USA zugeneigten „Vaterland“ auch aus 
„Udar“ zusammen.

Nachdem die Proteste immer weiter eskalierten (siehe 
Kapitel 4.1) kam es am 21. Februar 2014 zum Abschluss 
eines Vertrages, zwischen Janukowitsch und den drei Op-
positionsvertretern Klitschko, Jazenjuk und Tjagnibok, der 
– eigentlich – eine Deeskalation hätte gewährleisten sollen. 
Um der Vereinbarung zusätzliches Gewicht zu verleihen, 
wurde sie ebenfalls von den Außenministern Deutschlands 
(Steinmeier), Frankreichs (Fabius) und Polens (Sikorski) 
unterschrieben. Sie sah vor allem die Bildung einer Re-
gierung der nationalen Einheit sowie vorgezogene Präsi-
dentschaftswahlen bis spätestens Dezember 2014 vor. 
Der somit ausgehandelte Fahrplan für einen „geregelten“ 

Machtwechsel wurde umgehend als Erfolg der deutschen 
Krisendiplomatie gefeiert, die sich – vermeintlich – ge-
genüber dem aggressiveren Ansatz der USA durchgesetzt 
habe. So schrieb Klaus-Dieter Frankenberger unter dem 
Titel „Deutschland hat Verantwortung übernommen“ in 
der FAZ: „Ohne die beharrliche Überzeugungsarbeit der 
Außenminister Deutschlands, Frankreichs und Polens hätten 
sich Führung und Opposition in der Ukraine wohl nicht ver-
ständigt. Das können sich auch die Amerikaner merken.“125

Doch da wurde anscheinend die Rechnung ohne einige 
Wirte vor allem in den USA, aber auch in der Ukraine 
gemacht. Zweifelsfrei kann dies bis heute nicht belegt 
werden, aber es spricht einiges dafür, dass Washington 
seinen beträchtlichen Einfluss auf die Oppositionspar-
teien geltend machte, um diesen Kompromiss zu kippen. 
So hieß es im Ticker der Tagesschau am 21. Februar um 
21h53: „Vieles deutete in der Ukraine auf eine friedliche 
Lösung hin – doch die Vereinbarung zwischen Regierung 
und Opposition gefällt den Massen auf dem Maidan nicht. 
Sie fordern weiter den Rücktritt des Präsidenten – und 
drohen weiter mit Gewalt.“126 Angesichts der Ankündi-
gung, nach Ablauf eines Ultimatums das Parlament zu 
stürmen, floh Janukowitsch noch in derselben Nacht zuerst 
nach Doneszk und dann ganz aus dem Land.

Es lässt sich als festhalten, dass Deutschland in der 
Ukraine eine aktive Politik zur Durchsetzung der eigenen 
Interessen verfolgte und dabei sogar so weit ging, einen 
gewaltsamen Putsch zu unterstützten, der zu einer sub-
stanziellen Beteiligung faschistischer Kräfte an der „Über-
gangsregierung“ führte (siehe Kasten „Braune Revolu-
tion“). Gleichzeitig wurde auch überdeutlich, dass trotz 
großer Überschneidungen mit den USA auch eindeutige 
Interessensunterschiede existieren. Im Kern ging es da-
bei zuerst einmal darum, ob in der Ukraine künftig ein 
pro-amerikanischer (Timoschenko oder jemand aus ihrer 
Partei) oder ein pro-deutscher (Klitschko) Präsident das 
Sagen haben würde. Wie ruppig es dabei hinter den Kulis-
sen zur Sache ging, wurde vor allem über das abgehörte 
und ins Internet gestellte „Fuck-the-EU-Telefonat“ der 
im US-Außenministerium für Europafragen zuständigen 
Abteilungsleiterin Victoria Nuland bekannt: „Eine ameri-
kanische Top-Diplomatin äußert sich abfällig über Brüs-
sel. Die Kanzlerin nennt das absolut inakzeptabel – der 
Graben zwischen Berlin und Washington wächst.“127

Was die deutsche Seite an dem Telefonat aber wirklich 
empörte, war nicht die etwas undiplomatische Wortwahl, 
sondern dass aus ihm klar hervorging, dass die USA au-
genscheinlich keinerlei Absicht hatten, den mit viel deut-
schem Geld und Know-how aufgepäppelten ehemali-
gen Box-Weltmeister Vitali Klitschko eine prominente 
Rolle übernehmen zu lassen: „Die US-Verantwortlichen 
schienen nicht begeistert von der Idee zu sein, dass 
Klitschko stellvertretender Ministerpräsident werden 
könnte. ‘Die Klitschko-Sache ist offenkundig das kom-
plizierte Elektron hier’, ist [der US-Botschafter in der 
Ukraine] Pyatt zu hören. Der Boxweltmeister sollte das 
Amt nicht antreten und ‘seine politischen Hausaufgaben’ 
machen. Auch Nuland äußert sich skeptisch über eine Re-
gierungsbeteiligung von Klitschko: ‘Ich glaube nicht, dass 
das notwendig und eine gute Idee ist.’“128 

Wie heftig hier das Gerangel zwischen Deutschland 
und den USA war, zeigt ein zweites, am 31. Januar 2014 
abgehörtes und ebenfalls im Internet veröffentlichtes Tel-
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efonat. In ihm beschwert sich die stellvertretende Gen-
eralsekretärin für politische Fragen des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes, Helga Schmid, gegenüber dem 
EU-Botschafter in der Ukraine, Jan Tombinski, lautstark 
über den amerikanischen „Verbündeten“: „Ich wollte Dir 
nur eine Sache noch vertraulich sagen. Die Amerikaner 
gehen ein bisschen rum und erzählen, dass wir zu weich 
sind, was Sanktionen angeht. [...] Was mich sehr ärgert ist, 
dass die Amerikaner rumgehen und die EU an den Prang-
er stellen und sagen, wir wären da zu soft. [...] Ich will 
Dir das nur sagen, dass Du vielleicht mit dem amerika-
nischen Botschafter auch sprichst und ihm sagst, wir sind 
überhaupt nicht soft. [...] Es ärgert mich, wenn die Presse 
jetzt berichtet, die EU ist nicht auf der Seite der Freiheit. 
[...] Es soll hier nicht um ein Wettrennen gehen, aber es ist 
wirklich sehr unfair, wenn sie das hier verbreiten.“129

Die Ursachen für diese Reibereien liegen allerdings 
nicht allein darin, dass sich beide Seiten ein möglichst 
großes Stück vom ukrainischen Kuchen einverleiben wol-
len. Die US-Vorbehalte gegenüber einem deutschen Poten-
taten haben – zumindest aus ihrer dezidiert russlandfein-
dlichen Sicht – durchaus eine materielle Basis. Washing-
ton sorgt sich darüber, dass die teils engen wirtschaftlichen 
Kontakte nach Russland eine (noch) härtere Linie Berlins 
verhindern und Teile seiner Industrie mäßigend einwirken 
könnten.130 Dies wurde auch in der Folgezeit deutlich, als 
etwa in der Frage möglicher Waffenlieferungen deutliche 
Unterschiede zwischen der US-Position und der – etwas – 
moderateren Haltung der Bundesregierung zu Tage traten. 

Die hieraus ableitbare deutsche Interessenskonstella-
tion ergibt sich damit a) aus dem Bestreben der periphere 
Eingliederung möglichst großer Teile des vormaligen Os-
tblocks in die von Berlin dominierte Europäische Union; 
dabei besteht offensichtlich b) die Bereitschaft, unter Ver-
wendung knallharter Subversionspolitik auch dezidiert ge-
gen zentrale russische Interessen zu agieren; wobei dies c) 
unter dem Vorbehalt steht, es unter anderem aufgrund des 
beachtlichen Handelsvolumens mit Russland nicht zu ein-

er Totaleskalation kommen zu lassen. So schreibt der pri-
vate Nachrichtendienst Strategic Forecast: „Die deutsche 
Strategie ist in sich widersprüchlich. In der Ukraine un-
terstützte Deutschland früh die Demonstrationen, die zur 
gegenwärtigen Regierung geführt haben. Sie haben aber 
nicht mit der russischen und der amerikanischen Reak-
tion gerechnet, und sie wollen [sich] nicht an einer mil-
itärischen Reaktion auf Russland beteiligen. Gleichzeitig 
will Deutschland in seiner Unterstützung der Regierung in 
Kiew nicht nachlassen.“131

Ganz offensichtlich verfolgen die USA in a) und 
b) dieselben Ziele, setzen aber gleichzeitig auf jene To-
taleskalation, die man von deutscher Seite aus eher ver-
hindert sehen würde. Jedenfalls endeten die Streitereien 
im Vorfeld des Putsches schließlich mit einem Punktsieg 
für die USA. Nach dem Austritt von über 70 Mitgliedern 
der bis dahin regierenden „Partei der Regionen“ wech-
selte diese in die Opposition und das Parlament erklärte 
Janukowitsch noch am 22. Februar 2014 für abgesetzt. 
Umgehend wurde eine „Übergangsregierung“ gebildet, 
an deren Spitze am 23. Februar Alexander Turtschinow 
als Interimspräsident und am 26. Februar Arseni Jazenjuk 
als Ministerpräsident, zwei Vertreter der damals den USA 
nahestenden Timoschenko-Partei installiert wurden. Auch 
rechtsradikale Kräfte wurden für ihre Dienste mit mehr-
eren Kabinettsposten „belohnt“ – ohne sie wäre der Um-
sturz wohl nicht möglich gewesen –, während die Partei 
Klitschkos, Udar, komplett außen vor blieb: „Timoschen-
kos Partei hat die Kontrolle, auch die Nationalisten haben 
sich wichtige Posten gesichert. Klitschkos Partei ist in der 
Regierung nicht vertreten“, fasste Zeit Online die feindli-
che Übernahme zusammen.132 

Auch wenn es sich hier nicht um Beweise handelt, so 
sind dies doch starke Hinweise, welche Kräfte wohl hinter 
der Ablehnung des Kompromisses vom 21. Februar 2014 
standen. Während Deutschland, Frankreich und sogar Po-
len augenscheinlich auf einen geregelten Machtübergang 
gesetzt hatten, hatten die USA und ihre Verbündeten in 

Krieg gegen den Willen der Bevölkerung
Umfrageergebnisse zeigen: Die Kluft zwischen öffentlicher Meinung und den „Gauckisten“, die auf eine aggres-

sivere deutsche Weltmachtpolitik drängen, könnte kaum größer sein – und wohl genau aus diesem Grund setzte, ins-
besondere seit Ausbruch der Ukraine-Krise, hierzulande eine Propagandaoffensive ein, die zum Ziel hat, die deutsche 
Bevölkerung buchstäblich sturmreif zu schießen. Doch die ist weiterhin alles andere als überzeugt vom „Gauckismus“, 
wie klar aus den Ergebnissen einer repräsentativen Umfrage vom April und Mai 2014 hervorgeht: „Verglichen mit den 
Ergebnissen einer ähnlichen Untersuchung der amerikanischen Rand-Corporation aus dem Jahr 1994 haben sich die 
Verhältnisse umgekehrt. Damals plädierten 62 Prozent für ein größeres deutsches Engagement. Heute sind es noch 
37 Prozent. Damit wird klar: Eine deutliche Mehrheit steht den Plädoyers von Bundespräsident Joachim Gauck, Ver-
teidigungsministerin Ursula von der Leyen und Steinmeier, Deutschland möge sich weltweit mehr engagieren, erst 
mal skeptisch gegenüber.“ (Süddeutsche Zeitung, 20.5.2014) Ungeachtet aller Versuche, die „Logik“ dieser Politik zu 
vermitteln, ist die die Zustimmung für den Gauckismus bei einer Umfrage im Februar 2015 weiter auf nunmehr 34% 
gesunken (Munich Security Report 2015, S. 11).

Dasselbe Phänomen zeigt sich bei Umfragen zur konkreten Politik gegenüber Russland und der Ukraine. Auch sie 
offenbaren deutliche Unterschiede zwischen Politik und Bevölkerung und eine zunehmende Skepsis gegenüber dem 
Agieren der Bundesregierung. So hätten einer Umfrage von Infratest Dimap zufolge auf die Frage „Die EU sollte Russ-
land entschiedener als bisher entgegentreten?“ im August 2014 noch 62% der Befragten zugestimmt, im Februar 2015 
waren es dann „nur“ noch 55%. Die Aussage „Ich kann nachvollziehen, dass sich Russland vom Westen bedroht sieht“ 
bejahten im August 2014 noch 40%, im Februar 2015 waren es 48%. Eindeutig wurde die Frage nach einer „Stärkeren 
NATO-Präsenz in Osteuropa?“ beantwortet: Im Februar 2015 sprachen sich 75% dagegen aus (Juni 2014: 69%), nur 
21% befürworten dies (Juni 2014: 26%). Noch klarer ist die Ablehnung amerikanischer Waffenlieferungen, die 89% der 
Befragten lag (Ukraine-Analysen Nr. 148/2015). 
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der Ukraine vor, die Kontrolle sofort an sich zu reißen 
– und die Zusammensetzung der „Interimsregierung“ ist 
ein mehr als deutlicher Hinweis, wer sich in dieser Frage 
durchgesetzt hatte.

Trotz dieses Schönheitsfehlers kämpft Deutschland 
seither in der Ukraine-Frage buchstäblich an vorder-
ster Front – diplomatisch, aber auch wirtschaftlich und 
sogar militärisch. Vor diesem Hintergrund ist es – lei-
der – nachvollziehbar, dass die „Operation-Ukraine“ im 
Großen und Ganzen als überaus „erfolgreicher“ Praxist-
est der neuen deutschen Weltmachtambitionen gewertet 
wird: „Besonders die Ukraine-Krise sorgte dafür, dass 
die Gauck-Rede am 31. Januar 2014 nicht als singuläres 
Ereignis, sondern als gedanklicher Unterbau eines neuen 
Politikansatzes empfunden wurde. [...] Spätestens seit dem 
EU-Gipfel in Vilnius Ende November 2013 hatte Berlin 
in enger Abstimmung mit der EU eine Führungsrolle bei 
der Vermittlung zwischen Russland, der Ukraine und den 
anderen Ländern der östlichen Partnerschaft gespielt.“133 

Nicht weniger zufrieden bilanziert auch der „Reader Si-
cherheitspolitik“ des Verteidigungsministeriums: „Die 
führende Rolle innerhalb des Westens hinsichtlich Sank-
tionspolitik und diplomatischer Vermittlung übernehmen 
die europäischen Verbündeten der NATO, allen voran 
Deutschland. Nirgends äußern sich die gravierenden 
Veränderungen im west-östlichen Machtgefüge deutlicher 
als darin, dass das vereinigte Deutschland vom Kernbe-
troffenen des Ost-West-Konflikts als geteiltem Land und 
sicherem Kriegsschauplatz im Falle einer militärischen 
Eskalation zwischen Warschauer Pakt und NATO zu ei-
nem der Hauptakteure der gegenwärtigen Russland-NA-
TO-Krise geworden ist.“134 

Maidan: Umstrittene Todesschüsse
Für die zahlreichen Menschen, die im Februar 2014 während der Maidan-Proteste Scharfschützen zum Opfer gefallen 

waren, wird bis heute im Westen ausschließlich die sich damals an der Macht befindliche Janukowitsch-Regierung verant-
wortlich gemacht. Erste Zweifel an dieser offiziellen Version kamen bereits durch ein abgehörtes Telefonat zwischen Est-
lands Außenminister Urmas Paet und der damaligen EU-Außenbeauftragten Catherine Ashton im März 2014 auf. Darin 
äußerte sich Paet kritisch darüber, dass die neue ukrainische Regierung kein Interesse an den Tag lege, die Todesschüsse 
während der Proteste in Kiew aufzuklären. Die Ursache liege wohl darin, dass es mehr und mehr Hinweise gebe, dass 
hinter den Mördern „nicht Janukowitsch, sondern jemand von der neuen Koalition“ stehe (Spiegel Online, 05.03.2014). 
Ziemlich genau ein Jahr später präsentierte der Europarat einen Bericht, der ebenfalls den „Ermittlungseifer“ der neuen 
Machthaber scharf kritisierte: „Zu wenig, zu langsam, nicht unabhängig: Der Europarat wirft ukrainischen Beamten vor, 
die Ermittlungen zu den vielen Toten auf dem Maidan vor einem Jahr zu verschleppen. […] Während der dreimonatigen 
Demonstrationen habe es ‚keinen wirklichen Versuch‘ gegeben, die Vorfälle aufzuklären, heißt es in einem Bericht, den 
drei vom Europarat ernannte Experten vorlegten.“ (Zeit, 31.03.2015) 

Konkrete Hinweise, dass zumindest nicht alle Toten auf das Konto von Regierungseinheiten gingen, lieferte ein Mon-
itor-Bericht, der sich auf ein „hochrangiges Mitglied des Ermittlerteams“ berief, auf abgehörte Funksprüche von Re-
gierungseinheiten und auf Videoauswertungen: „Auf Videos ist außerdem zu erkennen, dass die Oppositionellen auf der 
Institutska-Straße nicht nur aus Richtung der Regierungsgebäude beschossen wurden, sondern auch vom Hotel ‚Ukraina‘, 
das in ihrem Rücken lag. […] Das Hotel, in dem auch zahlreiche Medienvertreter untergebracht waren, befand sich an 
jenem Tag fest in der Hand der Opposition.“ (Monitor, 10.04.2014) Am 12. Februar 2015 veröffentlichte die BBC dann 
einen Artikel, in dem ein anonymer Teilnehmer der Maidan-Proteste zu Wort kam, der als Scharfschütze agiert haben 
soll. Die russische Nachrichtenagentur Sputnik (13.02.2015) griff den Bericht auf und zitierte daraus: „‘Ich war einen 
Monat lang mit anderen Demonstranten auf dem Maidan‘, erzählte Sergej. ‚Am 19. Februar wurde ich mit einem Mann 
zusammengeführt, der mir eine 12mm-Schrotflinte und ein Saiga-Jagdgewehr anbot. Ich entschied mich für Saiga und 
versteckte die Waffe im Gebäude der Post.‘ Am frühen Morgen des 20. Februars bezog Sergej gemeinsam mit einem an-
deren Schützen im Konservatorium südwestlich des Maidan-Platzes Stellung. ‚Wir haben rund 
20 Minuten auf die Polizisten geschossen‘, sagte der Mann der BBC. ‚Unsere Schüsse zwangen 
sie zum Rückzug.‘ Er habe auf die Füße der Polizisten gezielt.‘“ 

Der kanadisch-ukrainischen Politikwissenschaftler Ivan Katchanovski von der Universität 
Ottowa kam zudem in einer umfangreichen Auswertung des zugänglichen Beweismaterials zu 
folgendem Ergebnis: „Alles deutet darauf hin, dass Elemente der Maidan-Opposition, und zwar 
rechtsradikale und oligarchische Parteien, in die Tötung von Demonstranten und Polizisten 
verwickelt waren. Dies geht aus vielfältigen Beweisen hervor – etwa Schützenpositionen in 
Maidan-kontrollierten Gebieten, den Flugbahnen der Geschosse abgeleitet aus ihren Einschlag-
slöchern, der Benutzung von AKMs und Jagdgewehren, ähnliche Wunden bei Polizisten und 
Demonstranten, der Funkkommunikation der Sicherheitskräfte sowie das Versagen der Maid-
an-Selbstverteidiger damals und der Regierung heute, die Schützen zu finden.“ (Telepolis, 
14.12.2014)

Sicher, um glasklare Beweise handelt es sich auch hier nicht, aber es sind mehr als genug 
Indizien vorhanden, um Zweifel an der offiziellen Lesart aufkommen zu lassen. Dies ist umso 
bedenklicher, als die Ereignisse als wesentliche Rechtfertigung dafür herangezogen werden, 
dass der damalige Präsident Wiktor Janukowitsch unter Gewaltandrohung aus dem Land gejagt 
wurde.

Maidan-Proteste. 
Quelle: Flickr/Mstyslav 
Chernov
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Trotz der nachvollziehbaren Motivation, sich der Oli-
garchenclique entledigen zu wollen, die seit vielen Jah-
ren die Ukraine ausbeutet, wurden die Maidan-Proteste 
schnell von pro-westlichen und faschistischen Gruppen 
gekapert, die allesamt mit den ursprünglichen Zielen der 
Proteste herzlich wenig im Sinn haben. Dies mündete in 
einen unter Gewaltandrohung vollzogenen Putsch, in des-
sen Folge eine illegale Übergangsregierung an die Macht 
gebracht wurde, in der rechtsradikale Kräfte eine wesen-
tliche Rolle spielten (Kapitel 4.1) Das schon bei der Bil-
dung der „Übergangsregierung“ beobachtbare Gerangel 
zwischen Deutschland und den USA, den jeweils „ei-
genen“ Vertreter an die Macht zu bringen, setzte sich auch 
später bei der „geordneten“ Machtübernahme über Wahlen 
fort. Dabei konnte Deutschland durch das Bündnis Poro-
schenko/Klitschko wieder an Boden gewinnen, wobei un-
geachtet dessen zwischen diesen Lagern (und ihren west-
lichen Förderern) das grundlegende Ziel einer möglichst 
raschen „Westintegration“ vollkommen außer Frage steht 
– und aus diesem Grund wurde diese auch bereits unmit-
telbar nach Machtübernahme auf den Weg gebracht (Kapi-
tel 4.2). Parallel dazu eskalierte die Situation sowohl in der 
Ukraine selbst als auch im westlich-russischen Verhält-
nis nur kurze Zeit nach Installation der Putschregierung. 
Russland nahm dabei völkerrechtswidrig die Krim auf und 
unterstützt die pro-russischen Kräfte im Osten des Landes, 
während sich der Westen massiv hinter die Regierung in 
Kiew stellt (Kapitel 4.3). In krassem Gegensatz zu den 
ursprünglichen Forderungen der Maidan-Poteste wurde 
die Oligarchenherrschaft in der Ukraine nach dem Macht-
wechsel sogar noch gefestigt – lediglich einige Protago-
nisten wurden ausgetauscht. Ferner wurde das Land mit 
IWF-Kürzungsmaßnahmen überzogen, die vor allem die 
ärmsten Bevölkerungsschichten treffen. Aus diesem Gr-
und wird ganz offen auch die Niederschlagung von Sozial-
protesten vorbereitet – und zwar in der gesamten Ukraine 
(Kapitel 4.4). Und schließlich deutet sich inzwischen eine 
Spaltung des bislang herrschenden Lagers an, wobei nun 
auch noch Kämpfe zwischen rechtsradikalen Freiwilligen-
bataillons (und ihrem Hauptunterstützer, Igor Kolomoiski) 
und der Regierung drohen (Kapitel 4.5). 

Somit finden derzeit in der Ukraine faktisch drei Kriege 
mit unterschiedlicher Intensität statt: Ein heißer zwischen 
Regierungslager und Aufständischen im Osten (sowie 
ihren jeweiligen auswärtigen Unterstützern); der zwischen 
den neuen Machthabern und der immer noch bettelarmen 
Bevölkerung; und schließlich der innerhalb des ausein-
anderbrechenden Lagers der Putschisten.

4.1 Vom Protest zum Putsch

Auch wenn die sogenannten Maidan-Proteste unmit-
telbar nach der Ablehnung des Assoziationsabkommens 
mit der Europäischen Union ihren Anfang nahmen, deutet 
viel darauf hin, dass ihre Ursachen ganz woanders lagen: 
„Der sozial, ökonomisch und politisch katastrophale Zu-
stand der Ukraine war der eigentliche Ausgangspunkt der 
Maidan-Bewegung.“135 So spielten die Forderungen nach 
einer Abschaffung der Oligarchenherrschaft und einer Ver-

besserung der Lebensbedingungen neben der dezidiert an-
ti-russischen und pro-europäischen Stoßrichtung zunächst 
durchaus eine wichtige Rolle. 

Allerdings wurden linke oder gewerkschaftliche Ver-
treter schnell und gründlich marginalisiert. So wird eine 
Aktivistin der linken Gruppe „Borotba“ folgendermaßen 
zitiert: „Zu Beginn der Maidan-Proteste haben einige 
Mitglieder unserer Gruppe versucht, dort auch soziale 
Themen anzusprechen. [...] Unsere Leute waren dort mit 
Gewerkschaften unterwegs und verteilten Flugblätter, aber 
dann rief der Redner auf der Hauptbühne dazu auf, den 
Infostand anzugreifen, mehrere unserer Mitglieder wur-
den zusammengeschlagen, das Zelt zerstört. Danach ha-
ben wir nicht mehr versucht, uns an den Maidan-Protesten 
zu beteiligen. [...] Später haben dann die liberalen und re-
chten Parteien die Proteste unter ihre Kontrolle gebracht, 
wenn man mitmachen wollte, musste man sich deren Ziel-
en unterordnen. Sie wollten offensichtlich eine Eskalation 
herbeiführen. Angesichts dieser Entwicklung haben wir 
dann begonnen, stattdessen Antikriegskundgebungen zu 
organisieren.“136

Spätestens mit der bereits beschriebenen Kaperung der 
Proteste durch das Dreierbündnis aus Vaterland, Freiheit 
und Schlag Anfang Dezember 2013 veränderte sich der 
Charakter der Proteste grundlegend, wie der Osteuropa-
Experte Reinhard Lauterbach beschreibt: „Mit der Über-
nahme durch die parlamentarische Opposition veränderte 
sich der Maidan in drei Richtungen. Er wurde erstens 
deutlich größer, weil jede dieser drei Parteien nun eigene 
Zeltstädchen errichtete und sie mit eigenem Personal be-
mannte. [...] Zweitens: der Maidan wurde international, 
indem ausländische Politiker [...] den Demonstranten ihre 
Reverenz erwiesen und so im innerukrainischen Macht-
kampf Partei ergriffen. [...] Und drittens: der Maidan pro-
fessionalisierte sich. Die Aktivisten, die auf Dauer in den 
Zelten ausharrten, waren entweder regionale Anhänger 
der Oppositionsparteien [...] oder auch einfach nur für 
Tageshonorare plus Kost und Logis angeheuerte Arbeit-
slose.“137  

Nachdem die Proteste zwischenzeitlich deutlich abge-
flaut waren, so seien Aufrufe zum Generalstreik weitge-
hend wirkungslos verhallt, gingen sie nach Einschätzung 
Lauterbachs ab dem 19. Januar 2014 in eine neue Phase, 
als es ausgehend von Vertretern des „Rechten Sektors“ zu 
einer gewaltsamen Eskalation kam. Den Höhepunkt erre-
ichten die Auseinandersetzungen ab dem 18. Februar 2014 
als durch den Beschuss von Scharfschützen zahlreiche 
Menschen auf beiden Seiten getötet wurden. Obwohl diese 
Eskalation – bis heute – im Westen ausschließlich der Ja-
nukowitsch-.Regierung angelastet wird, existieren eine 
Reihe von Indizien, dass zumindest ein Teil der Opfer auf 
das Konto der Oppositionskräfte – und hier wahrschein-
lich auf das des „Rechten Sektors“ – gehen (siehe Kasten 
„Umstrittene Todesschüsse“). 

Auf diese Eskalation folgte wie bereits beschrieben der 
Sturz Janukowitschs und die Etablierung einer Übergang-
sregierung. Damit war der Putsch in trockenen Tüchern, 
denn dass es sich um einen solchen gehandelt hat, ist rela-

4. Die Ukraine im Mehrfrontenkrieg
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tiv eindeutig: Für die Absetzung Janukowitschs hätte es mit 
einiger Wahrscheinlichkeit keine Mehrheit im Parlament 
gegeben, weshalb das legale Verfahren schlicht umgangen 
wurde: „Wie sieht ein solches Amtsenthebungsverfahren 
aus? Nach Artikel 111 der ukrainischen Verfassung bedarf 
es, um ein Amtsenthebungsverfahren in Gang zu bringen, 
als erstes einer Zweidrittelmehrheit im Parlament. Erst 
dann könne die vorgeschriebene Untersuchungskommis-
sion ihre Arbeit aufnehmen, was für die weiteren Überprü-
fungen u. a. auch die Ernennung eines Sonderstaatsanwalts 
und eines Ermittlers beinhalte, so der US-Dienst [Stratfor]. 
Die Schlussfolgerungen und Vorschläge der Kommission 
würden dann an das Parlament geschickt, wo sie diesmal 
sogar einer Dreiviertelmehrheit bedürfen. Diese Gesa-
mtentscheidung müsse dann vom Verfassungsgericht der 
Ukraine als verfassungskonform genehmigt werden.“138

Es ist also durchaus nachvollziehbar, wenn Russ-
land bis heute von einem illegalen Staatsstreich spricht. 
Dies hinderte allerdings die westlichen Staaten in keiner 
Weise daran, die „Übergangsregierung“ umgehend an-
zuerkennen. Auch die substanzielle Beteiligung faschis-
tischer Kräfte stand dem augenscheinlich nicht im Wege. 
Selbst der ehemalige EU-Erweiterungskommissar Günter 
Verheugen kommentierte die Vorgänge deshalb mit fol-
genden Worten: „Was die jetzige Situation so schwierig 
macht und auch das Gespräch [mit Russland] so schwierig 
macht, hat ja eine Ursache auch in Kiew selber, nämlich 
die Tatsache, dass dort ein fataler Tabubruch begangen 
worden ist, dem wir auch noch applaudieren, der Tabu-
bruch nämlich, zum ersten Mal in diesem Jahrhundert 
völkische Ideologen, richtige Faschisten in eine Regierung 
zu lassen, und das ist ein Schritt zu weit.“139 

4.2 Westintegrationskonsens trotz Machtgerangel 

Trotz der einstweiligen Niederlage, die Vitali Klitschko 
und seine deutschen Förderer mit der Zusammensetzung 
der Übergangsregierung erlitten hatten, warfen sie die 
Flinte nicht ins Korn. Deshalb kündigte der ehemalige 
Box-Weltmeister umgehend seine Absicht an, neben Ju-
lia Timoschenko, bei den vorgezogenen Präsidentschaft-
swahlen am 25. Mai 2014 ebenfalls antreten zu wollen. 
Dass Timoschenko hochgradig korrupt ist, ist schon lange 
bekannt, doch erst jetzt, vor dem Hintergrund der Konf-
likte mit den USA, entdeckten deutsche Medien ihre 
„Schwachstellen“: „So schnell kann’s gehen. Da hat man 
sich jahrelang von den deutschen Mainstreammedien ein-
trichtern lassen müssen, die inhaftierte ukrainische Oppo-
sitionspolitikerin Julia Timoschenko sei ein unschuldiger 
Engel, und kaum kommt sie aus der Haft frei, da hört man 
das Gegenteil. Kritiker würfen ihr ‘dubiose Geschäfte’ vor 
und hielten sie für ‘opportunistisch und skrupellos’, hat 
das ZDF überraschend erfahren. Die Süddeutsche enthüllt, 
Timoschenko sei ‘als Teil einer dubiosen Wirtschafts- und 
Machtelite selbst belastet’. Die Welt hat gleich einen ganz 
schlimmen Verdacht: Timoschenko sei ‘wie Janukowitsch 
– nur hübscher und mit Zopf.’“140 

Augenscheinlich gelangte Klitschko aber zu der Ein-
sicht, er werde bei den Wahlen keine Chance haben. Aus 
diesem Grund warf er anschließend seinen Hut – und noch 
wichtiger, seinen Udar-Parteiapparat – hinter den Oli-
garchen Petro Poroschenko, der sich bei den Wahlen mit 
54% zu 12% deutlich gegen Julia Timoschenko durchsetz-
te. Klitschko wiederum gewann die Bürgermeisterwahlen 

in Kiew und steht seither – zumindest wenn es nach der 
deutschen Presse geht – für größere Aufgaben zur Verfü-
gung: „Gemeinsam mit seinem Verbündeten, dem wohl 
künftigen Präsidenten Petro Poroschenko, bildet der Zwei-
Meter-Hüne ein schlagkräftiges Duo. Beobachter trauen 
dem einstigen Sportstar nach seinem überzeugenden Er-
folg in der ukrainischen Hauptstadt eine glanzvolle Zuku-
nft und noch höhere politische Ämter zu. Zumal Oligarch 
Poroschenko derzeit eher als ‘Übergangsfigur’ gilt.“141

Angesichts der so geschmiedeten Allianz mit dem neu-
en Präsidenten war Klitschko ursprünglich guter Dinge, bei 
den Parlamentswahlen am 26. Oktober 2014 als Spitzen-
kandidat des „Block Poroschenko“ zu obsiegen und damit 
Ministerpräsident zu werden. Dafür gab es auch allen Gr-
und, schließlich verlor Julia Timoschenko immer weiter an 
Unterstützung und sein Block lag in den Umfragen lange 
deutlich vorne. Doch im September 2014 zogen zahlreiche 
Mitglieder von Timoschenkos Vaterlands-Partei (und mut-
maßlich auch die USA) die Notbremse und gründeten die 
„Volksfront“ (“Narodni Front“) unter Führung von Arsenij 
Jazenjuk, dem Ministerpräsidenten der Putschregierung. 
Sie setzte sich schließlich knapp mit 22,14% gegenüber 
21,81% des „Block Poroschenko“ durch. Verantwortlich 
hierfür war nicht zuletzt der „erfolgreiche“ Versuch, 
durch die Integration rechtsradikaler Kräfte Stimmen ab-
zuschöpfen – wodurch sich übrigens die, besonders von 
Grünen gepflegte Mär desavouiert, die Stärke der faschis-
tischen Kräfte sei stark übertrieben worden, was sich an-
hand des schlechten Abschneidens von Swoboda und Re-
chtem Sektor belegen lasse142: „Die neue Partei ‚Narodni 
Front‘ wurde durch eine extrem nationalistische, antirus-
sische Wahlkampagne ganz offensichtlich zum Sammel-
becken für die rechtsextremistischen, nationalistischen 
Wählerschichten (vor allem in der Westukraine) und en-
tzog dadurch den extremen Parteien dieses Spektrums 
(‚Swoboda‘; ‚Rechter Sektor‘; ‚Graschdanska Posizija‘) 
ein wesentliches Stimmenpotenzial, so dass diese an der 
Fünf-Prozent-Sperrklausel scheiterten und formal nicht zu 
einer ‚Belastung‘ für die Regierungsparteien im Parlament 
werden.“143

Erneut musste sich Klitschko also mit einer Nieder-
lage abfinden, doch trotz dieses Fingerhakelns zwischen 
ihm und Jazenjuk (und dahinter zwischen den USA und 
Deutschland) verbindet all diese Akteure das übergeord-
nete Bestreben, die Ukraine „in den Westen“ zu führen. 
Das wohl deutlichste Signal hierfür war die Unterzeich-
nung des politischen Teils des Assoziationsabkommens 
mit der Europäischen Union am 21. März 2014 durch die 
Putschregierung. Am 27. Juni 2014 folgten dann auch die 
handelsrelevanten Passagen und damit die Unterzeichnung 
des gesamten Dokuments durch Petro Poroschenko, was 
in der westlichen Presse zu Recht als „Richtungsentschei-
dung“144 für eine Westintegration des Landes interpretiert 
wurde. Mit den jüngsten Parlamentswahlen – an denen 
allerdings wesentliche Teile der Bevölkerung im Osten 
überhaupt nicht teilnahmen – scheint dieser Kurswechsel 
bis auf weiteres besiegelt zu sein: „In der neu gewählten 
Obersten Rada verfügt das Regierungslager nunmehr über 
eine ausreichende Mehrheit, um den politischen ‚Kurs 
der europäischen Orientierung‘ und der Abgrenzung von 
Russland fortzusetzen und verfassungsrechtlich abzusich-
ern.“145 Folgerichtig ebnete das Parlament im Dezember 
2014 dann auch einer möglichen NATO-Mitgliedschaft 
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den Weg: „Die Ukraine hat mit einem Gesetz über das 
Ende ihres blockfreien Status den Weg für einen Nato-Bei-
tritt frei gemacht. Die Abgeordneten des ukrainischen Par-
laments stimmten erwartungsgemäß mit großer Mehrheit 
für ein von Präsident Petro Poroschenko eingebrachtes 
Gesetz über das Ende der Neutralität.“146

4.3 Eskalationsspirale und die Rolle externer 
Großmächte

Wie bereits mehrfach erwähnt, fühlen sich wesentli-
che Teile der ukrainischen Bevölkerung eher zu Russland, 
denn zum Westen hingezogen oder wollen zumindest eine 
gewisse Äquidistanz gewahrt wissen. So sprachen sich 
einer Umfrage vom April 2014 zufolge im Südosten des 
Landes lediglich knapp 25% der Bevölkerung für eine 
Annäherung an die EU aus, während knapp 47% einen 
Beitritt zur Zollunion befürworteten.147 Ein Jahr später ist 
zwar eine moderate Verschiebung „zugunsten“ der pro-eu-
ropäischen Position zu verzeichnen, sowohl im Süden als 

auch im Osten des Landes lehnt aber weiter die Mehrheit 
eine Westintegration ab.148 

Gerade für diese Menschen war das als nahezu erste 
Amtshandlung nach der Machtübernahme vom ukrainis-
chen Parlament bereits am 23. Februar 2014 beschlossene 
Änderungsgesetz, mit dem die russische Sprache, für viele 
Menschen in der Ukraine ihre Muttersprache, herabgestuft 
werden sollte, ein fatales Signal. Mit dem Gesetz wurde 
beabsichtigt, eine bisherige Regelung zu kippen, wonach 
dort, wo mindestens zehn Prozent der Bevölkerung eine 
andere Muttersprache als Ukrainisch sprechen, diese in 
lokalen Behörden offiziell benutzt werden durfte.149 Auch 
wenn das Gesetz nach heftigen Protesten wieder einkassi-
ert wurde, war das Kind damit bereits im Brunnen: viele 
Menschen sahen sich von den neuen Machthabern in Kiew 
nicht repräsentiert und der Widerstand formierte sich.

Im Laufe des März und April 2014 nahmen die Aus-
einandersetzungen an Schärfe zu und die Volksrepubliken 
Doneszk und Lugansk wurden ausgerufen, wobei es zu 

Ukraine: Braune Revolution
Allein was bei Wikipedia zu Swoboda, einer der drei die Maidan-Proteste anführenden Parteien zu finden ist, genügt, 

um zu verdeutlichen, wes Geistes Kind die Partei von Oleg Tjagnibok ist: „Im Mai 2013 stufte der Jüdische Weltkongress 
Swoboda als neonazistisch ein und forderte ein Verbot der Partei. Im selben Monat fand ein Besuch von Mandatsträgern 
der Swoboda bei der Fraktion der NPD im Sächsischen Landtag statt. […] Im Juli 2013 unterzeichneten 30 israelische 
Knesset-Abgeordnete einen offenen Brief, der an den EU-Parlamentspräsidenten Martin Schulz (SPD) gerichtet war. Da-
rin warnten sie vor dem Antisemitismus und der Russenfeindlichkeit der Partei und kritisierten, dass die beiden größten 
Oppositionsparteien in der Ukraine mit ihr zusammenarbeiten. Im August 2013 erklärte die deutsche Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke, Swoboda werde als eine rechtspopulistische und nationalistische Partei, 
die zum Teil rechtsextreme Positionen vertrete, eingeschätzt.“ Dennoch hofierten hochrangige EU-Vertreter Tjagnibok 
teils regelrecht und trugen so zu dessen Legitimierung und zur Stärkung der Faschisten bei. So äußerte sich etwa der EU-
Botschafter in der Ukraine, Jan Tombinski, im Dezember 2013 folgendermaßen:  „Die Partei Swoboda hat zehn Prozent 
in den Wahlen gewonnen, sie unterstützt voll die Annäherung an die EU und ist daher ein gleichwertiger Partner.“ (Focus, 
Nr. 52/2013) 

Der Grund für die Charmeoffensive gegenüber rechtsradikalen Kräften liegt auf der Hand: Ohne die Faschisten wäre 
der Sturz von Janukowitsch nicht möglich gewesen, wie ein Vertreter des „Rechten Sektors“ („Pravy Sektor“) im Inter-
view mit Thilo Jung betont: „Wir sind eine Vereinigung von rechten Organisationen, die sich inmitten der Euromaidan-
Revolution zusammengeschlossen haben, um das Janukowitsch-Regime zu bekämpfen, und dabei auch an der Frontlinie 
waren. Es ist hauptsächlich uns zu verdanken, dass dieses Regime fiel. […] Das Regime fiel nicht nur wegen uns, sondern 
auch wegen all dieser Menschen, die an diesen Straßenprotesten teilnahmen. Aber als es zum echten Kampf kam in dieser 
kriegsähnlichen Situation, in der es zum Waffengebrauch kam, da waren wir die Hauptkämpfer an der Frontlinie.“ (Jung 
& Naiv, 08.03.2014)

Zum Dank für ihre „Verdienste“ wurden die 
Faschisten anschließend mit mehreren hochran-
gigen Posten in der ukrainischen „Übergangsr-
egierung“ und im Apparat belohnt. Zu Anfang 
waren u.a. folgende Personen an der Putschr-
egierung beteiligt: Alexander Sych (Swoboda): 
Stellvertretender Ministerpräsident; Igor Tenjuk 
(vermutlich Swoboda): Verteidigungsminister; 
Andrej Parubiy (Swoboda): Sekretär des nation-
alen Rates der Sicherheits- und Verteidigung-
spolitik; Dmitro Jarosch (Rechter Sektor): Stell-
vertretender Sekretär des Nationalen Sicherheits- 
und Verteidigungsrates;  Sergej Kwit (Swoboda): 
Bildungsminister; Andrej Mokhnyk (Swoboda): 
Umweltminister; Igor Shwaika (Swoboda): 
Landwirtschafts- und Ernährungsminister; Oleg 
Machnizkij (Swoboda): Generalstaatsanwalt 
(Voltairenet.org, 06.03.2014). Mitglieder des “Rechten Sektors”. Quelle: Wikipedia
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Erstürmungen von Verwaltungsgebäuden und dem Ang-
riff auf Polizeiwachen kam. Erste Versuche der Armee, ab 
Mitte April 2014 gegen die Aufständischen vorzugehen, 
wurden zurückgeschlagen, wobei es bereits zu schweren 
Gefechten gekommen sein soll.150 Ein weiteres entschei-
dendes Datum war der 2. Mai 2014, als wohl knapp 50 
„pro-russische“ Menschen im Gewerkschaftshaus von 
Odessa auf grausame Weise von rechtsradikalen Kräften 
ums Leben gebracht wurden. Spätestens von da ab konnte 
von vereinzelten separatistischen Tendenzen nicht mehr 
gesprochen werden. Der Aufstand lässt sich in seiner Breite 
nur dadurch verstehen, dass große Teile der russischspra-
chigen ukrainischen Bevölkerung inzwischen durch das 
Agieren rechtsradikaler Kampfverbände vollkommen 
nachvollziehbar um Leib und Leben fürchten. Dass es vor 
allem faschistische Bataillone wie „Asow“ sind, die das 
Gros der Kampfhandlungen in der Ostukraine schulterten 
und dabei äußerst brutal vorgingen, verstärkte diese Ten-
denz in der Folge umso mehr.151

So schrieb der Korrespondent der FAZ, Konrad Schull-
er, bereits angesichts der Unabhängigkeitsreferenden im 
Donbass am 11. Mai 2014: „Nach der Überzeugung vieler 
Menschen in dieser Region nämlich trägt die prowestliche 
Führung, die in der Hauptstadt nach der Revolution des 
‘Majdan’ im Winter herrscht, die Verantwortung für die 
jüngsten blutigen Zusammenstöße zwischen prorussischen 
Kämpfern, Staatsgewalt und pro-ukrainischen Aktivisten 
in russophon geprägten ukrainischen Städten wie Odessa, 
Slawjansk und Mariupol. [...] Der deutliche, vom Zorn 
über das Blutvergießen der vergangenen Wochen offenbar 
noch verstärkte Andrang in den Wahllokalen schien aber 
zu zeigen, dass im Donbass der Wunsch zur Abspaltung 

von der Ukraine längst über die engen Kreise der aktiven 
Separatisten hinausgewachsen ist und einen beträchtlichen 
Teil der Bevölkerung erfasst hat.“152

Zweifellos kann also keine Rede davon sein, der Auf-
stand im Osten der Ukraine sei ein rein russisches Produkt. 
Ebensowenig lässt sich aber abstreiten, dass die separa-
tistischen Kräfte von russischer Seite unterstützt wur-
den, wenn auch das genaue Ausmaß unklar ist.153 Und 
genausowenig gibt es Anzeichen dafür, dass Moskau die 
Eroberung weiterer Teile der Ukraine beabsichtigt, auch 
wenn dies häufig unterstellt wird: „Russland unterstützt 
die Separatisten, indem die Rebellen beraten, ausgebil-
det sowie mit Waffen, Material, Aufklärungsergebnissen, 
Feuerunterstützung und Personal versorgt werden. Dabei 
versucht Russland bisher den Anteil eigener regulärer 
Streitkräfte auf ukrainischem Staatsgebiet so gering wie 
möglich zu halten. [...] Gleichwohl reichte die russis-
che militärische Unterstützung in den zurückliegenden 
Monaten nie so weit, dass der gesamte Donbass durch 
die Separatisten hätte besetzt werden können. Nach dem 
Zurückdrängen des jeweiligen Vorstoßes der ukrainis-
chen Streitkräfte, wurden die russischen Kräfte alsbald 
auf ihre Ausgangspositionen zurückgezogen. Auch war 
die russische Regierung in der Vergangenheit, beispiels-
weise auf dem Höhepunkt der Diskussion um mögliche 
Waffenlieferungen an die Ukraine, darum bemüht, abgese-
hen von militärischem und rhetorischem Säbelrasseln die 
militärische Lage zu deeskalieren.“154

Neben der Unterstützung der Separatisten im Osten 
war die unter klarem Bruch des Völkerrechts erfolgte 
Aufnahme der Krim am 18. März 2014 sicher die andere 
wesentliche Reaktion Moskaus.155 Allerdings sollte dabei 

Der ukrainische Präsident Petro Poroschenko warb bei der Münchner Sicherheitskonferenz 2015 um noch größere 
westliche Unterstützung gegen Russland. Quelle: Widmann / MSC
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bedacht werden, dass es zumindest umstritten ist, ob es 
sich dabei um eine „Annexion“ gehandelt hat, auch wenn 
im Westen sorgsam diese Sprachregelung gepflegt wird.156 
Zudem ist anzumerken, dass angesichts etwa der NATO-
Bombardierung Jugoslawiens „nur“ von einer Art Völker-
rechtsbruch zweiter Ordnung gesprochen werden kann.

Gleichzeitig erfreut sich auch die ukrainische Regie-
rung massiver Unterstützung seitens des Westens. Zuerst 
beschränkte sich dies offiziell auf finanzielle „Hilfen“, 
wobei allerdings beispielsweise beträchtliche Teile der 
EU-Gelder augenscheinlich für die Kriegsführung vor-
gesehen waren: „Die Ukraine kann von den 2 Milliarden 
Euro Finanzhilfen der EU aus dem Jahr 2014 ganze 1,36 
Milliarden ohne Zweckbindung verwenden. Das geht aus 
einer Antwort der Bundesregierung hervor. Der deutsche 
Anteil liegt demnach bei 272 Millionen Euro. Die Bundes-
regierung behauptet schlichtweg, dass die ukrainische Re-
gierung keinen Krieg gegen die Bürger in der Ostukraine 
führe und lässt eine entsprechende Frage unbeantwortet, 
inwiefern sie die Verwendung der Gelder für den Krieg 
ausschließen kann.“157 

Sukzessive wurde aber zu einer immer direkteren 
Unterstützung übergegangen. So berichtete die Deutsche 
Welle im Februar 2015, Großbritannien habe 75 Militär-
berater in die Ukraine entsandt, was von Regierungschef 
David Cameron folgendermaßen begründet wurde: „Wenn 
wir Russland jetzt nicht entgegentreten, wird sich das auf 
lange Sicht extrem negativ für uns alle auswirken, weil es 
zu einer weiteren Destabilisierung kommen wird.“158 Auch 
Washington lieferte bereits frühzeitig „nicht-letale Waffen“ 
und schickte im April 2015 ebenfalls Ausbilder ins Land: 
„Rund 300 US-Fallschirmjäger sind zu einer Ausbil-
dungsmission in der Ukraine eingetroffen. [...] Das Train-
ing für 900 Soldaten der Nationalgarde, die dem ukrai-
nischen Innenministerium untersteht und vor allem aus 
früheren Maidan-Kämpfern besteht, soll demnach sechs 
Monate dauern und bei einer gemeinsamen Militärübung 
stattfinden. Die USA unterstützen Kiew außerdem mit mil-
itärischer Ausrüstung wie gepanzerten Fahrzeugen, Schut-
zwesten, Radarsystemen und Nachtsichtgeräten.“159

4.4 Oligarchenwechsel, Ausbeutung und Repression

Wie bereits erwähnt, waren die Maidan-Proteste zu-
mindest zu Anfang auch von progressiven Forderungen, 
insbesondere der nach einer Abschaffung der Oligarch-
enherrschaft, geprägt. Doch diese Ziele wurden von den 
neuen Machthabern schnell verraten und verkauft. So 
stärkte die Übergangsregierung mit der Einsetzung von 
Sergej Taruta und Igor Kolomoiski als Gouverneure von 
Donezk bzw. Dnepropetrowsk im März 2014 sogar noch 
die Oligarchenherrschaft im Land. Wenn dabei mancher-
orts beklagt wird, es habe keine Revolution, sondern le-
diglich ein „Oligarchenwechsel“160 stattgefunden, ist 
sogar das also noch beschönigend: „Das oligarchische 
Personal wurde lediglich ausgetauscht, ja mehr noch, mit 
Antritt der Übergangsregierung sind die Oligarchen aus 
dem Hintergrund, aus dem heraus sie davor ihren Einfluss 
wahrnahmen, nun als neue Gouverneure, als Gebietschefs, 
als Sonderbeauftragte, die offen anstelle der Kiewer Re-
gierung entscheiden, als Präsidentschaftsanwärter selbst 
auf die politische Bühne getreten, nun aber noch dazu als 
offene Statthalter des ‘Westens’.“161  

Die Wahl des milliardenschweren Petro Poroschenko, 
der seit Jahren – wenn auch auf wechselnden Seiten – ein 
integraler Teil des ukrainischen Establishments ist162, kann 
hier als weiterer Ausdruck für die Stärkung der Oligarch-
enherrschaft gesehen werden. Auch wenn er den meisten 
Beobachtern als der beste Kandidat unter den Oligarchen 
gilt und er angekündigt hatte, ihre Macht einschränken 
zu wollen163, ist diese Ankündigung doch mit Vorsicht 
zu genießen. Schließlich ist Poroschenko, wie es Kai 
Ehlers ausdrückt, „im Krieg der Oligarchen, mit denen 
er es aufnehmen will, ein Hecht unter Hechten.“164 Große 
Hoffnung scheinen auch die Ukrainer selbst nicht in Poro-
schenko zu setzen: „Nach einer Umfrage sagen auch nur 
4 Prozent der Ukrainer, er sei ehrlich. Aber weil er clever 
ist und wegen seines Geldes unabhängig zu sein scheint – 
der Berlusconi-Effekt –, ist er offensichtlich attraktiv. Die 
Machtelite der Ukraine kreist in sich selbst. Es werden wie 
im Feudalismus Plätze getauscht, aber die Machtstruktur 
bleibt erhalten.“165 Auch die Einschätzung im Observer, 
über die Mitglieder des im Oktober 2014 gewählten Parla-
mentes ist wenig schmeichelhaft: „Die neue Ukraine wird 
von Schurken, Sexbomben, Kriegsfürsten, Verrückten und 
Oligarchen regiert.“166

Auch wirtschaftlich ist das Land am Ende, die hohen 
Rüstungsausgaben und die Verheerungen des Krieges 
haben die ohnehin schon schwierige Situation noch ein-
mal deutlich verschlimmert. So brach im Jahr 2014 die 
Industrieproduktion ebenso ein wie die Exporte – und 
das trotz der massiven Abwertung der Staatswährung: 
„Die ukrainischen Exporte sind 2014 um 13 Mrd. USD 
(16,6%) zurückgegangen und haben damit in erheblichem 
Maße zum BIP-Rückgang von ca. 7% beigetragen. Diese 
Entwicklung ist insofern erstaunlich, als die ukrainische 
Hryvnia 2014 stark abwertete und dies normalerweise die 
Exporte beflügeln sollte.“167

Vor diesem Hintergrund scheinen die neuen Mach-
thaber bereit zu sein, sich wirtschaftspolitisch voll und 
ganz den Rezepten des IWF zu verschreiben. Nachdem 
Russland aus nachvollziehbaren Gründen nicht mehr bere-
it war, seine vorherigen Finanzzusagen einzuhalten, bewil-
ligte der IWF der Ukraine am 30. April 2014 einen Kredit 
in Gesamthöhe von 17 Mrd. Dollar. Er soll bis 2016 in 
vierteljährlichen Raten ausbezahlt werden, wobei die erste 
Tranche im Umfang von 3,2 Mrd. Anfang Mai 2014 über-
wiesen wurde.168 Die Vergabe der IWF-Kredite war bzw. 
ist jedoch an drei überaus problematische Bedingungen 
geknüpft. 

Erstens an die damals noch ausstehende Unterzeich-
nung der restlichen Teile des Assoziationsabkommens mit 
der Europäischen Union, wie Peter Stano, Sprecher des 
damaligen EU-Erweiterungskommissars Stefan Füle, fre-
imütig einräumte: „Diese noch nie dagewesene Höhe an 
Hilfsgeldern steht in direktem Zusammenhang damit, dass 
die Ukraine das Assoziierungsabkommen mit der EU un-
terzeichnet und in Kraft setzt.“169

Zweitens scheinen die IWF-Kredite zumindest zu An-
fang direkt an die „erfolgreiche“ Kontrolle der im Auf-
stand befindlichen Landesteile gekoppelt worden zu sein: 
„Der neue Präsident steht unter erheblichem Druck des In-
ternationalen Währungsfonds. Der macht für die Auszahl-
ung bereits bewilligter Kredite zur Bedingung, dass die 
Ukraine keine weiteren Territorien verliert.“170
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Und schließlich wurde der Ukraine drittens ein „Re-
formprogramm“ aufgedrückt, mit dem eine Verbesserung 
der Lebensbedingungen für weite Teile der Bevölkerung 
in unerreichbare Ferne rückt: „So nimmt Kiew Abstand 
von Plänen der vorigen Regierung, die Renten und den 
Mindestlohn (ca. 45 Cent pro Stunde) geringfügig zu er-
höhen, und friert beides ein. Schon im März [2014] hat das 
Parlament beschlossen, den Staatshaushalt um 17 Prozent 
zu kürzen; insgesamt sollen gut 24.000 Beamte entlassen 
werden, das sind rund zehn Prozent aller Staatsbedien-
steten.“171 Hierbei handelt es sich allerdings nur um einen 
Teil der vereinbarten Maßnahmen: „Die bereits beschloss-
ene Absenkung der Mehrwertsteuer wird zurückgenom-
men, sie verbleibt somit bei stolzen 20 Prozent. Auch für 
Gas und Wärme müssen die ukrainischen Bürger künftig 
tiefer in die Tasche greifen. Schon zum 1. Mai [2014] sol-
lte der Endverbraucherpreis für Gas um 56 Prozent ange-
hoben werden, hatten die neuen Herren in Kiew, denen 
die Nation so wichtig ist, dass sie darüber einen Bürger-
krieg beginnen, dem IWF versprochen. Zum 1. Juli wird 
die Fernwärme mit einem Preisaufschlag von 40 Prozent 
folgen. 2015 sollen dann sowohl Gas als auch Wärme 
noch einmal um 40 Prozent verteuert werden, und auch für 
nachfolgenden Jahre bis 2018 einschließlich sind weitere 
Aufschläge um dann jeweils 20 Prozent vorgesehen.“172

Die Auswirkungen dieser „Reformen“, von denen die 
nächste Runde im Februar 2015 angekündigt wurde, sind 
fatal: „Am 12. Februar [2015] verkündete Christine La-
garde, Direktorin des Internationalen Währungsfonds, der 
IWF habe sich mit der ukrainischen Regierung auf ein 
neues wirtschaftliches Reformprogramm geeinigt. […] Zu 
den bereits geltenden zählt die Wechselkursfreigabe der 
ukrainischen Währung Hrivna. Ihre 67%ige Abwertung 
hat internationalen Devisenhändlern innerhalb weniger 
Wochen zu Milliardengewinnen verholfen, während sie 
den durchschnittlichen Monatslohn im Lande unter 50 
Euro gedrückt hat. Die 25%ige Inflation von 2014 und eine 
Erhöhung der Gaspreise um 50 % im Mai 2014 machen 
dem schwächsten Viertel der Bevölkerung ein Überleben 
fast unmöglich. Aber auch der Rest der arbeitenden Bev-
ölkerung, vor allem Alte und Schwache, werden eine dras-
tische Verschlechterung ihres Lebensstandards hinnehmen 
müssen: Für 2015 und 2016 sind die Entlassung von 10 
% der Beschäftigten im öffentlichen Dienst und die teil-
weise Privatisierung von Gesundheits- und Bildungswes-
en geplant. Das Renteneintrittsalter für Frauen soll um 10 
Jahre, das für Männer um 5 Jahre erhöht werden. Soziale 
Vergünstigungen für Rentner sollen gestrichen, der Markt 
für Medikamente soll dereguliert werden. Die bestehe-
nden Renten werden eingefroren, das kostenlose Mitta-

EU-Polizeimission: „Ernüchterung, Protest und soziale Unruhen“

Mit dem Ratsbeschluss 2014/486/GASP beschloss die EU, eine “beratende Mission für eine Reform des zivilen 
Sicherheitssektors in der Ukraine (EUAM Ukraine)“ zu entsenden. Als Grundlage wurde eine Bitte der „Übergangsr-
egierung“ vom 20. März 2014 um Unterstützung durch die Europäische Union angeführt. Das daraufhin ausgearbeitete 
Krisenmanagementkonzept wurde dann am 19. Juni 2014 vorgelegt und am 23. Juni 2014 vom Rat für Auswärtige Angel-
egenheiten verabschiedet (Revised Crisis Management Concept for a civilian CSDP mission in support of Security Sector 
Reform in Ukraine, Brussels, 19 June 2014).

Was sich die ukrainischen Machthaber von der Mission versprechen, zeigt ein Brief vom 8. Mai 2014 des damaligen 
Außenministers Andrii Deshchytsia an die EU-Außenbeauftragte Catherine Ashton, der dem EU-Krisenmanagement-
konzept für die Polizeimission als Anhang beiliegt: „Ich würde es sehr begrüßen, wenn es eine dauerhafte Unterstützung 
der EU geben würde, die darauf abzielt, der russischen Aggression entgegenzutreten und die innere Situation zu stabili-
sieren.“

Als Problemaufriss präsentiert das Krisenmanagementkonzept die Lage im Land folgendermaßen: „Mit wenig Ge-
genwehr haben pro-russische militante Gruppen in den östlichen Regionen Lugansk und Donezk die Kontrolle über 
lokale Polizei-, Geheimdienst- und Verwaltungsgebäude übernommen, die Geburt einer selbsternannten unabhängigen 
Republik erklärt und zunehmend gewalttätige Handlungen gegen ukrainische Sicherheitskräfte verübt. Die ukrainischen 
Vollzugsbehörden haben sich als unfähig erwiesen, Recht und Ordnung wieder herzustellen.“ (Artikel 5)

Diesen aus EU-Sicht misslichen Zustand zu beheben, in dem der freundlich gesonnenen Regierung die Kontrolle über 
wesentliche Teile des Landes entglitten ist, scheint das Kernanliegen der EU-Polizeimission zu sein: “Das strategische 
Ziel besteht darin, Bedingungen zu schaffen, die eine stabilisierte Sicherheitslage ermöglichen sowie die Wiedereinfüh-
rung des Primats der Rechtsstaatlichkeit und die Verbesserung der Fähigkeiten der ukrainischen Behörden, die adäquate 
und demokratische Kontrolle der Institutionen zu gewährleisten, die mit der inneren Sicherheit befasst sind.“ (Absatz 44)

Unter der Überschrift „Mögliche Risiken für die Missionsziele“ findet sich eine 
Passage, die zeigt, dass nicht nur die Ost-Ukraine im Visier der Mission ist: „Sol-
lten die ukrainischen Behörden nicht in der Lage sein, die legitimen Ansprüche der 
Bevölkerung, egal ob sie aus dem Westen oder Osten stammen und ob sie diese 
Regierung unterstützen oder nicht, auf effiziente und rechtsbasierte Fähigkeiten 
ihrer Strafverfolgungseinrichtungen einzulösen, existiert mittel- bis langfristig die 
Gefahr von Ernüchterung, Protest und sozialen Unruhen.“ (Artikel 73) Mit dem 
dezidiert pro-europäischen Kurs, besonders aber mit dem sozialen Kahlschlag, 
der der Ukraine nun auf Verlangen des Internationalen Währungsfonds verordnet 
wurde, werden – mit voller Unterstützung der EU – „Ernüchterung, Protest und 
soziale Unruhen“ jedoch billigend in Kauf genommen, ja geradezu herbeigeführt. 
Und genau um den Folgen dieser Politik begegnen zu können, scheint diese EU-
Polizeimission beschlossen worden zu sein.
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gessen für Schulkinder und Patienten in Krankenhäusern 
gestrichen.“173

Zu den Vorgaben gehört auch, sich westlichen In-
vestitionen zu öffnen, was etwa zur Folge hat, dass US-
Agrokonzerne sich vermehrt Filetstücke der ukrainischen 
Landwirtschaft unter den Nagel reißen. Dies gehe aus 
Berichten des kalifornischen Oakland-Institutes hervor, 
dessen Strategiedirektor Frédéric Mousseau im Magazin 
die Zeit zu Wort kommt: „Die ukrainischen Felder sind 
begehrt. Nur in wenigen anderen Regionen der Welt gibt 
es ähnlich kostbare – und bislang wirtschaftlich nicht aus-
genutzte – Böden. […] Die Berichte belegen, wie große 
US-Agrarfirmen seit Jahren Geschäfte in der Ukraine 
machen. Unter ihnen ist der wegen seines Geschäfts mit 
gentechnisch verändertem Saatgut umstrittene Konzern 
Monsanto, das Agrarunternehmen Cargill und der Che-
miekonzern DuPont. Zuletzt hätten die Firmen ihre Inves-
titionen erheblich erhöht, sagt Mousseau – so sehr, dass es 
einer ‚Übernahme der ukrainischen Landwirtschaft durch 
westliche Konzerne‘ gleichkomme. Und die Finanzinsti-
tutionen des Westens, etwa die Weltbank und der Welt-
währungsfonds, unterstützten die Interessen des Kapitals 
durch ihre Politik.“174 

Obwohl es also großen Teilen der Bevölkerung aufgr-
und der IWF-Kürzungsauflagen buchstäblich an den Kra-
gen geht, wurde zuletzt im März 2015 eine nochmalige 
massive Aufstockung der Armee durchgewunken: „Mit 
großer Mehrheit hat das ukrainische Parlament eine Ver-
größerung der Armee um mehr als ein Drittel auf 250.000 
Soldaten beschlossen. Für den Vorschlag von Präsident 
Petro Poroschenko stimmten […] 270 von 422 Abgeord-
neten. Zuletzt war die Stärke der Streitkräfte auf 184.000 
Soldaten beschränkt.“175

Zu diesem – vom Westen gestützten, wenn nicht gar in-
itiierten – Kurs existiert eine klare, gangbare und vor allem 
den Bedürfnissen der Bevölkerung dienende Alternative. 
So legte das „Wiener Institut für Wirtschaftsvergleiche“ 
im April 2015 die Studie „How to stabilise the economy 
of Ukraine“ vor, die mit bemerkenswerten Vorschlägen 
aufwartete, wie es in dem Land wirtschaftlich und sozial-
verträglich wieder bergauf gehen könnte: „Die ukrainische  
Regierung sollte ermutigt werden, ihre Verteilungsprior-
itäten vom Militär hin zu mehr sozial-orientierten Ausga-
ben und höheren öffentlichen Investitionen zu verschie-
ben. [...] Eine finanzielle und materielle Unterstützung 
sollte deutlich rigider an Fortschritte bei der Demontage 
oligarchischer Interessen gekoppelt werden, die sich des 
Landes bemächtigt haben. [...] Außerhalb einer Förderung 
der EU-Integration sollten so viel wie möglich Handels-
beziehungen zu Russland und der von Russland angefüh-
rten Eurasischen Wirtschaftsunion mittels trilateraler Ver-
handlungen wiederhergestellt werden“176

Angesichts der aktuellen Kräftekonstellationen ist al-
lerdings davon auszugehen, dass absehbar keiner dieser 
Vorschläge umgesetzt werden dürfte. Dies macht es je-
doch sehr wahrscheinlich, dass die Unzufriedenheit auch 
in den eher pro-westlich eingestuften Landesteilen immer 
größer werden wird: „Der Druck der Reformen, welche 
die EU und der IWF auf dem Weg zu zukünftigen Assozi-
ierungsvereinbarungen versprochen haben, lässt auch für 
die Zukunft weitere Proteste erwarten, zumal sie auch den 
Bodensatz der Maidan-Forderungen bildeten, die bis jetzt 
in keiner Weise erfüllt wurden. Auch in Kiew und auch 

im Westen der Ukraine ist die soziale Misere, ungeachtet 
der nationalistischen Beimischungen, die sich im Laufe 
der Maidan-Entwicklung verselbstständigt haben, ein 
treibendes Element der Unzufriedenheit gewesen. Wach-
sende soziale Proteste sind auch im Westen und in Kiew 
zu erwarten, denn anstelle der Regierung von Räubern 
hat die Ukraine nun eine von Erpressern bekommen.“177 
Hier liegt die eigentliche Hoffnung und Perspektive: Dass 
sich mehr und mehr Menschen in der Ukraine dem Ver-
such widersetzen, die den Konflikten zugrundeliegenden 
sozio-ökonomischen Ursachen in nationalistische Kanäle 
umzuleiten – und es ist diese „Gefahr“, die die neuen 
Machthaber in Kiew und ihre westlichen Unterstützer am 
meisten fürchten.178

Es ist eine besonders bittere Ironie, dass die stets so 
hehre Ziele vor sich hertragende Europäische Union in 
diesem Zusammenhang eine EU-Polizeimission in die 
Ukraine entsendete, um die lokalen Behörden in die Lage 
zu versetzen, Sozialproteste niederzuschlagen – und zwar 
in allen Landesteilen, wohlgemerkt (siehe Kasten „EU-
Polizeimission“). Auch insgesamt verwundert es nicht, 
dass die neuen Machthaber in Kiew auf einen immer stärk-
er autoritär-repressiv-nationalistischen Kurs einschwen-
ken.179

Besonders bedenklich ist dabei die immer offenere 
Verfolgung linker, sozialistischer, gewerkschaftlicher oder 
einfach nur „pro-russischer“ Menschen, die, wenn nicht 
befördert, so doch zumindest staatlicherseits geduldet 
und auch nicht verfolgt wird. Damit geht ein generelles 
Erstarken rechtsradikaler Kräfte einher: „Auch wenn Ein-
fluss und Präsenz der Freiwilligenverbände an der Front im 
Osten des Landes abgenommen haben, hat insbesondere 
der Rechte Sektor in der ukrainischen Gesellschaft weiter 
an Gewicht gewonnen. Gemeinsam mit der Miliz heben 
Einheiten des Rechten Sektors in jüngster Zeit in der Wes-
tukraine illegale Spielhöllen aus. Ungestört macht der Re-
chte Sektor Jagd auf Andersdenkende.“180 Der wachsende 
Einfluss rechtsradikaler Kräfte wird dabei noch Besorgnis 
erregender vor dem Hintergrund des drohenden Zerfalls 
des bisherigen Regierungslagers. 

4.5 Die Geister, die ich rief: Der drohende Zerfall des 
„pro-westlichen“ Lagers

Schwierig einzuschätzen und mit einigen Fragezeichen 
versehen sind die Ereignisse rund um die Ende März 2015 
erfolgte Absetzung des Oligarchen Igor Kolomoiski als 
Gouverneur der Oblast Dnipropetrowsk. Die Tatsache 
selbst, deutet auf einen schweren Konflikt zwischen dem 
Präsidenten Poroschenko und Kolomoiski hin, der für 
eine besonders harte Linie gegenüber den Aufständischen 
steht. Er soll laut Recherchen von „Frontal21“ mindestens 
fünf „Freiwilligenverbände“ finanzieren, die über mehrere 
tausend Kämpfer verfügen und statt der schlecht aus-
gerüsteten und motivierten Armee große Teile des Krieg-
es im Osten bestritten. Dazu gehört u.a. das „Bataillon 
‚Asow‘, ein Sammelbecken für ukrainische Nationalisten 
und Rechtsextreme. Ihr Symbol - angelehnt an die sogen-
annte Wolfsangel: ein Nazi-Emblem aus NS-Zeiten.“181

Zynischerweise entzündete sich der Konflikte zwischen 
Poroschenko und Kolomoiski an IWF-Auflagen, denen 
sich der Finanzier der Freiwilligenbataillone recht hemd-
särmelig widersetzte. Die russische Nachrichtenagentur 
Sputnik spekuliert allerdings, dass dahinter noch deutlich 
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mehr stecken könnte, nämlich der Versuch der USA, den 
etwas gemäßigteren Kurs Poroschenkos über Kolomoiski 
und seine faschistischen Verbände zu torpedieren – und 
dahinter stehen einmal mehr die unterschiedlichen Posi-
tionen Washingtons und Berlins: „Auslöser des Bruchs 
zwischen den beiden war ein Gesetz zur Neuregelung der 
Stimmmehrheiten in ukrainischen Staatsbetrieben.  Milli-
ardär Kolomoiski besitzt beträchtliche Anteile und Einfluss 
bei Ukranafta und Ukrtransnaft, die das Monopol über die 
Ölförderung und Ölpipelines der Ukraine besitzen. Das 
neue, vom IWF diktierte Gesetz hätte ihn um viel Einfluss 
gebracht. Um seinem Ärger Ausdruck zu verleihen, ließ 
er zeitweise die Zentralen beider Firmen von bewaffneten 
Männern besetzen. […] Ohne Kolomoiski wäre Poro-
schenko nicht in  der Lage gewesen, den Krieg im Don-
bass zu führen. Seine Ölfirmen liefern den Treibstoff für 
die ukrainische Armee, die von ihm finanzierten Freiwilli-
genbataillone haben in den letzten Monaten eine entschei-
dende Rolle gespielt. Anders als die reguläre ukrainische 
Armee, die wenig Lust hat, gegen die eigene Bevölkerung 
zu kämpfen, sind die Soldaten der von Kolomoiski finanzi-
erten Bataillone hochmotiviert. Ihre Bezahlung ist weitaus 
besser und sie sind teilweise auch besser ausgerüstet als 
die ukrainische Armee. Kolomoiskis Fernsehsender sind 
ein wichtiger Faktor im Kampf um die Meinungshoheit im 
Konflikt. […] Unterstützung kann Kolomoiski nicht nur 
in der Ukraine, sondern auch im Ausland finden. Mit der 
Unterzeichnung von Minsk II hat sich Poroschenko klar 
auf die politische Linie von Merkel, Hollande und Obama 
begeben. Diese Politik wird weder von allen europäischen 
noch von allen amerikanischen Politikern geteilt. Die bal-
tischen Staaten und Polen stehen für eine härtere Gangart 
des Westens in der Ukraine, neokonservative Politiker wie 
Viktoria Nuland und John McCain sowie Teile der Nato 
befürworten eine militärische Eskalation. Sie könnten 
in Kolomoiski durchaus eine Option sehen.“182 

Gleichzeitig berichtete Strategic Forecast kurz nach 
dem Rauschschmiss von Kolomoiski, er habe Maßnah-
men ergriffen, „die als Basis für eine Kampagne dienen, 
um Poroschenko als Präsident herauszufordern und ab-
zulösen.“183 Wie der Konflikt ausgeht, ist derzeit noch of-
fen, möglich, dass sich die beiden Lager noch einigen184, 
sicher ist dies jedoch in keiner Weise. Dabei mehren sich 
die Anzeichen, dass die verschiedenen Versuche, die 
„Freiwilligenverbände“ unter die Kontrolle der Regierung 
zu bringen, zu scheitern drohen. So reagierten diese auf 
den Versuch, sie ins Verteidigungsministerium einzuglied-
ern, zuvor haben sie komplett unabhängig operiert, mit der 
Gründung einer Parallelorganisation: „Am 19.2.15 (also 
NACH dem Minsk-2-Abkommen) schlossen sich in Dne-
propetrowsk »die Anführer von 17 ukrainischen Freiwilli-
genbataillonen… zu einem ‚Vereinigten Stab‘ zusammen, 
der ausdrücklich eine Alternative zum Generalstab der 
Streitkräfte sein soll.«“185 

Obwohl die Integration der Freiwilligenverbände 
dann Anfang April 2015 offiziell als „gelungen“ vermel-
det wurde, bestehen zumindest Anzeichen dafür, Zweifel 
daran zu haben, dass dies auch tatsächlich geschehen ist. 
Unklar ist dabei einmal die Rolle von Dmitrij Jarosch, 
dem Chef des Rechten Sektors, der gleichzeitig quasi 
als Belohnung als hochrangiger Berater berufen wurde. 
Was dabei seine Aufgabe ist und ob er in diesem Posten 
weitgehende Alleinverfügungsgewalt (in Absprache mit 

seinen Finanziers wohlgemerkt) über die Freiwilligenver-
bände hat, ist unklar. Ebenso offen ist die Frage, ob die 
Entsendung der 290 US-Fallschirmjäger, die ja explizit 
für das Training der „Nationalgarde“, also der „Freiwil-
ligenverbände“, vorgesehen sind, dazu dienen soll, diese 
stärker an die Kandare nehmen zu können oder ob damit 
vielmehr bezweckt wird, die Einheiten für die deutlich ag-
gressiveren Ziele Washingtons einzuspannen, womöglich 
ist beides der Fall.

Was auch immer den Tatsachen entspricht, dass es 
im April 2015 seitens des Rechten Sektors zu einem 
großangelegten Angriff in der Ostukraine und damit zu ei-
nem Bruch von Minsk-II kam, lässt, egal was die Ursache 
hierfür war, keinerlei optimistische Bewertung zu. Für Uli 
Cremer bestehen drei mögliche Erklärungen, wie dies zu-
stande kam: „Nun gibt es für die Waffenstillstandsverlet-
zung durch den Vorstoß des Rechten Sektors drei mögliche 
Befehlsvarianten: Entweder hat die ‚Einbindung‘ der Mi-
lizen nicht funktioniert; sie handeln also weiter auf eigene 
Faust (a) bzw. auf Befehl des eben doch nicht aufgelösten 
‚Vereinigten Stabs‘ der Freiwilligenbataillone (b). Oder 
der Befehl kam vom Kiewer Oberkommando, also direkt 
aus dem Verteidigungsministerium (c).“186

Berichten des Ukraine-Korrespondenten der FAZ,  
Konrad Schuller, zufolge, der sich Anfang Mai 2015 auf 
ukrainische Geheimdienstberichte stützte, deuten darauf 
hin, dass ein offener Konflikt zwischen Kolomoiski und 
Rechtem Sektor einerseits und der Regierung andererseits 
ausgebrochen ist: „Die Regierung schlägt hinter den Kulis-
sen massiv zurück. In einem internen Papier des Geheim-
dienstes SBU, das der F.A.Z. vorliegt, heißt es, der ‚Rechte 
Sektor‘ sei in Wahrheit etwas ganz anderes als die vorge-
bliche Bürgerwehr tapferer Patrioten, für die er sich aus-
gibt. In Wahrheit sei er eng verbunden mit den Leuten des 
umstrittenen Milliardärs Ihor Kolomojskij, der einerseits 
viele Freiwilligenverbände offen unterstützt, andererseits 
aber auch immer wieder im Umfeld bewaffneter Überfälle 
auf fremde Unternehmen beobachtet worden ist. […] Der 
‚Rechte Sektor‘ bestreitet zwar, mit Kolomojskij etwas 
zu tun zu haben, aber viele Verbindungen sind deutlich 
sichtbar. Der ‚Hetman‘, wie manche Kämpfer ihren Füh-
rer Dmytro Jarosch nennen, hat zum Beispiel bei der 
letzten Parlamentswahl einen Wahlkreis in Kolomojskijs 
Machtbereich rings um die Industriestadt Dnipropetrowsk 
gewonnen, und der Stellvertretende Kommandeur seines 
‚Freiwilligenkorps‘, Valentin Manko, stellt sich auf seiner 
Facebook-Seite zugleich als stellvertretender Führer des 
Bataillons ‚Dnipro 1‘ vor, das mit Kolomojskijs Geld auf-
gebaut worden ist.“187

Keiner der drei heißen oder kurz vor dem Ausbruch 
stehenden Kriege – dem zwischen den Machthabern und 
den Separatisten, den Machthabern und ihrer eigenen Bev-
ölkerung sowie der Machthaber untereinander – steht auch 
nur annähernd vor einer Lösung und alle drei bergen ein 
riesiges Eskalationspotenzial. Wie man es also dreht oder 
wendet, der Ukraine stehen extrem schwierige Zeiten be-
vor und der Kontext, in dem sie diese bewältigen werden 
muss, die sich immer weiter verschärfenden Auseinander-
setzungen zwischen dem Westen und Russland, machen es 
bestimmt nicht besser. 
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Wie bereits oben beschrieben, wird schon seit Jahren 
eine Art Neuer Kalter Krieg regelrecht herbeigeredet (siehe 
Kapitel 1.3). Dabei haben die teils offen ausgesprochenen 
Pläne, die Ukraine-Krise zu nutzen, um auch in Russland 
einen Machtwechsel hin zu einer deutlich pro-westli-
cheren Regierung bewerkstelligen zu können, in jüngster 
Zeit die Fronten immer weiter verhärtet (Kapitel 5.1). Die 
seit Ausbruch der Ukraine-Krise angelaufene NATO-Gen-
eralmobilmachung gegenüber Russland verschärft diese 
Entwicklung zusätzlich (Kapitel 5.2) und birgt darüber 
hinaus auch noch die Gefahr, dass das beiderseitige Säbel-
rasseln zu einer Totaleskalation führt (Kapitel 5.3). 

Für alle erdenklichen künftigen Konstellationen ist 
Deutschland von wesentlicher Bedeutung, zumal es als 
wahrscheinlichster der einflussreichen westlichen Akteure 
gilt, der auf einen russlandfreundlichen Kurs einschwen-
ken könnte. Und tatsächlich wirken diverse Interessen – 
etwas – mäßigend auf die deutsche Politik gegenüber der 
Ukraine bzw. Russland ein. Während die USA auf einen 
noch aggressiveren anti-russischen Kurs drängen, versucht 
Deutschland eine Totaleskalation zu vermeiden – freilich 
ohne gleichzeitig aber eine Bereitschaft an den Tag zu 
legen, elementare Interessen Moskaus zu respektieren 
(Kapitel 5.4). Mit einem Bruch zwischen Deutschland und 
den USA, wie er auch in Teilen der Friedensbewegung 
nicht nur gewünscht, sondern auch prognostiziert wird, 
ist allerdings trotz der offensichtlich teils vorhandenen 
Konflikte nicht zu rechnen. Der Grund hierfür liegt darin, 
dass beide Länder dieselben wirtschaftspolitischen Ord-
nungsvorstellungen teilen und diesen weltweit Geltung 
verschaffen wollen. Dieses Interesse dominiert andere 
Begehrlichkeiten und stellt den Kitt der transatlantischen 
Beziehungen dar. Der häufig bemühte Gegensatz zwis-
chen Demokratien und Autokratien greift deshalb auch zu 
kurz bzw. erfasst den Kern der Auseinandersetzung nicht 
einmal annähernd. Denn tatsächlich geht es um eine Kon-
frontation zwischen einem Neoliberalen Block und einem 
Staatskapitalistischen Block  (Kapitel 5.5). Somit ist die 
Wahrscheinlichkeit hoch, dass sich die abzeichnende si-
no-russische Allianz weiter verfestigen und tatsächlich zu 
einer neuen Blockbildung führen wird (Kapitel 5.6).

5.1 Der Westen muss bis Russland reichen?

Teils wird sogar offen eingeräumt, dass die US-Politik 
gezielt darauf ausgerichtet ist, Russland zu schädigen. 
Mit bemerkenswerter Deutlichkeit unterstrich dies etwa 
George Friedman auf einer Konferenz im Februar 2015, 
der Chef des bereits erwähnten CIA-nahen privaten Nach-
richtendienstes Strategic Forecast: „Der Punkt bei der 
ganzen Sache ist, dass die USA einen ‘Cordon Sanitaire’, 
einen Sicherheitsgürtel, um Russland herum aufbauen. 
Und Russland weiß es. Russland glaubt, dass die USA be-
absichtigen, die Russische Föderation zu zerschlagen. Ich 
denke, wir wollen sie nicht töten, sondern nur etwas ver-
letzen, Schaden zufügen.  Jedenfalls sind wir jetzt wieder 
beim alten Spiel.“188

Angesichts der teils offenen Forderungen, die „gün-
stige“ Situation insofern zu nutzen, einen Regimewechsel 

in anderen postsowjetischen Ländern und sogar in Russ-
land auf den Weg zu bringen, dürften in Moskau sämtliche 
Alarmglocken läuten. So schreibt etwa Lilia Shevtsova 
vom „Carnegie Endowment for International Peace“: „In 
der Ukraine ist das postsowjetische Entwicklungsmodell 
zusammengekracht, das alle neue unabhängige Staaten (bis 
auf das Baltikum) prägt. Die Ukraine ist zu dem schwäch-
sten Glied in der postsowjetischen Kette geworden. Man 
müsste im Auge behalten, dass ähnliche Umwälzungen 
auch in anderen Ländern möglich sind.“189 

Doch auch in Deutschland existieren derartige Stim-
men – und dass mit solchen Sätzen auch direkt Russland 
ins Visier genommen wird, verdeutlicht etwa Andreas 
Umland, aktuell einer der in Deutschland gefragtesten 
„Experten“ zum Ukraine-Konflikt. In der „Internationalen 
Politik“, dem nach Eigenangaben wichtigsten außen- und 
sicherheitspolitischen Elitenorgan Deutschlands, schreibt 
er: „Bis vor kurzem schien die EU ignoriert zu haben, dass 
sich Moskau gegen eine Integration der Ukraine wehren 
könnte. Eine solche Blauäugigkeit gegenüber den außen-
politischen Interessen des Kremls hat Tradition. [...] Nun 
stehen sie vor der Entscheidung: Gehört ihr Land zum 
westlich geprägten Europa oder ist es Teil einer russisch 
geprägten ‘eurasischen’ Zivilisation? [...] Mit der An-
näherung der Ukraine an die EU würde sich nicht nur die 
Reichweite europäischer Werte und Institutionen um hun-
derte Kilometer gen Osten ausdehnen. Russland müsste 
sich mit der Heranführung der Ukraine an die EU end-
gültig von seinem neoimperialen Träumen verabschieden. 
[...] Die Ukraine hat deshalb nicht nur als solche für die 
EU eine große Bedeutung. Sie könnte für den Westen in-
sgesamt zum Tor für eine schrittweise Demokratisierung 
des riesigen, vormals sowjetischen Territoriums im nördli-
chen Eurasien werden. [...] Deutschland sollte es – schon 
aus historischen Gründen – nicht an Beherztheit, Prinzipi-
enfestigkeit und Weitsicht in seiner künftigen Ukraine-
Politik fehlen lassen.“190

Diejenigen, die auf eine aktive Destabilisierung und 
einen Sturz Wladimir Putins hinarbeiten, sehen, ganz im 
Sinne von „Neue Macht – Neue Verantwortung“, für die 
Bewerkstelligung eines Machtwechsels in der „Zivilge-
sellschaft“ das geeignete Mittel. So beklagt Stefan Meister, 
Leiter der Bereiche Osteuropa, Russland und Zentralasien 
des „Robert Bosch-Zentrums“ der „Deutschen Gesells-
chaft für Auswärtige Politik“ (DGAP), wieder in der In-
ternationalen Politik, der „‘wirtschaftsliberale Flügel‘ in 
der russischen Elite [habe] keinen Einfluss mehr auf die 
aktuelle russische Führung.“191 Das „System Putin steckt 
in der Krise“, konstatiert Meister und schlägt dann, in at-
emberaubender Direktheit, faktisch vor, das in der Ukraine 
abgedrehte Skript auch auf Russland anzuwenden: „An-
statt das System Putin durch an Selbstaufgabe grenzende 
Kooperations- und Gesprächsangebote weiter zu legiti-
mieren und das eigene Wertesystem zu untergraben, sollte 
die deutsche Politik lernen, dass nicht die russischen Eliten 
den Wandel bringen, sondern die russische Gesellschaft. 
Die Ukraine hat es gerade vorgemacht; jedoch brauchen 
sie und andere Staaten der östlichen Nachbarschaft mehr 

5. Kalter Krieg als Self-Fullfilling Prophecy?
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MH-17: Gipfel der Propaganda!

Am 17. Juli 2014 stürzte die Zivilmaschine MH-17 über der Ostukraine ab, fast 300 Menschen fanden bei dieser 
Katastrophe den Tod. Mit der Untersuchung des Vorfalls wurde schließlich das „Dutch Safety Board“ beauftragt, nach-
dem die Niederlande mit 193 der 298 Menschen die meisten Opfer zu beklagen hatten. Am 9. September 2014 wurde ein 
erster Zwischenbericht und eine zusammenfassende Pressemitteilung vorgelegt, die vor allem zwei zentrale Zwischen-
ergebnisse präsentierten: Erstens hieß es, es gebe „keine Hinweise auf technische Fehler“, was im Umkehrschluss nahel-
egt, dass es sich tatsächlich um einen Abschuss gehandelt haben muss. Zweitens – und fast noch entscheidender – betont 
der Bericht klar und deutlich, zum aktuellen Zeitpunkt noch keine genauen Angaben über nähere Details, insbesondere 
natürlich über die wahrscheinlichen Urheber, machen zu können: „Die vorläufigen Ergebnisse der Untersuchung deuten 
auf eine externe Ursache des MH-17-Absturzes hin. Weitere Nachforschungen sind erforderlich, um die Ursache mit 
größerer Präzision bestimmen zu können.“ 

Fast zwei Monate nach dem Ereignis sahen sich Profis der zuständigen Behörde also außerstande, die Verantwortli-
chen benennen zu können. Ganz anders verhielt es sich dagegen bei nahezu der kompletten deutschen Journaille, die sich 
schon am Tag nach dem Absturz vollkommen sicher war, wie die Lage zu beurteilen war. So wusste etwa Klaus-Dieter 
Frankenberger in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung schon am 18.07.2014 die „Indizien“ folgendermaßen zu deuten: 
„Im Moment kann man sich nur auf Vermutungen stützen […] Aber es gibt Indizien, die es plausibel erscheinen lassen, 
dass es ein rücksichtsloser, ruchloser militärischer Akt war, verübt von prorussischen Separatisten in der Ostukraine, die 
das Flugzeug auf dem Weg von Amsterdam nach Kuala Lumpur mit einer Boden-Luft-Rakete abschossen; möglicher-
weise haben sie es mit einem ukrainischen Militärflugzeug verwechselt. […] Die Europäische Union wiederum wird nun 
entscheiden müssen, ob sie die Sanktionsschraube kräftig anzieht oder ob sie weiterhin Illusionen nachläuft.“ 

Als weiteres Beispiel kann auch der stets interventionsfreudige Stefan Kornelius genannt werden. Als Leiter des 
außenpolitischen Ressorts der Süddeutschen Zeitung, warnte er am Tag nach dem Ereignis zwar davor, dies als ab-
schließende Beweise misszuverstehen, dennoch seien die „Indizien“ aber „erdrückend“: „Der Absturz der malaysischen 
Maschine wird diesen Krieg entscheidend beeinflussen. Die Ukraine wird alle Unterstützung brauchen, um ihre Grenzen 
schließen und sichern zu können. Sollte am Ende die Beweiskette gegen die prorussischen Separatisten und die Waffen-
lieferanten aus Moskau geschlossen sein, dann wird Russland die volle Wucht der Sanktionen treffen müssen – auch und 
gerade aus Europa.“ 

Besonders tat sich auch Wolfgang Münchau, ehemaliger Gründer und Co-Chefredakteur der “Financial Times 
Deutschland” hervor, dem Spiegel Online am 21.07.2014 ein Forum für seine anti-russischen Ergüsse bot: “Der letzte 
Beweis steht noch aus, aber Russland scheint politisch für den Tod der Menschen an Bord von MH17 verantwortlich zu 
sein. Harte Sanktionen im Finanz- und Rohstoffbereich sind die richtige Antwort – auch wenn das deutschen Managern 
nicht gefällt. [...] Putin-Freunde in Deutschland werden weiterhin formaljuristisch insistieren, dass es keine ‘Beweise’ 
dafür gibt, dass Russland irgendetwas mit dem Abschuss von Flug MH17 zu tun hatte. Doch die Anzeichen sind über-
deutlich. [...] Die Indizien reichen für ein politisches Urteil der Situation aus. Und um ein politisches Urteil geht es. Hier 
entscheidet kein Gericht. [...] Wie man es richtig macht, haben die Amerikaner in der letzten Woche demonstriert – noch 
vor dem Abschuss von MH17. Sie setzen auf Finanzsanktionen. Damit schneiden sie den russischen Firmen die Luft ab. 
[...] Nicht nur Schröder ist das Problem. Der Bundeswirtschaftsminister sollte den Vorstandschefs deutscher Unternehmen 
klarmachen, dass Kontakte mit Putin und seiner Umgebung offiziell unerwünscht sind. Russland wird bis auf weiteres als 
Zielort deutscher Investitionen ausfallen. Der Ostausschuss der deutschen Wirtschaft sollte jetzt helfen, den strategischen 
Rückzug aus Russland für deutsche Unternehmen zu organisieren.”

Dies sind nur drei exemplarische Beispiele für die unzähligen hysterisch-kriegstreiberischen Reaktionen in den 
deutschen Medien, die in dem Spiegel-Titelbild vom 28. Juli 2014 gipfelten, mit dem die Opfer des Absturzes auf perfide 
Art und Weise instrumentalisiert wurden. Eine der wenigen Gegenstimmen war Gabor Steingart, Chefredakteur des Han-
delsblatts, der – sicherlich auch mit Blick auf die Interessen der vom Ost-Ausschuss der deutschen Wirtschaft vertretenen 
Unternehmen – die deutschen Medien am 8. August 2014 scharf attackierte: „Der deutsche Journalismus hat binnen 
weniger Wochen von besonnen auf erregt umgeschaltet. Das Meinungsspektrum 
wurde auf Schießschartengröße verengt. Blätter, von denen wir eben noch dachten, 
sie befänden sich im Wettbewerb der Gedanken und Ideen, gehen im Gleichschritt 
mit den Sanktionspolitikern auf Russlands Präsidenten Putin los. […] Der ‚Ta-
gesspiegel‘: ‚Genug gesprochen!‘ Die ‚FAZ‘: ‚Stärke zeigen‘. Die ‚Süddeutsche 
Zeitung‘: ‚Jetzt oder nie‘. Der ‚Spiegel‘ ruft zum ‚Ende der Feigheit‘ auf: ‚Putins 
Gespinst aus Lügen, Propaganda und Täuschung ist aufgeflogen. Die Trümmer von 
MH 17 sind auch die Trümmer der Diplomatie.‘ Westliche Politik und deutsche 
Medien sind eins.“

Tatsächlich kann bis heute niemand zweifelsfrei ausschließen, dass nicht doch 
separatistische Kräfte und/oder Russland für den Absturz verantwortlich waren. Es 
existieren hierfür jedoch keine auch nur halbwegs gerichtsfesten Beweise, lediglich 
in den Raum gestellte Schuldzuweisungen und Spekulationen. Auf dieser Grund-
lage einen derartigen Eskalationskurs einzufordern war nichts anderes als eine üble 
Kriegstreiberei, bei der die Opfer des Flugzeugabsturzes auf perfide Weise instru-
mentalisiert wurden. 
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finanzielle und politische Unterstützung. Die Intensivier-
ung des Austauschs mit der Zivilgesellschaft sowie al-
ternativen Eliten aus Wirtschaft und Gesellschaft ist eine 
zentrale Aufgabe europäischer Politik. […] Hierfür sollten 
bestehende Netzwerkplattformen wie der Petersburger 
Dialog durch eine Neuausrichtung und Beteiligung ech-
ter Zivilgesellschaft, kleiner und mittlerer Unternehmen 
sowie alternativer Eliten grundlegend reformiert werden 
und neue Foren für den Austausch in und mit Russland 
zum Beispiel durch die deutschen politischen Stiftungen 
entwickelt werden.“192

Vor dem Hintergrund derartiger Überlegungen sollte 
auch noch einmal über den eigentlichen Sinn und Zweck 
der gegen Russland verhängten Sanktionen nachgedacht 
werden. So gelangt eine Analyse der EU-Denkfabrik „In-
stitute für Security Studies“ zu dem Ergebnis, die Sank-
tionen seien zwar hilfreich, Russland von der Eroberung 
weiterer Landesteile in der Ukraine oder anderen post-
sowjetischen Ländern abzuhalten – wobei es äußerst 
zweifelhaft ist, ob das überhaupt Moskaus Absicht ist –, 
sie wären aber gänzlich ungeeignet, einen Kurswechsel in 
den aktuellen Streitfragen wie der Krim erzwingen zu kön-
nen.193 Gemessen an den offiziellen Zielen bescheinigt die 
Stiftung Wissenschaft und Politik den Sanktionen sogar 
ein vollständiges Scheitern, ja sogar Kontraproduktivität:  
„Die Bilanz für die intendierte Wirkung der Sanktionen 
fällt mager aus. [...] Weder in der russischen Führung noch 
in der weiteren politischen und wirtschaftlichen Elite oder 
der Bevölkerung hat bis dato ein erkennbarer Wandel der 
Ansichten zu dem Konflikt oder eine Veränderung des 
Kosten-Nutzen-Kalküls stattgefunden. Im Gegenteil: die 
Ereignisse in der Ukraine und ihre Verarbeitung in der rus-
sischen Propaganda haben den Rückhalt für das Regime 
gestärkt, der auf Loyalitätsbeziehungen und national-kon-
servativen, anti-westlichen Einstellungen beruht. Dieser 
nicht-intendierte Effekt war indes vorherzusehen.”194 

Zumindest plausibel erscheint es demzufolge, wenn 
der Politikprofessor Thomas Jäger, der sicher nicht dem 
Lager der „Putinversteher“ zuzurechnen ist, die Auffas-
sung vertritt, das wesentliche Ziel der Sanktionen bestehe 
– zumindest für die USA – in der grundsätzlichen Schwä-
chung Russlands: „Weder die Krim- noch die Ukraine-
Krise werden dadurch zu lösen sein. Daran denkt die 
amerikanische Regierung aber auch erst in zweiter Linie. 
Während die militärischen Maßnahmen die Allianzpart-
ner beruhigen und die russische Führung warnen sollen, 
sind sie gar nicht darauf angelegt, die russische Position 
in den internationalen Beziehungen strategisch zu ändern. 
Die amerikanische Russlandpolitik ist inzwischen auf fi-
nanzielle Eindämmung und Isolierung gerichtet. Der Fi-
nanzkrieg hat begonnen – und der ist nicht kalt. (Weshalb 
die Gleichsetzung mit dem Kalten Krieg schlicht falsch 
ist.).“195 Auch der Osteuropa-Experte Reinhard Lauter-
bach kommt zu dieser Einschätzung: „Die Strategie der 
USA ist ohnehin, wie es scheint, unbescheidener: Es geht 
darum, durch Wirtschaftssanktionen Unzufriedenheit in 
der russländischen Gesellschaft zu schüren und so Voraus-
setzungen für einen ‘Regime Change’ auch in Moskau zu 
schaffen“196

Und tatsächlich: Auch wenn der niedrige Ölpreis sich 
für die Wirtschaft fataler auswirkt, schmerzen die Sank-
tionen Russland doch erheblich. Trotzdem erfreut sich 
Wladimir Putin aber in der Bevölkerung ganz augen-

scheinlich aktuell großer Beliebtheit, seine Zustimmung-
swerte sollen im Februar 2015 über 85% betragen haben.197 
Vor diesem Hintergrund von einer Zivilgesellschaft zu 
faseln, die dem System Putin ein Ende bereiten soll, ist – 
milde formuliert – hochgradig fahrlässig. Denn spätestens 
wenn die Sanktionen im Kreml als destabilisierende Vor-
stufe gewertet werden, um auch in Russland eine „bunte 
Revolution“ anzuzetteln, ist mit einer Eskalation in noch 
einmal ganz anderen Dimensionen als ohnehin bereits zu 
rechnen. Auch wenn ein solches Szenario derzeit noch in 
einiger Ferne scheint, ist die angespannte Lage schon al-
lein deshalb brandgefährlich, weil ein kleiner Funke oder 
ggf. auch nur ein Missverständnis im schlimmsten Fall der 
letzte Funke sein könnte, um das Pulverfass endgültig in 
die Luft zu jagen.

5.2 Spiel mit dem Feuer: NATO-Mobilmachung und 
Kriegsspiele

Der gewöhnlich exzellent informierte Insiderdienst 
„Jane‘s Intelligence Review“ hält einen militärischen An-
griff Russlands gegen einen der baltischen Staaten oder 
Polen für extrem unwahrscheinlich: „Jane‘s gelangt zu der 
Einschätzung, dass das Risiko einer offenen bewaffneten 
russischen Aggression gegen einen der baltischen Staaten 
gering ist. Russland wird mit proaktiven Manövern, Gren-
zverletzungen und der Stationierung von Waffen in Kalin-
ingrad fortfahren, aber dies dient der Einschüchterung der 
baltischen Staaten, nicht einem militärischen Angriff.“198

Doch genau mit dem Argument, die osteuropäischen 
Mitglieder müssten „beruhigt“ werden, initiierte die 
NATO eine regelrechte Mobilmachung gegen Russland, 
die auf dem Gipfeltreffen des Bündnisses im Septem-
ber 2014 noch einmal erheblich intensiviert wurde. Be-
reits frühzeitig wurden die Luftraumüberwachung über 
Osteuropa aufgestockt, mehr Manöver wurden durch-
geführt und seitens der USA eine „European Reassur-
ance Initiative“ im Gesamtumfang etwa 1. Mrd. Dollar 
ins Leben gerufen. So bilanzierte der damalige NATO-
Generalsekretär – und Russland-Hardliner – Anders Fogh 
Rasmussen im Mai 2014 zufrieden: „Wir haben bereits un-
mittelbare Maßnahmen ergriffen: Mehr Flugzeuge in der 
Luft, mehr Schiffe auf dem Meer und mehr Manöver am 
Boden.“199 Gleichzeitig kündigte er schon damals einen 
„Bereitschafts-Aktionsplan” („Readiness Action Plan“) 
an, mit dem die anti-russischen Maßnahmen noch weiter 
intensiviert werden sollten und der schlussendlich auf dem 
NATO-Gipfel in Wales verabschiedet wurde.

Generell finden sich im NATO-Gipfelbericht un-
gewöhnlich viele und ungewöhnlich scharfe Anfeindun-
gen gegenüber Moskau. Da werden „Russlands aggressive 
Handlungen gegen die Ukraine“ kritisiert und die „russis-
che Eskalation und illegale militärische Intervention aufs 
Schärfste verurteilt.“200 Ungeachtet aller Beschwichtigun-
gen, dies sei nicht der Fall, wird hiermit also die NATO-
Russland-Akte aus dem Jahr 1997 faktisch aufgekündigt, 
in der es heißt: „Die NATO und Russland betrachten 
einander nicht als Gegner.“201 Mit dem „Readiness Ac-
tion Plan“ wurde also faktisch ein neues Kapitel aufge-
schlagen: Die Zeit, in der eine russlandfeindliche Politik 
in warme Worte gepackt wurde, ist vorüber, nun befindet 
man sich erneut in einer Phase der offenen Konfrontation, 
wie Hardliner bejubeln: „Der neue ‘Bereitschafts-Aktions-
plan’ [...] ist ein wichtiger Wendepunkt. Denn er bricht mit 
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dem Geist der Nato-Russland-Gründungsakte von 1997, 
die sich als Illusion erwiesen hat.“202

Gemäß dem geheimen Dokument sollen fünf neue 
Militärstützpunkte – in den drei baltischen Staaten sowie 
in Polen und Rumänien – mit einer ständigen Besatzung 
von 300 bis 600 Soldaten errichtet werden. Die weiteren 
Details wurden von der „Frankfurter Allgemeinen Sonn-
tagszeitung“ folgendermaßen beschrieben: „In dem Do-
kument wird Russland als ‘Bedrohung für die euroatlan-
tische Sicherheit’ eingestuft. Sein Vorgehen in der Ukraine 
wird unter dem Schlagwort ‘hybrid warfare’ (gemischte, 
unkonventionelle Kriegsführung) analysiert. Die Allianz 
verpflichtet sich darauf, ‘die Fähigkeit der östlichen Al-
liierten zu erhöhen, Truppenverstärkungen aufzunehmen’. 
Das soll durch neue Kommandostrukturen und die Vorver-
lagerung von Ausrüstung geschehen. [...] Außerdem soll 
eine schnelle Eingreiftruppe mit etwa 4000 Mann gebildet 
werden, die man im Fall eines Angriffs oder Einsickerns 
feindlicher Kämpfer binnen Tagen nach Osten verlegen 
kann.“203 

Später wurde die Zahl für diese „Very High Readi-
ness Joint Task Force“ (VRTF) oder auch „Speerspitze” 
genannte neue Truppe auf 5.000 bis 7.000 Soldaten nach 
oben „korrigiert“, die Teil der ebenfalls von 17.000 auf 
30.000 Soldaten aufgestockten Schnellen NATO-Ein-
greiftruppe (NRF) sein wird. Die VRTF soll innerhalb 
von zwei bis fünf Tagen ab 2016 einsatzbereit sein und 
weltweit operieren können. Das Abschlussdokument des 
NATO-Gipfels lässt aber keine Zweifel, wo der Schwer-
punkt und damit der Gegner verortet wird: „Die Very High 
Readiness Joint Task Force wird in der Lage sein, [...] auf 
aufziehende Herausforderungen besonders an der Periph-
erie der NATO zu antworten.“204 Damit wurde klargestellt, 
dass die Truppe unter Umständen aus Sicht der NATO 
auch in unmittelbarer Nähe zu Russland außerhalb des 
Bündnisgebietes agieren können soll – etwa in Ländern 
wie Georgien oder eben der Ukraine.

Die „Speerspitze“ wird unter Führung Deutschlands 
unter Beteiligung von 2.700 Bundeswehr-Soldaten auf-
gebaut. Das Verteidigungsministerium verkündet stolz, 
bei der NATO-Speerspitze habe Deutschland die „Schlüs-
selrolle“.205 Doch auch generell spielt die Bundesregierung 
innerhalb der NATO derzeit eine zentrale Rolle, wie etwa 
die Regierungsberater der Stiftung Wissenschaft und Poli-
tik betonen: „Auf dem Gipfel in Wales im September 2014 
haben die Nato-Staaten als Reaktion auf die Ukraine-Krise 
die tiefgreifendste militärische Anpassung der Allianz seit 
dem Ende des Kalten Krieges beschlossen. Ziel ist eine 
umfangreiche Stärkung und Anpassung der Verteidigungs-
fähigkeiten. [...] Deutschland ist das Rückgrat für die mil-
itärische Neuaufstellung der Allianz.“206

Von den unzähligen Manövern, die seitens der NATO 
seit Ausbruch der Krise abgehalten wurden (siehe Kasten 
„Mobilmachung“), basieren einige auf regelrecht beäng-
stigenden Szenarien: „Ein Artikel des Nachrichtenportals 
German-Foreign-Policy.com (GfP) vermittelt einen ersten 
Eindruck, welche Szenarien bei besagten Manövern im 
Zentrum stehen. So habe das Marienberger Panzergrena-
dierbataillon 371 Ende Mai 2014 an der Übung „Reliable 
Sword“ teilgenommen: „Dieser lag nach Angaben des Ver-
teidigungsministeriums der Niederlande folgendes Sze-
nario zugrunde: ‘Bewaffnete Aufständische gefährden die 
Stabilität eines fiktiven Landes. Um den inneren Frieden 

wieder herzustellen, hat die Regierung die internationale 
Gemeinschaft um Hilfe gebeten.’ Das Drehbuch bein-
haltete in erster Linie klassische Luftlandeoperationen, 
die das Ziel verfolgten, den Widerstand der Insurgenten 
gewaltsam zu brechen. Ähnliches spielte sich im Septem-
ber 2014 im norwegischen Elverum ab, wo Teile des Panz-
ergrenadierbataillons 371 in das Manöver ‘Noble Ledger’ 
involviert waren. Auch hier ging es um die militärische 
Bekämpfung von Separatisten, die für die ‘illegale Unab-
hängigkeitserklärung’ einer Provinz eines fiktiven Staates 
verantwortlich gemacht wurden. Die deutlichen Parallelen 
zur Situation in der Ukraine waren dabei offensichtlich be-
absichtigt; wie die Bundeswehr erklärte, habe das Szenar-
io ‘im aktuellen politischen Umfeld sehr real’ gewirkt.“207

Auch die NATO-Stabsrahmenübung „Trident Joust“, 
die Mitte Oktober 2014 stattfand, spricht Bände: „Nach ei-
nem aus Norden vorgetragenen Angriff des Landes Both-
nien auf die zu Estland gehörende Insel Hiiumaa geht es 
darum, die feindlichen Kräfte zurückzuwerfen. Eine fran-
zösische und eine amerikanische Brigade führen Offensi-
vaktionen gegen die zurückweichenden, nur noch hinhal-
tend kämpfenden gegnerischen Truppen durch; die Nato 
verfügt über die Luft- und die Seeherrschaft. [...] Kern 
der übungshalber zugunsten Estlands eingesetzten Task-
Force bildete die Nato Response Force (NRF). [...] Die 
Mischung von echten und fiktiven Länderbezeichnungen 
und Staatsgrenzen verlangte zwar einiges Abstraktions-
vermögen, die Bewaffnung des Angreifers, beispielsweise 
mit ballistischen Boden-Boden-Raketen vom Typ Scud-
D, liess aber keine Zweifel darüber aufkommen, dass mit 
Bothnien Russland gemeint war. Kurz vor Übungsabbruch 
verhinderte die Nato, dass Bothnien ein Fait accompli 
schaffen konnte. Vor diesem Hintergrund wurde ausserh-
alb des Übungsgeschehens denn auch immer wieder auf 
die strategische Zäsur hingewiesen, welche die Annexion 
der Krim durch Präsident Putin geschaffen hat.“208

Vor diesem Hintergrund ist es regelrecht beängstigend, 
wenn auch in Deutschland eine westliche Militärinterven-
tion in der Ukraine teils offen eingefordert wird. So äußerte 
sich etwa der Militärexperte Gustav Gressel: „‘Die OSZE-
Mission ist ein Alibi für die Untätigkeit des Westens‘, 
sagt Gustav Gressel, ein Militärexperte beim European 
Council on Foreign Relations (ECFR), einem Thinktank 
für außenpolitische Fragen. ‚Daher wäre eine UN-Mission 
oder eine EU-Nato-Mission auf Einladung der Ukraine 
weit besser. Wenn sich Russland im Sicherheitsrat gegen 
Ersteres sträubt, sollte man ihm mit der EU-Nato-Mission 
drohen – Moskau wäre dann in dieser Frage auch sofort 
gesprächsbereit.‘“209

5.3 „Würfelspiel mit der Katastrophe“

Frappierend ist, dass es den Anschein hat, als würden 
große Teile der westlichen Entscheidungsträger das be-
trächtliche Eskalationspotenzial und die diversen Optionen, 
mit denen Russland auf die massiven Angriffe auf seine 
vitalen Sicherheitsinteressen reagieren könnte, vollkom-
men ignorieren. Eventuelle russische Gegenmaßnah-
men könnten sich, wie vielerorts diskutiert, auf mögliche 
Lieferstopps für Energie erstrecken210, aber auch auf den 
etwas weniger beachteten Finanzsektor. Denn Russland 
hat gegenüber europäischen Banken erhebliche Verbindli-
chkeiten von zusammengenommen 128 Mrd. Euro aufge-
häuft. Davon entfallen auf französische Geldinstitute 37 



41

Mrd., auf italienische 21 Mrd., auf österreichische 14,6 
Mrd. und auf deutsche 15 Mrd. Euro. Sollte sich Russland, 
was von Wladimir Putin als mögliche Option ins Spiel ge-
bracht wurde, zu einem radikalen Schuldenschnitt als Ge-
genmaßnahme entscheiden, hätte dies gravierende Folgen 
für das europäische Bankensystem, wovor die Zeitung Die 
Welt ausdrücklich warnt: „Selbst eine Staatspleite Russ-
lands gilt nicht mehr als ausgeschlossen. Nicht unbedingt, 
weil Präsident Wladimir Putin seine Schulden nicht mehr 
zurückzahlen kann – womöglich will er das schlicht nicht 
mehr. Als Reaktion auf die Wirtschaftssanktionen, die dem 
Land immer mehr zu schaffen machen, könnte er die west-
lichen Gläubiger seines Landes abstrafen, so spekulieren 
manche Bankvorstände.“211

Es ist und bleibt aber der militärische Bereich, dem das 
größte Eskalationspotenzial innewohnt. Angesichts der – 
auch von russischer Seite massiv intensivierten – Manöver 
steigt die Gefahr eines Unfalls mit unabsehbareren Folgen 
rapide an. Schon im November 2014 warnte die Studie 
„Dangerous Brinkmanship“ des „European Leadership 
Network“ davor, dass es in einer Reihe von Fällen zu bren-
zligen Situationen gekommen sei, die auch leicht zu einem 
Krieg zwischen Russland und dem Westen hätten führen 
können.212 Damals wurden 40 solche Situationen identifi-
ziert, in einem Update im März 2015 kamen noch einmal 
27 weitere hinzu.213 Besonders gefährlich sind Beinahe-
Zusammenstöße im Luftraum. Sie werden auch durch 
zunehmende NATO-Tätigkeiten in Osteuropa wahrschein-

licher, denen Russland wiederum meint, etwas entge-
gensetzen zu müssen. Die russische Nachrichtenagentur 
Sputnik schreibt dazu: „Die Zahl der Flüge insgesamt und 
die der Luftwaffe der Nato-Mitglieder in den Regionen, 
die an Russland und Weißrussland grenzen, habe sich 
2014 auf 3000 verdoppelt, äußerte [der russische NATO-
Botschafter Alexander] Gruschko [...]. Die Zahl der Flüge 
von US-Aufklärungsflugzeugen sei von 22 im Jahr 2013 
auf 140 im Jahr 2014 gestiegen. Awacs-Aufklärer fliegen 
sehr aktiv über Rumänien, Polen und dem Schwarzen 
Meer. 2014 habe es 460 Awacs-Einsätze gegeben. ‘Die 
Nato sollte sich nicht wundern, dass wir ihre Flugzeuge 
begleiten und abfangen, um zu klären, welche Aufgaben 
sie fliegen. Dies umso mehr, da es nahe unserer Grenze 
geschieht’, fügte er hinzu.“214 

Angesichts dessen ist es umso Besorgnis erregender, 
dass derzeit das gesamte etablierte Rüstungskontrollsys-
tem im Begriff ist, in sich zusammenzustürzen. Dazu ge-
hört die Aufkündigung des „Vertrag über Konventionelle 
Streitkräfte in Europa“ (KSE) durch Russland im März 
2015, die mit der Verlegung von US-Soldaten und Kampf-
fahrzeugen ins Baltikum begründet wurde. Darüber hinaus 
gibt es sowohl in den USA als auch in Russland einflussre-
iche Kräfte, die auf eine Kündigung des INF-Vertrages 
über atomare Mittelstreckenraketen drängen.215

Am bedrohlichsten sind aber die zahlreichen 
Anzeichen für ein neues Wettrüsten im Bereich der strat-
egischen Atomwaffen, insbesondere, weil inzwischen teils 

Mobilmachung: NATO-Manöver
Eine auf Basis von Angaben des Blogs „Augengeradeaus“ erstellte Auflistung diverser NATO-Manöver des Jahres 

2015 gibt einen Einblick über das Ausmaß der Mobilmachung nach Osten, auch wenn sie nicht einmal Anspruch auf 
Vollständigkeit beansprucht:

– SUMMER SHIELD (LIVEX) in Lettland, 21. bis 31. März, 950 Teilnehmer, davon etwa 50 Deutsche;
– PERSISTENT PRESENCE 15 (ganzjährige Manöverserie in Polen und im Baltikum, deutsche Beteiligung); 
– 2015 VJTF FUNCTIONS TESTING: div. Kommandostäbe, 7. bis 10. April, Alarmierungsübung für die NATO-
Speerspitze, die Interims-Very High Readiness Joint Task Force. Mit dabei SHAPE, Joint Forces Command Naples, 
das Deutsch-Niederländische Korps in Münster sowie Einheiten aus Tschechien, Deutschland, den Niederlanden und 
Norwegen;
– FALCON VIKING: Munster, Mai, Verlegeübung für die Interims-VJTF, u.a. mit dem deutschen Gefechtsverband 
NATO Response Force, im Kern dem Panzergrenadierbataillon 371 aus Marienberg;
– NOBLE JUMP: 9. bis 21. Juni 2015: Verlegeübung (DepEx) von Teilen der Interims-VJTF nach Polen (deutscher 
Anteil ca. 350 Soldaten);
– SIIL 15 – STEADFAST JAVELIN: 6. bis 12. Mai, Estland, deutsche Beteiligung ca. 80 Soldaten
– SABER STRIKE 2015: Polen, Estland, Lettland, Litauen, 8. bis 20. Juni 2015;
– IRON WOLF: 8. bis 20. Juni, Litauen, deutsche Beteiligung ca. 400 Soldaten;
– BALTOPS 2015: Ostsee, 6. bis 23. Juni 2015: US-organisiertes Seemanöver, deutsche Beteiligung ca. 500 Soldaten;
– SWIFT RESPONSE: 18. August bis 15. September 2015 in Deutschland, Italien und Bulgarien;
– SILVER ARROW: Lettland, 21. bis 30. September, deutsche Beteiligung 
ca. 250 Soldaten;
– TRIDENT JUNCTURE 2015: Italien, Portugal, Spanien, 28. September 
bis 16. Oktober (CPX), 21. Oktober bis 6. November 2015 (Live Exer-
cise), die große Übung des Jahres für die NATO Response Force (NRF) 
mit mehr als 25.000 Soldaten (darunter der deutsche Anteil an der NRF 
2016, Teile des Gebirgsjägerbataillons 233 (laut Bundeswehr-Angaben));
– IRON SWORD 15: Litauen, November, deutsche Beteiligung ca. 150 
Soldaten;
– COMPACT EAGLE: Polen, 21. bis 27. November 2015: Command 
Post Exercise/Computer Assisted Exercise (CPX/CAX) unter Führung des 
Multinationalen Korps Nordost in Stettin (Quelle: Pflüger, Tobias: NATO: 
Aufrüstung gegen Russland, IMI-Standpunkt 2015/013).

Quelle: NATO
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sogar wieder mit deren Einsatz gedroht wird: „Doch es 
sind mehr als mediale Wortgefechte. Ende März [2015] 
meldet die russische Nachrichtenagentur TASS den erfol-
greichen Test einer neuen russischen Atomrakete. Noch in 
diesem Jahr soll sie gefechtsbereit sein. Teil eines großen 
Modernisierungsprogramms der russischen Nuklearstreit-
kräfte. Doch auch die USA planen, die atomaren Relikte 
des Kalten Krieges fit zu machen für die Zukunft. In den 
Finanzplänen des US-Kongress sind in den nächsten zehn 
Jahren 348 Milliarden Dollar für die Atomstreitkräfte des 
Landes vorgesehen.“216

Schon die Liste an Beinahe-Katastrophen während des 
Kalten Krieges ist erschreckend lang und heute ist die Ge-
fahr einer „unabsichtlichen“ Eskalation so groß wie seit 
vielen Jahren nicht mehr. Dies ist umso problematischer, 
weil trotz zahlreicher Fast-Kollisionen der jüngeren Ver-
gangenheit nahezu sämtliche Kommunikationskanäle 
abgebrochen sind – das aus dem Kalten Krieg bekannte 
„Rote Telefon“ existierte Berichten zufolge nicht mehr, 
wovor Hans M. Kristensen von der „Federation of Ameri-
can Scientists“ warnt: „Die Verantwortlichen hier in Wash-
ington sind verblüfft, wie weitgehend die Kommunika-
tionskanäle inzwischen dicht gemacht wurden. Selbst bei 
dem, was früher tägliche Routine war.“217 

Zwar wurde im April 2015 dann bekannt, dass wieder 
ein direkter Kommunikationskanal zwischen der NATO 
und dem russischen Militär eingerichtet wurde218, wie 
gefährlich die Lage aber weiterhin bleibt, zeigt etwa die 

von den USA lancierte Debatte um die Lieferung schw-
eren Kriegsgeräts an die ukrainische Regierung. Sie würde 
Berichten zufolge russischerseits als „Kriegserklärung“ 
aufgefasst und mit massiven Eskalationsschritten beant-
wortet.219 Und hierbei handelt es sich nur um eines der 
verschiedenen möglichen Szenarien, wie die Situation 
komplett „aus dem Ruder“ laufen könnte. Somit ist dem 
Historiker Michael Stürmer zuzustimmen, der die NATO 
vor ihrem hochgefährlichen Spiel warnte: „Waffen für die 
Ukraine, Nato-Mitgliedschaft? Damit überfordert sich das 
Bündnis und verstärkt die Gefahr des großen Krieges. Im 
Schatten nuklearer Waffen ist das ein Würfelspiel mit der 
Katastrophe.“220

5.4 Swing State Deutschland?

Wenn aus zwei sich feindselig gegenüberstehenden 
Lagern derselbe Schlüsselstaat für die weitere Entwick-
lung identifiziert wird, lässt das aufhorchen. So bezeich-
nete einerseits George Friedman, der bereits mehrfach 
zitierte Chef des privaten Nachrichtendienstes Stratfor, 
Deutschland als die „wirklich unbekannte Variable“ dafür, 
wie die westlich-russischen Beziehungen in Zukunft aus-
sehen werden.221 Auf der anderen Seite wird – wenn auch 
sicher mit gänzlich anderen Hintergedanken – im Staats-
sender „Russia Today“ argumentiert, Deutschland stehe 
vor grundlegenden Richtungsentscheidungen, wobei aber 
aufgrund der Notwendigkeit, sich neue Absatzmärkte zu 
erschließen, die Bildung einer „Achse Berlin-Moskau-Pe-

Russland als Rüstungslegitimation
Mit Verweis auf Russland lässt sich aktuell nahezu jedes noch so hirnrissige Rüstungsprojekt legitimieren. So plädi-

erte der SPD-Verteidigungsexporte Rainer Arnold bereits im April 2014 unter Verweis auf die „russische Gefahr“ für den 
Erhalt einer größeren Panzerflotte (Spiegel Online, 06.04.2014). Diesem „Wunsch“ wurde im Mai 2015 entsprochen: 
Nicht mehr wie ursprünglich 225, sondern nun 325 Leopard-Kampfpanzer sollen künftig zur Abschreckung Russlands 
vorgehalten und auch eine neue Panzergeneration (“Leopard-3”) entwickelt werden. Als ob es damit nicht genug wäre, 
meldete sich kurz zuvor auch noch der ehemalige Chef des Planungsstabes im Verteidigungsministerium, Hans Rühle, zu 
Wort, die Leopard-Kampfpanzer müssten Uranmunition ausgestattet, um hinreichend durchschlagsfähig zu sein (Welt, 
26.04.2015). Doch die atomaren Planspiele reichen hierüber deutlich hinaus, wie aus Aussagen des Mitarbeiters der 
Bundesakademie für Sicherheitspolitik, Karl-Heinz Kamp, hervorgeht: “Da es sich bei dem Konflikt mit Russland nicht 
um eine bloße Schlechtwetterfront, sondern um einen grundlegenden Klimawandel handelt, muss das Gesamtpaket der 
Abschreckung in einen neuen Zusammenhang gestellt werden.” Dies betreffe sowohl konventionelle Fähigkeiten, aber 
auch “die Nuklearwaffen (in Europa und in den USA)” (German-Foreign-Policy.com, 13.05.2015).

Ganz generell erweist sich der Verweis auf Russland als überaus „lohnend“, wenn es darum geht, substanzielle Er-
höhungen der Rüstungsausgaben einzufordern. Dabei gilt es 
zunächst festzuhalten, dass der Militärhaushalt ohnehin von 
(umgerechnet) 23,18 Mrd. Euro im Jahr 2000 auf etwa 33 
Mrd. im Jahr 2015 anstieg. Selbst inflationsbereinigt han-
delt es sich hier um eine nahezu 25%ige Steigerung! Und 
das, obwohl das – eigentlich verbindlich – vereinbarte Spar-
ziel vom Juni 2010 eine Absenkung des Etats auf 27,6 Mrd. 
Euro vorgesehen hatte. Bei der Vorstellung der Eckpunkte der 
Haushaltsplanung am 18. März 2015 kündigte Finanzminister 
Wolfgang Schäuble mit dem „Eckwerte-Papier“ dann sogar 
eine weitere Erhöhung an. Demnach soll der Etat 2016 auf 
34,2 Mrd. Euro steigen, im Jahr darauf sollen es 34,74 Mrd. 
und 2018 dann 34,8 Mrd. sein, um 2019 schließlich 35 Mrd. 
zu umfassen. Als Begründung für die Erhöhung führt das 
Eckwerte-Papier u.a. den Konflikt mit Russland an, erforder-
lich sei deshalb „die Bereitstellung zusätzlicher Mittel für ein 
höheres NATO-Engagement und zur Stärkung des verteidi-
gungsinvestiven Bereichs.“ (Augengeradeaus, 17.03.2015) Kampfpanzer Leopard 2 A7. Quelle: tm/Wikipedia
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king“ auf lange Sicht „unabwendbar sein wird“.222

Diesbezügliche Avancen seitens Russlands sind nicht 
neu, erinnert sei etwa an den bereits erwähnten Auftritt 
Wladimir Putins vor dem deutschen Bundestag im Septem-
ber 2001, der etwa vom Geostrategen Brzezinski völlig zu 
Recht als Angebot interpretiert wurde, einen anti-amerika-
nischen Gegenblock zu formieren: „Man sollte sich auch 
an Putins Aufruf an Deutschland erinnern, gemeinsam mit 
Russland eine europäische Weltmacht zu schaffen, die un-
abhängig von den Vereinigten Staaten sein solle.“223 Eine 
solche Entwicklung würde aus Sicht der USA – nicht erst 
seit Kurzem – einem Horrorszenario gleichkommen, wie 
erneut George Friedman beschreibt: „Das Hauptinteresse 
der US-Außenpolitik während des letzten Jahrhunderts, im 
ersten und zweiten Weltkrieg und im kalten Krieg, rich-
tete sich auf die Beziehungen zwischen Deutschland und 
Russland. Denn vereint sind sie die einzige Macht, die uns 
bedrohen kann. Unser Hauptinteresse war, sicherzustel-
len, daß dieser Fall nicht eintritt. [...] Für die Vereinigten 
Staaten ist das Hauptziel, daß [...] deutsches Kapital und 
deutsche Technologien, und die russischen Rohstoffres-
sourcen und die russische Arbeitskraft sich nicht zu einer 
einzigartigen Kombination verbinden, die die USA seit ei-
nem Jahrhundert zu verhindern versuchen.“224

Vor diesem Hintergrund werden die immer wied-
er auftretenden Spannungen zwischen den USA und 
Deutschland teils als untrügliches Zeichen gewertet, dass 
sich Deutschland – zumindest mittelfristig, wie etwa 
in oben zitiertem „Russia-Today-Artikel“ prognosti-
ziert – von den USA abwenden werde. Indizien dafür 
werden etwa im zunehmenden bzw. seit Langem hohen 
Handelsvolumen mit Russland und China, aber auch an-
deren Schwellenländern gesehen, die gegenüber dem US-
Markt an Relevanz gewinnen. Hinzu kommt die Tendenz 
der USA, bei Meinungsverschiedenheiten im Bündnis 
zumeist wenig bis keine Rücksicht auf die Interessen der 
Verbündeten zu nehmen, was zunehmend für Unmut sorgt. 
„Kurz vor der diesjährigen Münchner Sicherheitskonfer-
enz [2010] bilanzieren deutsche Regierungsberater die 
US-Weltpolitik nach dem Ende der Ära Bush. Präsident 
Obama habe zu Beginn seiner Amtszeit ‚große Erwartun-
gen‘ hinsichtlich einer intensiven Kooperation mit Berlin 
und der EU geweckt, schreibt die Berliner Stiftung Wis-
senschaft und Politik. Tatsächlich aber sei ‚kaum mehr 
als eine Akzentverschiebung‘ eingetreten. Washington 
räume dem ‚Multilateralismus‘ – einer Chiffre für das 
deutsch-europäische Bestreben, als Weltmacht mit den 
USA gleichzuziehen – nach wie vor nur eine instrumen-
telle Rolle ein.“225

Dass es um die transatlantischen Beziehungen schon 
einmal besser stand, wurde durch den NSA-Abhörskandal 
und vor allem auch durch die offenen Auseinanderset-
zungen um den Kurs im Ukraine-Konflikt ebenfalls sehr 
deutlich. Wie bereits beschrieben, kam es bereits bei der 
Frage, wessen Vertreter nach dem Machtwechsel in Kiew 
in Schlüsselpositionen gelangen sollte, der Deutschlands 
(Klitschko) oder der der USA (Jazenjuk) zu heftigen 
Reibereien (siehe Kapitel 3.3).  Wie ebenfalls bereits aus-
geführt, haben diese Konflikte ihre eigentliche Ursache in 
recht unterschiedlichen Vorstellungen, wie der Ukraine-
Konflikt weiter „bearbeitet“ werden soll. Während die USA 
bereit zu sein scheinen, einen Eskalationskurs gegenüber 
Moskau einzuschlagen, ist Deutschland hier augenschein-

lich etwas vorsichtiger. Im Gegensatz zu den Vereinigten 
Staaten stehen hier aufgrund des ungleich höheren Han-
delsvolumens beträchtliche ökonomische Interessen auf 
dem Spiel, die zur Folge haben, dass in Deutschland auch 
relevante Teile der Führungsschichten auf einen – etwas – 
moderateren Kurs drängen.226

Überdeutlich traten diese Differenzen in der Frage, 
ob schwere Waffen an die ukrainische Regierung gelief-
ert werden sollen, bei der Münchner Sicherheitskonferenz 
im Februar 2015 zu Tage. Unmittelbar zuvor hatten die 
USA den Aufschlag gemacht, indem kurz vor der Kon-
ferenz ein „Expertenbericht“ dreier wichtiger Denkfab-
riken veröffentlicht wurde, der durch mehrere ehemalige 
demokratische Regierungsmitglieder erstellt wurde. Im 
Kern wurde darin dafür plädiert, nicht mehr wie bisher 
„nur“ nicht-letale, sondern nun auch offensive Waffensys-
teme im Wert von 3 Mrd. Dollar zwischen 2015 und 2017 
an die Ukraine zu liefern.227

Natürlich diente auch die bisher geleistete „nicht-tödli-
che Unterstützung“ teils der Durchführung von Offensi-
vaktionen228, aber es versteht sich von selbst, dass es sich 
bei den neuen Plänen um eine komplett neue Stufe auf der 
Eskalationsleiter handeln würde. Dies wird allein schon 
daraus ersichtlich, dass etwa die Bild-Zeitung betonte, 
dass es hier um mehr geht, als „nur“ um Waffenlieferun-
gen, nämlich um die Gefahr einer direkten Konfrontation: 
„Brisant: Die geplanten Waffen und Systeme sind tech-
nisch so anspruchsvoll, dass US-Soldaten die ukrainische 
Armee vermutlich trainieren müssten. Damit würden die 
USA mit eigenen Truppen in den Konflikt eingreifen.“229 
Kurz nach Veröffentlichung des Expertenberichts tauchten 
dann Meldungen auf, auch innerhalb der US-Regierung 
habe diesbezüglich ein Umdenken eingesetzt: Sowohl 
US-Außenminister John Kerry und US-Generalstabschef 
Martin Dempsey als auch die Sicherheitsberaterin von 
Präsident Barack Obama, Susan Rice, seien nun gewillt, 
Waffenlieferungen ernsthaft in Erwägung zu ziehen.230

Derart präpariert reiste die US-Delegation nach 
München und verlieh dieser Forderung lautstark mit gleich 
mehrere Stimmen Nachdruck. Etwas verklausuliert, aber 
letztlich doch eindeutig äußerte sich US-Vizepräsident Jo-
seph Biden folgendermaßen: „Lassen sie mich eines klar 
sagen: Wir glauben nicht an eine militärische Lösung in 
der Ukraine. Aber lassen sie mich ebenso klar festhalten: 
Wir glauben nicht, dass Russland das Recht hat, zu tun, 
was es aktuell tut. Wir glauben, wir sollten einen ehren-
vollen Frieden anstreben. Aber wir sind auch der Mein-
ung, dass die ukrainischen Menschen das Recht haben, 
sich zu verteidigen. [...] Zu oft hat Präsident Putin Frieden 
versprochen und Panzer, Truppen und Waffen geliefert. 
Deshalb werden wir der Ukraine weiter Sicherheitsunter-
stützung gewähren, nicht um einen Krieg zu befeuern, 
sondern um es der Ukraine zu erlauben, sich selbst zu ver-
teidigen.“231

In Deutschland griffen allerdings nur wenige die Steil-
vorlage aus Washington auf – darunter aber immerhin 
Wolfgang Ischinger, der Leiter der Münchner Sicherheit-
skonferenz: „Von Kritikern wird der Sicherheitskonferenz 
seit jeher vorgeworfen, dass sie eher die militärische Kon-
frontation schürt, als den Frieden auf der Welt voranzu-
bringen. Diesmal hat Ischinger jedoch im Vorfeld einen 
Beitrag dazu geleistet, dieses Vorurteil zu stärken. Im ZDF 
sprach er sich für ‘eine Ankündigung möglicher Waffen-
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lieferungen’ an die Ukraine aus, um Russland zu mehr 
Einflussnahme auf die Separatisten zu drängen. ‘Wichtig’ 
und ‘angemessen’ nannte er entsprechende Überlegungen 
in den USA. ‘Manchmal braucht man Druck, um Frieden 
zu erzwingen.’“232 

Doch zu diesem Zeitpunkt zumindest gab es innerh-
alb der Bundesregierung für diese Forderung keinerlei 
Mehrheit, sowohl Angela Merkel als auch Frank-Walter 
Steinmeier erteilten ihr auf der Sicherheitskonferenz eine 
klare Absage. So fasst die Welt die Antwort der Bundes-
kanzlerin auf eine Nachfrage folgendermaßen zusammen: 
„‘Das Problem ist, dass ich mir keine Situation vorstellen 
kann, in der eine verbesserte Ausrüstung der ukrainischen 
Armee zu einer Lösung beitragen kann‘, sagt Merkel. Die 
Vorstellung, die ukrainische Armee allein durch Waffen-
lieferungen in eine Lage zu versetzen, wo sie es mit dem 
überlegenen Gegner aufnehmen könne, sei illusorisch. 
‚Militärisch ist das nicht zu gewinnen‘, wiederholte Mer-
kel diesmal vehement, ‚das ist die bittere Wahrheit‘.“233

Da dies überhaupt nicht das war, was die eigens aus 
den USA angereisten Hardliner hören wollten, polterte der 
einflussreiche republikanische US-Senator John McCain 
heftig gegen Merkels Aussagen: „Wenn die Kanzlerin sagt, 
dass wir den Ukrainern unter keinen Umständen Waffen 
liefern sollten, damit sie sich verteidigen können und nicht 
abgeschlachtet werden, dann liegt sie damit schrecklich 
falsch und ich bin völlig anderer Meinung als sie. […] 
Und wenn sich ernsthaft jemand weigert, den Ukrainern 
die Möglichkeit zur Selbstverteidigung zu geben und dann 
von mir eine Entschuldigung will, dann antworte ich: Sagt 
mir, wofür ich mich entschuldigen soll? Sollten sie sich 
nicht viel mehr bei den Familien der 5000 Ukrainer en-
tschuldigen, die von den Russen abgeschlachtet worden 
sind? […] Man könnte meinen, sie hat keine Ahnung 
oder es ist ihr egal, dass Menschen in der Ukraine abge-
schlachtet werden.“234

Aufschlussreich ist in diesem Zusammenhang ein Ar-
tikel der Bild-Zeitung, demzufolge es am Abend des ersten 
Konferenztages zu einem Treffen der US-Delegation ge-
kommen sein soll, bei dem sich heftig über den angebli-
chen „Kuschelkurs“ der deutschen Regierung beschwert 
wurde. Zugegen war u.a. die EU-Abteilungsleiterin im 
US-Außenministerium, Victoria Nuland, die schon mehr-
fach mit abfälligen Bemerkungen über die Verbündeten 
(“Fuck-the-EU“) auf sich aufmerksam gemacht hatte. Sie 
soll sich lautstark über „Merkels Moskau-Zeug“ beschwert 
und gefordert haben, den aggressiven US-Kurs gegenüber 
den EU-Verbündeten vehement zu vertreten: „Sie fürchten 
sich vor Schäden für ihre Wirtschaft, Gegensanktionen 
der Russen. [...] Wir können gegen die Europäer kämpfen, 
rhetorisch gegen sie kämpfen.“235

Es ist schwer vorstellbar, dass diese Ansage, die Si-
cherheitskonferenz zu nutzen, um die deutsche Ablehnung 
von Waffenlieferungen weichzuklopfen, nicht von höch-
ster Stelle, sprich dem US-Präsidenten, abgesegnet worden 
war. Selbst wenn dem nicht der Fall gewesen sein sollte, 
war und ist es Obama, der es der ausgewiesenen Hardli-
nerin Nuland augenscheinlich immer wieder überlässt, 
den US-Kurs in diesem Konflikt zu bestimmen. Wie auch 
immer: Offensichtlich gelang es den USA nicht, sich in 
dieser Frage durchzusetzen. Sie verzichteten vorläufig auf 
die Lieferung schweren Geräts, die von Russland – und so 
wäre es wohl auch beabsichtigt gewesen – als gravieren-

der Eskalationsschritt aufgefasst und mit entsprechenden 
Gegenaktionen beantwortet worden wäre. Die im Raume 
stehenden Waffenstillstandsvereinbarungen wären unter 
solchen Umständen wohl zum Scheitern verurteilt gew-
esen. Stattdessen kam es unter maßgeblicher Vermittlung 
Deutschlands am 12. Februar 2015 zum Abschluss der 
sogenannten Minsk-II-Vereinbarung, die zu einer vorläu-
figen Beruhigung und einem – wenn auch brüchigen und 
stets gefährdeten – Waffenstillstand führte. 

Auch seither wird immer wieder versucht, teils sogar 
recht deutlich, Bestrebungen der US-Seite, weiter Öl 
ins Feuer zu gießen, entgegenzutreten. So etwa Anfang 
März 2015, als das Kanzleramt dem US-General Breed-
love reichlich undiplomatisch faktisch vorwarf, er be-
treibe Kriegshetze. So hieß es etwa bei Spiegel Online: 
„Äußerungen des Nato-Oberbefehlshabers in Europa 
zum Ukraine-Konflikt stoßen bei mehreren Alliierten, 
darunter Deutschland, auf Kritik. General Philip Breed-
love wird nach SPIEGEL-Informationen aus den Haupt-
städten vorgeworfen, die militärische Rolle Russlands in 
der Ostukraine seit Ausbruch der Krise übertrieben darg-
estellt zu haben. Im Kanzleramt ist sogar von ‘gefährli-
cher Propaganda’ die Rede. Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier intervenierte deswegen persönlich bei Nato-
Generalsekretär Jens Stoltenberg.“236

Die entscheidende Frage ist, wie diese Streitereien 
zu bewerten sind, wobei drei Aspekte die wichtigsten 
Schlussfolgerungen sein dürften: 

Erstens ist die auch in der Friedensbewegung teils gep-
flegte Vorstellung, Deutschland sei in seiner Ukraine-Poli-
tik – und anderswo auch – nichts anderes als der verläng-
erte Arm Washingtons geradezu irrwitzig. Deutschland 
wird von den USA keineswegs am Nasenring durchs 
internationale Parkett gezogen, es hat identifizierbare 
und aus kapitalistischer Sicht nachvollziehbar teils unter-
schiedliche Interessen als die USA und ist augenschein-
lich gewillt und in der Lage diese zumindest manchmal 
auch gegen Washington durchzusetzen, wie die Frage der 
Waffenlieferungen untermauert. Und selbst dort, wo dies 
nicht gelingt, etwa bei der Zusammensetzung der Über-
gangsregierung, ist dies noch lange kein Beweis, dass in 
Washington nur ein paar Hebel umgelegt werden müssen 
und in Deutschland tanzen daraufhin die Politpuppen nach 
der Pfeife der USA.

Zweitens ist es sicher zu begrüßen, dass die Bundesr-
egierung die Forderungen nach der Lieferung von Offen-
sivwaffen ablehnte und sich erfolgreich für den Abschluss 
eines Waffenstillstandsabkommens (Minsk-II) einsetzte. 
Allerdings sollte die Bundesregierung hierfür nicht über 
den grünen Klee gelobt werden, schließlich entspringt ihre 
Haltung ihrer Interessenslage. Und es waren diese Interes-
sen und die daraus abgeleitete anti-russische Politik, die 
zuvorderst erst einmal zu der katastrophalen Eskalation 
der Lage beigetragen haben, die man nun mühsam ver-
suchen muss, zu stabilisieren. 

Und schließlich sollten drittens die Interessenskonf-
likte zwischen den USA und Deutschland – so eindeutig 
sie auch identifizierbar sind – auch nicht überbewertet 
werden. Es handelt sich dabei um eine Art Interessen-
skonflikt zweiter Ordnung, der eher taktischer denn strat-
egischer Natur ist. Das liegt auch daran, dass gemessen 
am Handel mit den USA, der mit Russland doch deutlich 
zurückbleibt. Gingen nach Russland im Jahr 2013 Waren 
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im Wert von 35,8 Mrd. Euro, wurden in die USA im sel-
ben Jahr Güter für 89,4 Mrd. Euro (2010 waren es noch 
65,5 Mrd.) abgesetzt. Während das Russland-Geschäft 
dann 2014 (29,3 Mrd.) weiter einbrach, wurde dies durch 
einen weiteren Anstieg bei den Ausfuhren in die USA (96 
Mrd.) mehr als kompensiert237: „Mit Ukraine-Konflikt und 
Fracking-Boom zeichnet sich für Deutschland eine Ver-
schiebung der außenwirtschaftlichen Gewichte ab, die – 
sollte sie anhalten – die Beziehungen zu Russland weiter 
schwächt und die alten Bindungen an die USA wieder 
stärkt.“238

Doch das Bündnis hat eine weit solidere Grundlage 
als lediglich das hohe Handelsvolumen: In grundlegenden 
Fragen, nämlich dass Russland nach der westlichen Pfeife 
zu tanzen hat, herrscht Einigkeit. Washington will hierzu 
vorzugsweise mit den Säbeln rasseln, Berlin präferiert 
zunächst sanftere Töne anzuschlagen. Sollte dies aber nicht 
von „Erfolg“ gekrönt sein, droht, dass die Bundesregierung 
ebenfalls erneut in den Eskalationskurs einschwenkt. An-
ders jedenfalls lassen sich die „Leitgedanken zur Russ-
landpolitik“ von Karsten Voigt, der bis 2010 als Amerika-
Koordinator der Bundesregierung fungierte, kaum deuten, 
die er Ende März 2015 zu Papier brachte: „Putins Russland 
will international nicht als das Land anerkannt werden, das 
es heute ist, sondern als das, was es einmal war: als Im-
perium. Das Streben nach Erhalt und Wiedergewinnung 
von Einflusszonen wird von den meisten Nachbarn als 
russischer Revisionismus wahrgenommen. [...] Wenn sich 
die russische Führung und die Separatisten nicht an die 
Vereinbarungen von Minsk halten, werden die USA und 
einige europäische NATO-Staaten mit einer militärischen 
Unterstützung der Ukraine beginnen. Die deutsche Politik 

kann in Abwägung aller Risiken gegen eine militärische 
Unterstützung der Ukraine sein. Man sollte aber nicht be-
streiten, dass das Streben der Ukraine nach einer Verbes-
serung seiner Verteidigungsfähigkeit völlig legitim ist. Der 
Streit um taktische Mittel sollte die gemeinsame Strategie 
gegenüber Russland nicht gefährden. Deutschland sollte 
auch künftig keine Politik gegenüber Moskau betreiben, 
bei der die Interessen seiner östlichen und westlichen 
Nachbarn übergangen würden.“239

Augenscheinlich existieren aus dieser Warte übergeor-
dnete Interessen, die einer Deeskalation im Wege stehen. 
Sie sind der transatlantische Kitt, der mit einiger Wahr-
scheinlichkeit aus Sicht der deutschen Eliten ein dauer-
haftes Bündnis mit den USA attraktiver erscheinen lässt 
als eine schrittweise Zuwendung zu den BRICS-Staaten.240

5.5 Staatskapitalismus vs. Neoliberalismus 

Zunehmende Konflikte mit Russland, aber auch die 
generellen Tendenzen zu einer Blockbildung – Westen vs. 
BRICS – im internationalen System zeichnen sich schon 
seit einigen Jahren ab. Ausgangspunkt ist hier die schlichte 
Tatsache, dass es in nur wenigen Jahren zu einer atem-
beraubenden Verschiebung der internationalen Machtver-
hältnisse gekommen ist, in deren Folge die Jahrhunderte 
andauernde westliche Vormachtstellung ernsthaft erodi-
erte: „Der Anteil der G7-Staaten – die alten Metropolen – 
am Welt-BIP [ist] von 66,4 % im Jahr 2000 auf 46,4 % im 
Jahr 2013 zurück gegangen […], während der Anteil der 
BRICS-Staaten im selben Zeitraum von 8,6 % auf 21,5 % 
gestiegen ist. Die USA erlebten einen Rückgang von 30,7 
% auf 22,7 %; Japan schrumpfte von 14,7 % auf 6,6 %, 
Deutschland ging von 6,0 % auf 4,9 % zurück. Der größte 

Die Chefunterhändler der USA (Dan Mullaney) und der EU (Ignacio Garcia Bercero) während der sechsten Ver-
handlungsrunde um das TTIP vom 14. bis 18. Juli 2014 in Brüssel. Foto: Europäische Union



46

Gewinner war China, das seinen Anteil am Welt-BIP in 
den letzten 13 Jahren fast vervierfachte. Russland konnte 
ihn verdreifachen. Nach Kaufkraftparitäten konnten die 
G7-Staaten 2000 300 % mehr als die BRICS-Länder auf-
bringen, 2013 waren es nur noch 25 % mehr. Das UNDP, 
United Nations Development Program, schätzt diese En-
twicklung so ein: ‚Der Aufstieg des Südens hat sich in 
beispielloser Geschwindigkeit und in einem nie gekannten 
Ausmaß vollzogen. Nie zuvor in der Geschichte haben sich 
die Lebensbedingungen und Zukunftsaussichten so vieler 
Menschen so dramatisch und so schnell geändert.‘“241

Die entscheidende Frage ist in diesem Zusammenhang, 
welche Konsequenzen aus der recht raschen Erosion der 
westlichen Vormachtstellung in der Welt gezogen wurden 
und werden. Vereinfacht gesagt gab und gibt es hier zwei 
Schulen: Eine, die auf einen allmählichen Übergang in 
eine multipolare Welt drängt, in der Macht und Einfluss 
gemäß der veränderten Lage neu verteilt werden; und eine, 
die darauf pocht, die westliche Vormachtstellung aggressiv 
zu verteidigen. Aktuell scheint es vor allem in den USA, 
aber auch in der EU und in Deutschland für die zweite 
Position eine Mehrheit zu geben. Als Resultat wurden 
spätestens seit 2008 unzählige hochrangige Beratungs-
gruppen zusammengerufen und dabei Strategien entwor-
fen, die allesamt in der Schlussfolgerung mündeten, an-
gesichts seiner bedrohten Vormachtstellung sei es zwing-
end erforderlich, dass „der Westen“ künftig wieder enger 
und entschiedener bei der Vereidigung seiner „Werte“ 
zusammenarbeitet. Dies mache es gleichzeitig erforder-
lich, vorhandene Interessenskonflikte hintenanzustellen 
und gütlich zu verregeln.242

Um nur eines von vielen damaligen Beispielen zu nen-
nen, sei hier Daniel Korski vom European Council on 
Foreign Relations zitiert: „Die USA und Europa sind die 
besten Verbündeten, die sie jeweils bekommen können. 
Ja, sie verfügen über ähnliche Traditionen, teilen diesel-
ben Werte und haben eine lange Geschichte gemeinsamer 
Zusammenarbeit hinter sich. Aber am Wichtigsten ist, dass 
sich die USA und Europa auf derselben Seite der heutigen 
geopolitischen Trennlinie befinden: beide sind absteigende 
Mächte mit einem gemeinsamen, starken Interesse am lib-
eralen Status quo. [...] Gemeinsam können die USA und 
Europa sich helfen, ihren kollektiven Abstieg zu managen, 
womöglich ihn sogar abzumildern. Allein jedoch werden 
beide verloren sein.“243

Bahnbrechend war in diesem Zusammenhang die 
Veröffentlichung von „Global Trends 2025“ im Novem-
ber 2008. In diesem Gemeinschaftsprodukt sämtlicher 
US-Geheimdienste wurde nicht nur – erstmals – ein 
gravierender machtpolitischer Abstieg der Vereinigten 
Staaten, sondern auch zunehmende geopolitische Konf-
likte bis hin zu drohenden direkten militärischen Ausein-
andersetzungen mit den Aufsteigern China und Russland 
prognostiziert.244 Auch das Institute for Security Studies 
der Europäischen Union gelangte in dieser Zeit zu dem 
Ergebnis, dass sich die westliche Vorherrschaft ernsten 
Herausforderungen ausgesetzt sehen wird. Explizit wies 
die wichtigste EU-Denkfabrik dabei zudem auf die wied-
er zunehmenden Schnittmengen mit Einschätzungen der 
US-Seite hin, wie sie in „Global Trends 2025“ vertreten 
wurden.245 In Deutschland wurde der Bundesnachrichten-
dienst mit der Anfertigung einer Studie zu den Auswirkun-
gen der Wirtschafts- und Finanzkrise auf die globalen 

Machtverhältnisse beauftragt, die den deutschen Eliten 
als Orientierungshilfe für das künftige Handeln dienen 
sollte: „Mitte April [2009] sprach BND-Chef Ernst Uhr-
lau im Präsidialamt vor und präsentierte Bundespräsident 
Horst Köhler seine Analyse der Auswirkungen der Situ-
ation. Von einer ‚Metamorphose der Geopolitik‘ war im 
Schloss Bellevue die Rede und von einer Welt, die nach 
dieser Krise auch politisch nicht mehr so sein wird wie 
vorher. Kernbotschaft für die Bundesregierung: Europa 
und Amerika werden absehbar politisch unter Druck ger-
aten, die Konkurrenz mit China wird sich verschärfen, Pe-
king am ehesten zu den Profiteuren gehören.“246 

Zwei Fragen springen hier direkt ins Auge: Weshalb 
erscheint in diesen Strategiepapieren die Konkurrenz 
zwischen „Etablierten“ und „Herausforderern“ derart 
unversöhnlich, dass mit einer wachsenden Gefahr mil-
itärischer Auseinandersetzungen gerechnet wird; und 
weshalb wird davon ausgegangen, dass die USA und die 
EU/Deutschland hier quasi Schicksalsgenossen sind, die 
untrennbar aneinandergebunden für ihre „Werte“ streiten 
müssten. Eine Antwort hierauf findet sich in Global Trends 
2025, nämlich, weil grundsätzlich unterschiedliche Vor-
stellungen über die „Spielregeln der Weltwirtschaft“ exis-
tieren: „Zum großen Teil folgen China, Indien und Russ-
land nicht dem westlichen liberalen Entwicklungsmodell, 
sondern benutzen stattdessen ein anderes Model: ‚Staat-
skapitalismus‘. Staatskapitalismus ist ein loser Begriff, 
der ein Wirtschaftssystem beschreibt, das dem Staat eine 
prominente Rolle einräumt. [...] Statt die westlichen Mod-
elle politischer und ökonomischer Entwicklung nachzuah-
men, könnten sich viele Länder von Chinas alternativem 
Entwicklungsmodell angezogen fühlen.“247

In der einzigen ausführlichen Beschreibung des oben 
erwähnten BND-Papiers zur künftigen weltpolitischen 
Macht- und Konfliktkonstellation findet sich eine nahezu 
identische Bedrohungsanalyse: „Die Politik sollte sich 
deshalb nachdrücklich solchen geostrategischen Krisen-
abwägungen zuwenden. Denn es ist offensichtlich, dass 
derzeit noch längst nicht alle möglichen Auswirkungen der 
Wirtschaftskrise mitgedacht werden. [Besonders] betrifft 
dies das ideologische Ringen zwischen Demokratien und 
Autokratien, wer das attraktivere Zukunftsmodell für die 
Entwicklung von Gesellschaften liefern kann. Eine ganze 
Generation westorientierter Regierungschefs in Entwick-
lungsländern könnte in die Defensive geraten, wie ihre 
Länder trotz schmerzhafter Reformen in wirtschaftliche 
Turbulenzen stürzen.“248

In einer Phase also, in der die Wirtschafts- und Finan-
zkrise die neoliberale Weltwirtschaftsordnung den letzten 
Rest an Glaubwürdigkeit gekostet hat, stellen China und 
Russland somit die wirtschaftspolitischen Spielregeln 
mit ihrem Alternativmodell grundsätzlich in Frage. Ser-
gei Karaganov, ein führender russischer Politikwissen-
schaftler, prognostizierte deshalb bereits 2007 eine „Neue 
Ära der Konfrontation“: „Heftige Rivalitäten auf ver-
schiedenen Ebenen – ökonomisch, geopolitisch, ideolo-
gisch – werden die Neue Ära der Konfrontation charak-
terisieren. Russlands Außenminister Sergei Lawrow hat 
dieses Merkmal der neuen Welt folgendermaßen beschrie-
ben: ‚Das Paradigma der gegenwärtigen internationalen 
Beziehungen wird vom Konkurrenzkampf im weitesten 
Sinne dieses Begriffs bestimmt, insbesondere, wenn sich 
dieser Konkurrenzkampf auf Wertesysteme und Entwick-
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lungsmodelle erstreckt. Das Neue an der gegenwärtigen 
Situation ist, dass der Westen sein Monopol auf den Glo-
balisierungsprozess verliert. Dies erklärt vielleicht am 
besten die Versuche, die augenblicklichen Entwicklungen 
als Bedrohung des Westens, seiner Werte und seiner Leb-
ensart darzustellen.‘“249

Der gar nicht so neue Konflikt zwischen neoliberalem 
Kernland (Heartland) und staatskapitalistischen Heraus-
forderern (Contender)250 resultiert also aus grundlegend 
unterschiedlichen wirtschaftlichen Ordnungsvorstellun-
gen sowie aus dem Scheitern der Versuche, die Rivalen in 
den neoliberalen Block zu integrieren. In diesem Zusam-
menhang wird mit dem „Transatlantischen Partnerschafts- 
und Investitionsabkommen“ (TTIP) das Ziel verfolgt, 
den „neoliberalen Westen“ zusammenzuschweißen und 
unverbrüchlich gegen den „staatskapitalistischen Block“ 
in Stellung zu bringen. So kommt eine Untersuchung zu 
den geopolitischen Auswirkungen und Zielsetzungen des 
Abkommens zu dem Ergebnis, es gehe ganz allgemein 
um „die Neuformierung und Stärkung des westlichen 
Machtblocks gegen Rivalen wie China oder Russland“ 
und ganz besonders darum, „neoliberale globale Standards 
zu setzen und zu stärken, um so das eigene Ordnungsmod-
ell gegenüber dem angeblich grassierenden ‘Staatskapital-
ismus’ besser in Stellung zu bringen.“251

Auch Peter van Ham vom niederländischen „Cling-
endael Intitute“ teilt diese Einschätzung: „Der wichtigste 
Grund, warum die Europäische Union und die Verein-
igten Staaten sich das ambitionierte Ziel auf die Fahnen 
geschrieben haben, ein Transatlantisches Freihandels- und 
Partnerschaftsabkommen (TTIP) anzustreben, ist geo-
politischer Natur. Der Aufstieg Chinas (und anderer asi-
atischer Länder), kombiniert mit dem relativen Abstieg der 
USA und der wirtschaftlichen Malaise der Eurozone, sind 
ein Ansporn für den transatlantischen Westen, seine ge-
meinsame ökonomische und politische Macht zu nutzen, 
um neue globale Handelsregeln zu schreiben, die seine 
ökonomischen Prinzipien (regelbasierte Marktwirtschaft) 
und politischen Werte (liberale Demokratie) reflektieren. 
TTIP ist ein zentraler Bestandteil in dieser Strategie.“252 

Auch hierdurch werden ohnehin vorhandene Block-

tendenzen weiter forci-
ert: „Es wäre ein Irrtum 
anzunehmen, die großen 
Freihandelsabkommen 
der USA und der EU 
würden keine Reak-
tionen hervorrufen. Sol-
lten TTIP und TPP ver-
wirklicht werden, ist mit 
Reaktionen vor allem der 
Schwellenländer zu rech-
nen. Die BRIC-Staaten 
werden der Fragmen-
tierung der Welthandel-
sordnung nicht tatenlos 
zusehen, sondern eigene 
Großprojekte initiieren. 
[…] Die Unfähigkeit des 
Westens, wirtschaftliche 
und politische Modelle 
jenseits von Kapitalis-
mus und Demokratie zu 

verstehen, erweist sich inzwischen als Belastung. Im au-
toritären Kapitalismus chinesischer oder russischer Prä-
gung ist der westlichen liberalen Demokratie ein neuer 
Rivale erwachsen. Die heutige handelspolitische Antwort 
des Westens auf diese neue Konkurrenz heißt Ausschluss 
und Diskriminierung. Dies ist nicht nur eine unglückliche 
Entwicklung, sondern auch ein gefährlicher Rückschritt. 
Denn so wird ein neuer geostrategischer Großkonflikt han-
delspolitisch flankiert.“253 

Vor diesem Hintergrund werden die Forderungen 
nach einer „Renaissance des Westens“ verständlich, wie 
sie aus dem Umfeld der konservativen EVP-Fraktion im 
EU-Parlament erhoben werden: „Deutsche Außenpolitik-
Experten fordern eine ‘Renaissance’ des transatlantischen 
Bündnisses zur Verteidigung der globalen westlichen He-
gemonie. Die EU müsse in Zukunft ungeachtet gewis-
ser Differenzen wieder enger mit den Vereinigten Staaten 
kooperieren, heißt es in einem Strategiepapier zweier 
deutscher Autoren, das der Think-Tank der Europäischen 
Volkspartei (EVP) unlängst veröffentlicht hat. Demnach 
lasse sich die ‘liberale Weltordnung’, die den westli-
chen Ländern seit dem Ende des Kalten Kriegs weltweit 
die Vormacht gesichert hat, nur bewahren, wenn Europa 
und Nordamerika sich wieder enger zusammenschlössen 
– wirtschaftlich, politisch und militärisch. Jegliche Be-
mühungen, mit Russland enger zu kooperieren, müssten 
eingestellt werden.“254 

Solche Sätze sind insofern aufschlussreich, weil sie 
zusätzlich untermauern, dass der vor einigen Jahren noch 
vorhandene einzige gravierende Unterschied in den Ein-
schätzungen der US-amerikanischen und deutschen Ge-
heimdienste heute augenscheinlich nicht mehr existent ist. 
Während Global Trends 2025 Russland 2008 vorrangig als 
Rivalen behandelte, betrachtete der Bundesnachrichtendi-
enst das Land in seiner damaligen Einschätzung als einen 
potentiellen Preis. Die Aussichten seien gut, das Land in 
einen gegen China gerichteten westlichen Block zu inte-
grieren, so die deutsche Einschätzung.255 Die Art, wie die 
Ukraine-Krise bearbeitet wurde, legt nahe, dass man dem 
inzwischen entweder eine geringere Wahrscheinlichkeit 
als damals beimisst oder schlicht kein größerer Wert mehr 
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auf Russland als Bündnispartner gelegt wird, wodurch die 
Wahrscheinlichkeit, dass sich ein russisch-chinesischer 
Gegenblock formiert, umso wahrscheinlicher wird. 

5.6 Sino-russische Allianz?

Aufgrund der – tatsächlich vorhandenen – ver-
schiedenen Interessenskonflikte zwischen China und 
Russland halten manche Beobachter eine enge Allianz der 
beiden Länder für sehr unwahrscheinlich.256 Doch in Russ-
land ist man sich darüber im Klaren, dass es für das Land 
ohnehin nicht um eine Partnerschaft auf Augenhöhe geht, 
sondern darum, wo seine Interessen als Juniorpartner mit 
größerem Respekt behandelt werden. Und die Antwort fiel 
schon vor Jahren relativ eindeutig aus, wie der russische 
Wissenschaftler Sergei Karaganow betont: „Es ist für mich 
ziemlich offensichtlich, dass die Euroatlantische Zivilisa-
tion, die ursprünglich als der Sieger aussah, in der neuen 
Welt ein wenig hinter China und den asiatischen Ländern 
hinterherhinkt, die sich als die wahren Gewinner des 
Kalten Krieges herausstellen. […] Vor dem Hintergrund 
dieser Veränderungen ist Amerikas geopolitische Position 
und sein Führungsanspruch erheblich erodiert – aufgrund 
von Irak, Pakistan, Afghanistan und der Wirtschaftskrise. 
Diese Position kann und wird allenfalls teilweise wieder-
hergestellt werden können. Angesichts der Unmöglichkeit, 
eines vorteilhaften und gleichberechtigten Zugangs zum 
Euroatlantischen Raum, tendiert Russland dazu, die Koo-
peration mit China zu favorisieren – selbst wenn dies als 
‚kleiner aber respektierter Bruder‘ geschieht. Außerdem 
legt China recht pragmatisch seinen Fokus nicht auf un-
terschiedliche Werte, auch wenn diese Unterschiede groß 
sind. Die heutige ‚asiatische Option‘ ist nicht dieselbe wie 
die europäische Option der Vergangenheit. Sie sieht aus 
wie die Wahl zugunsten einer rasch aufsteigenden Zivilisa-
tion.“257

Es liegt auf der Hand, dass der westliche „Umgang“ 
mit dem Ukraine-Konflikt diese Tendenz weiter bestärkt. 
Zumal im Zuge dessen die Ablehnung des Westens inner-
halb der russischen Bevölkerung auf Rekordhöhe nach 
oben geschossen ist. Umfragen aus dem Januar 2015 er-
gaben, dass 81% die USA negativ sehen (13% positiv). 
Fast genauso hoch sind die 71%, die der EU skeptisch ge-
genüberstehen (20% positiv). Vor Ausbruch der Ukraine-
Krise standen „nur“ 44% den USA und 34% der EU skep-
tisch gegenüber.258 Ähnlich negativ sieht die Bevölkerung 
Chinas auf den Westen: „Nahezu 55% der [chinesischen] 
Befragten stimmen damit überein, ‚dass ein Kalter Krieg 
zwischen den USA und China ausbrechen wird‘. Eine un-
abhängige Untersuchung chinesisch-sprachiger Medien 
im Auftrag der Sunday Times ergab Aussagen von Navy 
und Armee-Offizieren, die einen militärischen Showdown 
vorhersagen und politische Führer, die fordern, dass China 
mehr Waffen an Amerikas Feinde verkaufen soll.“259

Daneben existiert mit dem hohen bilateralen Handels-
volumen260 auch eine materielle Basis für eine sino-russis-
che Allianz. In der Tat gibt es vor allem seit Ausbruch der 
Ukraine-Krise zahlreiche Anzeichen, die in diese Richtung 
deuten: Um nur einige zu nennen, wurde im Mai 2014 
etwa der informelle Ausschluss Chinas für Investitionen in 
russische Infrastrukturprojekte beendet. Besonders sensi-
bel ist die Aufhebung der Restriktionen, was den Verkauf 
von High-Tech Kriegsgerät an China anbelangt, der lange 
abgelehnt worden war. So kam es beispielsweise im April 

2015 zum Verkauf des russischen Systems S-400: „Als 
erstes Land hat China moderne russische Langstrecken-
Flugabwehr-Raketensysteme des Typs S-400 gekauft. Der 
Rekorddeal hat ein geschätztes Volumen von mindestens 
1,5 Milliarden US-Dollar. Viele Staaten buhlen um diese 
Waffe, die weltweit nicht ihresgleichen hat. Bisher wurde 
S-400 aber nur an die russische Armee geliefert.“261 Auch 
der Abschluss der Verhandlungen über einen Vertrag zur 
Lieferung russischen Gases an China im Umfang von 
knapp 400 Mrd. Dollar, die sich zuvor über 10 Jahre hing-
ezogen hatten, weil keine Einigkeit über die Preise erzielt 
werden konnte, wurde rasch nach Ausbruch der Ukraine-
Krise im Jahr 2014 zu chinesischen Bedingungen unter 
Dach und Fach gebracht.262

So verwundert es nicht, dass eine Analyse des Europe-
an Council on Foreign Relations zu dem Ergebnis gelangt, 
die Ukraine-Krise mache eine Allianz der beiden Länder 
wahrscheinlicher, was es möglichst zu verhindern gelte: 
„Sollte sich der Trend fortsetzen lassen, wird sich Russ-
land zu Chinas Juniorpartner entwickeln.“263 Folgerichtig 
ist in diesem Zusammenhang die Aussage des Journalisten 
Pepe Escobar, der im April 2015 berichtete, ihm sei von 
einer hochrangigen EU-Quelle versichert worden, dass 
von deutscher Seite massiv versucht werde, China dazu zu 
bewegen, seine Verbindungen zu Russland wieder zu lock-
ern.264 Im Augenblick spricht allerdings wenig dafür, dass 
dieser Versuch gelingen dürfte, zumal sich die sino-russis-
che Annäherung im Kontext offensichtlicher Versuche der 
BRICS-Staaten abspielt, eine Gegenmacht zum Westen 
aufzubauen. Im Reader Sicherheitspolitik der Bundeswehr 
heißt es dazu „Der BRICS-Verbund ist somit grundsät-
zlich zu einem ernstzunehmenden Akteur gereift. Manches 
weist darauf hin, dass hier nicht nur ein nichtwestliches, 
sondern ein postwestliches Bündnis entstehen könnte – 
und damit eine Herausforderung für den Westen und sein 
globales Ordnungsmodell. […] Dieses Selbstbewusstsein 
sowie das damit verbundene Mobilisierungspotenzial unt-
er Schwellen- und Entwicklungsländern haben die BRICS 
bereits mehrfach in konkrete Vetomacht übersetzt. Dies 
war beispielweise der Fall auf dem Weltklimagipfel in Ko-
penhagen 2009, im Rahmen der Doha-Runde der WTO, 
zuletzt in 2013 auf Bali, oder in der Krimkrise im März 
2014, als die BRICS-Außenminister mit einer dem Westen 
gegenüber kritischen Deklaration die diplomatische Isola-
tion Russlands verhinderten.“265
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Nicht von ungefähr verwies der russische Außenminis-
ter Sergej Lawrow bei der Münchner Sicherheitskonferenz 
2015 auf die Rede von Präsident Wladimir Putin, die dieser 
an selbiger Stelle bereits acht Jahre zuvor gehalten hatte. 
Für viele seinerzeit überraschend ging er darin scharf mit 
der westlichen Expansionspolitik ins Gericht und warnte 
vor einem drohenden Neuen Kalten Krieg, sollte hier kein 
Kurswechsel erfolgen. Seit diesem Zeitpunkt ist aus rus-
sischer Sicht nichts geschehen, um die damals geäußerten 
Bedenken abzumildern – im Gegenteil. Ein ums andere 
Mal verwies Putin auf die lange Liste von Problemen, so 
etwa in seiner Rede zur Aufnahme der Krim am 18. März 
2014: „Wir schlagen ständig Kooperation in Schlüsselfra-
gen vor, wir wollen gegenseitiges Vertrauen fördern, wir 
wünschen, dass unsere Beziehungen auf Augenhöhe stat-
tfinden, dass sie offen und ehrlich seien. Aber wir sehen 
keinerlei Entgegenkommen. Im Gegenteil, wir wurden 
Mal ums Mal betrogen, es wurden Entscheidungen hinter 
unserem Rücken getroffen, man stellt uns vor vollendete 
Tatsachen. So war es mit der Osterweiterung, mit der In-
stallation von militärischer Infrastruktur an unseren Gren-
zen. So war es mit der Entfaltung der Systeme der Rake-
tenabwehr. [...] Man versucht ständig, uns in irgendeine 
Ecke zu drängen. [...] Im Falle der Ukraine haben unsere 
westlichen Partner eine Grenze überschritten, handelten 
grob, verantwortungslos und unprofessionell.“266

Im Wesentlichen wiederholte Lawrow in München 
Anfang 2015 diese Kritik, indem er vor allem auf zwei 
Aspekte abhob: Einmal, dass der Westen auf Expansion 
setze und nicht bereit sei, Russland an einer tragfähigen 
Sicherheitsarchitektur zu beteiligen: „Die Welt befindet 
sich hier an einem Wendepunkt. [...] Es stellt sich die Fra-
ge, ob Sie (der Westen) eine Sicherheitsarchitektur mit, 
ohne oder gegen Russland errichten wollen.“ Und zum 

6. Eiszeit als Dauerzustand?
anderen betonte er erneut die russische Sichtweise, was in 
der Ukraine stattgefunden habe sei ein „Staatsstreich“ ge-
wesen, für den der Westen maßgeblich mitverantwortlich 
sei: „Zu jedem Zeitpunkt haben die Amerikaner, und unter 
ihrem Druck auch die EU, Schritte unternommen, um den 
Konflikt zu eskalieren.“267

Mehrheitlich wird dies aber im Westen natürlich gän-
zlich anders bewertet – und zwar nicht nur in den USA. 
So steht es für Merkel etwa außer Frage, wer die alleinige 
Verantwortung für die Eskalation zu übernehmen hat: 
„Meine Damen und Herren, seit mehr als einem Jahr er-
leben wir nun in der Ukraine-Krise, dass die Grundlagen 
der europäischen Friedensordnung keineswegs selbstver-
ständlich sind. Denn Russlands Vorgehen  – erst auf der 
Krim, dann in der Ostukraine – hat diese Grundlagen un-
seres Zusammenlebens in Europa verletzt. Die territoriale 
Integrität der Ukraine wird ebenso missachtet wie ihre 
staatliche Souveränität. Das Völkerrecht wird gebrochen. 
Vor diesem Hintergrund sind auch die Beschlüsse des NA-
TO-Gipfels in Wales im letzten Jahr zu sehen, mit denen die 
NATO den Grundstein für eine erhöhte Einsatzbereitschaft 
der Reaktionskräfte des Bündnisses gelegt hat. Wir rücken 
damit die kollektive Verteidigung wieder in den Fokus der 
Allianz, auch mit Blick auf die potentiellen Bedrohungen 
der sogenannten hybriden Kriegsführung.“268

Ganz direkt griff Außenminister Frank-Walter Stein-
meier bei der Münchner Sicherheitskonferenz seinen rus-
sischen Amtskollegen an: „Es ist auch Moskaus Aufgabe, 
gemeinsame Interessen zu definieren. [...] Dazu haben wir 
wenig, zu wenig gesehen bisher. Und die Rede des Kol-
legen Lawrow, die Sie gestern gehört haben, hat dazu auch 
nichts beigetragen.“ Auch Steinmeier bemühte das ab-
geschmackte Klischee von der westlichen Wertegemein-
schaft, die sich einem Russland ausgesetzt sehe, das im 

Russischer Kampfpanzer. Quelle: Russlands Verteidigungsamt
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Denken um geopolitische Einflusssphären verhaftet sei: 
„Im Ukraine-Konflikt [...] standen von Beginn an zwei 
kritische Elemente internationaler Ordnung auf dem Spiel. 
Zum einen die Konfrontation der mühevoll errungenen eu-
ropäischen Friedensordnung, die auf Völkerrecht und sou-
veräner Selbstbestimmung fußt, zum anderen die machtpo-
litische Logik von geopolitischen Einflusssphären, die be-
reit ist, sich über diese Regeln gewaltsam hinwegzusetzen. 
Auf diesen gefährlichen Kurs der Annexion der Krim und 
des von Russland militärisch unterfütterten Konflikts in 
der Ostukraine haben wir in EU und NATO entschlossen 
und geschlossen reagiert.“269 

Größer könnte die Kluft in den jeweiligen (Selbst-)
Wahrnehmungen also kaum sein, wie u.a. die Deutsche 
Welle hervorhob: „Mit voller Wucht prallten in München 
die Ansichten Russlands und des Westens aufeinander. 
Dabei ging es nicht nur um die Ukraine-Krise. Das ge-
genseitige Misstrauen sitzt viel tiefer. Russlands Außen-
minister steht allein. [...] Von der NATO-Osterweiterung 
bis hin zu Meinungsverschiedenheiten bei internationalen 
Abrüstungsabkommen – alles ein einziger Affront gegen 
Russland, so Lawrows Lesart. Moderator Ischinger wirkt 
konsterniert: ‘Wir scheinen ein anderes Geschichtsbuch 
aufzuschlagen als die Russen’, kommentiert der erfahrene 
Diplomat und stellt eine ‘große Kluft in den Narrativen’ 
fest, also in jenen Erzählungen, aus denen eine Gesells-
chaft ihre Identität schöpft.“270

Ohne die Einsicht, dass die westliche Politik zumindest 
eine erhebliche Mitschuld an der jetzigen Eskalation trägt, 
dürfte aber der aktuelle Kollisionskurs mit Volldampf weit-
er befahren werden. Alles was aber im Angebot ist, ist eine 
„Kooperative Konfrontation“, die faktisch nur solange ko-

operativ ist, wie sich Russland den westlichen Wünschen 
vorbehaltlos unterordnet.271 Notwendig wäre ein sofortiges 
Moratorium für alle aggressiven Maßnahmen, verbunden 
mit ernsthaften Anstrengungen, gemeinsame Lösungen zu 
erarbeiten: „Es geht nicht um einen bloßen ‘Störfall’ von 
Fehlwahrnehmungen, Missdeutungen und wechselseiti-
gen Überreaktionen. Es hat sich vielmehr beiderseits ein 
grundsätzlicher und damit noch lange andauernder Disput 
aufgebaut. Der lässt kaum mehr Raum für Zwischentöne 
und läuft Gefahr, schrittweise in immer tieferen Antago-
nismus abzugleiten. [...] Erforderlich wäre die ungeteilte 
Bereitschaft beider Seiten, sich von der eigenen Hand-
lungsgeschichte zu lösen, zuzuhören (ohne eifernde Ver-
ständnisbemühungen), Empathie zu empfinden (ohne die 
Realität zu verklären) und sich zu einer (zivilisierten) Stre-
itkultur zu bekennen.“272

Doch hierfür wäre ein so radikaler Kurswechsel von-
nöten, der noch dazu mit einem grundsätzlichen Abschied 
von dem Anspruch einhergehen müsste, die jahrhunder-
tealte westliche Vormachtstellung mit Klauen und Zähnen 
zu verteidigen, dass dies aktuell leider nur schwer vorstell-
bar scheint. Insofern besteht die Gefahr, dass der britische 
Vize-Kommandeur der Nato für Europa, Adrian Brad-
shaw, mit seiner eingangs zitierten Rede Recht behalten 
wird, in der er eine neue „Ära dauernder Konfrontation mit 
Russland“ prophezeite.273 

Doch so düster auch die Aussichten sein mögen, es gibt 
Hoffnung, dass der Großteil der deutschen Bevölkerung, 
wie auch der in vielen anderen Ländern, diesen Eskala-
tionskurs ablehnt – worum es heute und in Zukunft ge-
hen wird, ist, diese Ablehnung in politischen Protest um-
zumünzen!

Quelle: Flickr/Uwe Hiksch
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